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Ab<u zungen 

Abs 

AG 

ASVG 

Art 

BGBI 

BKA 

BM ... 

BMBWK 

BMF 

BMGF 

BMI 

BMJ 

BMLFUW 

BMLV 

BMSG 

BMVIT 

BMwA 

BMWA 

BMWF 

B-VG 

EG 

EU 

EUR 

EWG 

Gles)mbH 

id(g)F 

ISO 

IT 

LKH 

LGBI 

Mill 

RH 

ua 
USt 

Absatz 

Aktiengesellschaft 

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Artikel 

Bundesgc etzblan 

Bundeskanzleramt 

Bundesministerium .. .  

für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

für Fina nzen 

für Gesundheit und Frauen 

für Inneres 

für Justiz 

für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft 

für Landesverteidigung 

für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsurnentenschutz 

für Verkehr, Innovation und Technologie 

für wirtschaftliche Angelegenheiten 

für Wirtschaft und Arbeit 

für Wissenschaft und Forschung 

Bu ndes-Verfassungsgesetz 

Europäische Gemeinschaft 

Europäische Union 

Euro 

Eu ropäische Wi rtscha ftsgernei Ilscha ft 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

in der (geltenden) Fassung 

International Organization for Standardization 

Informationstechnologie 

Landesk ra nkenhaus/ -hä user 

Landesgesetzblatt 

Million(en) 

Rechnungshof 

und andere(s) 

Umsatzsteuer 

Weilere Abkürzungen sind bei der erstmaligen Erwähnung im Text angefühn. 
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Vorbemerkungen 

Vorbemerkungen 

VorLage an den NationaLrat 

Der RH berichtet dem Nationalrat gemäß Art 1 26d Abs 1 zweiter Satz 

B-VG nachstehend über Wahrnehmungen, die er bei mehreren Geba­

rungsüberprüfungen getroffen hat. 

Darstellung der Prüfungsergebnisse 

In  der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­

menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit I an der 

zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren Beurteilung durch den 

RH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungllahme der überprüfteIl Stelle 

(Kellllzeichllullg mil 3 ulld im Kursivdruck) sowie die allfallige Gegen­

äußerung des RH [Kennzeichnung mit 4) aneinander gereiht. Das in  

diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmän­

nische Auf- und Abrundungen. 

Alle personen bezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts­

form gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 

Der vorliegende Bericht des RH ist nach der Vorlage an den National­

rat über die Homepage des R.H http://www.rechnungshof.gv.at ver­

fügbar. 
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Kurzfassung 

B M I  BMf B M lV B�IVIT 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Inneres 

Finanzen 

Landesverteidigung 

Verkehr, Innovation und Technologie 

Behördenfunknetz ADONIS 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums rur I nneres 

Die Vereinbarung zur Errichtung des Funkneczes ADONIS zwischen 
dem BMI und der nach einer EU-weiten Ausschreibung damit beauf­
tragten Unternehmung ließ wesentliche Punkte offen. Deren Rege­
lung war erst für die Phase nach der Erteilung des Zuschlags vOr­
gesehen. Das daraus resultierende Konniktpotenzial führte lecztlich 
zur Auflösung der Vereinbarung mit 26.  Juni 2003 durch Kündigung 
sowohl seitens der Errichtungsunternehmung als auch des BMI.  

Das BMI hatte mit den Bundesländern. den Feuerwehren und den 
Rettungsorganisationen keine bindenden Vereinbarungen hinsicht­
lich ihrer Teilnahme und der gemeinsamen Finanzierung des geplan­
ten Funkneczes ADONIS abge chlossen. 

Die mit Beratungsleistungen zur Erstellung der Ausschreibung und 
Vorbereitung der Zuschlagserteilung beauftragte Unternehmung er­
hielt auch einen Folgeauftrag über die Projektunterstüczung bei der 
Errichtung des Funkneczes ADONIS. Die Beratungsuntemehmung hatte 
bereits im Rahmen des vorangegangenen Vergabeverfahrens eine 
optionaJe Unterstüczung auch bei der Realisierung de Funkneczes 
angeboten. Das damals in diesem Zusammenhang angebotene Kon­
zept samt einer Schäczung des mit der Erbringung der optionaJen 
Leistungen verbundenen Aufwand konnte dem RH nicht vorgelegt 
werden. 
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Die Angebote zur Errichtung des Funknetzes ADON1S zeigten große 
Abweichungen bei wesentlichen KalkulationsgrundJagen. So wichen 
die Angaben über die Anzahl der potenziellen Teilnehmer um nahezu 
die Hälfte und dje Angaben über die laufenden Betriebskosten u m  
über mehr als das Doppelte voneinander ab. Eine Priifung auF Plausi­
bilität im Zuge der Bewertung der Angebote war nicht erkennbar. 

Die vereinbarten jährlichen Einheitstari fe lagenje nach Anzahl der 
Teilnehmer und dem Ausmaß der so genannten Beistellungen durch 
das BMI (zB BeisteUung von Mitarbeitern, Sendestandorten) zwi­
schen 942,40 EUR und J 2 7 6  EUR pro Teilnehmer. Eine realistische 
Darstellung der insgesamt benötigten Finanzmittel für das Funk­
netz ADON1S lag im BMI jedoch nicht vor. 

Ab Dezember 2002 verursachten Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen dem B M l und der Errichtungsunternehmung hinsichtlich des 
Projektmanagements Verzögerungen im Projekt und fuhrten zur Kün­
digung im Juni 200J. 

Das BMI entrichtete fur Beratungsleistungen sowie fur die rechts­
anwaltliche Vertretung rd 2,04 Mil l  EUR. Dariiber hinaus entstan­
den ihm ab Dezember 2001 bis Ende 2003 Personalkosten fur das 
Projekt ADON1S von rd 895 000 EUR. 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums fur Finanzen 

Das BMF war in budgetärer Hinsicht in da Projekt ADONIS einge­
bunden. 

Das BMF unterließ die Überwachung der vollständigen VeranschIa­
gung de Budgetbedarfs fur das Projekt ADON1S fur d.ie Jahre 2003 

und 2004. Es überließ die Verantwortlichkeit fur die Sicherstellung 
der erForderlichen Budgetrnittel dem BMI. 

Obwohl das BMI keine rechtliche Möglichkeit hatte, die Bundes­
länder zur Teilnahme am Funknetzprojekt ADON]S Zu verpflichten, 
stimmte das BMF dem Projekt - genauer einer Verständigung des 
Bestbieters - nur unter dieser Voraussetzung zu. Dieser Forderung 
zufolge hätten sich die Bundesländer vor Beginn des Netzaufbaues 
verbindlich verpflichten sollen, innerhalb von zwei Jahren mindes­
tens 20 000 Endteilnehmer ihres Zuständigkeitsbereiches fur das 
Funknetzprojekt anzumelden. 

B"I' B M F  BMLV S"IVIT 
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BI.\I BI.\F BMLV BMVIT 

Behördenfunknetz ADONIS 

Wirkungsbereich des Bllndesministeriurns für Landesverteidigung 

Die Sicherstellung einer einheitlichen Funkversorgung zwischen allen 
Einsatz- und Rettungsorganisationen im Katastrophenfall und omit 
auch die Einbeziehung des Bundesheere teilten eine unbedingte 
Norwendigkeit dar. 

Da BMLV gab dem BMJ  als Planungsgrundlage für das Projekt 
ADONIS eine Teilnehmeranzahl von rd 2 500 Nutzem bekannt. 

Das BM!  erteilte dem ermittelten Be tbieter am 5. Juli 2002 den Zu­
schlag zur Errichtung des Funknetzes. Das BMLV unterfertigtejedoch 
den Zuschlag an den Be tbieter nicht. Die Verhandlungen zwischen 
dem BMLV und dem BMJ  zum Ab chlus, eines Verwaltungsüber­
einkommens, das die Zll ammenarbeit bei der Errichtung des Funk­
netzes ADONIS regeln sollte, endeten ohne Ergebni . 

Vertreter des BMLV wirkten bei der Erstellung der so genannten 
Dienstfestlegungsdokumente, wie zB der Dokumente für die Bereiche 
Sicherheit und Verschlüsselung owie Dienstmanagement, mit. 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie 

Das BMVlT war als Nutzer vorgesehen und stellte dem BMI das für 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben vorgesehene 
F requenzspektrum zur Verwaltung und selbständ.igen Planung zur 
Verfügung. 
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Planung 

April 2000 

Dezember 2000 

Mai 2001 

September 2001 

Oktober 2001 

März 2002 

Mai 2002 

Realisierung 

Juli 2002 

September 2002 

Juni 2003 

Kenndaten zum Funknetzprojekt ADONIS 

Aufgab( Errichtung eines Funknelzes für Behörden und 
Organisalionen mit Sicherheitsaufgaben 
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Teilnehmer rd 24 500 garantiene Nutzer des BMI und des BMLV; 
zusätzlich maximal 97 000 Teilnehmer bis zum Jahr 2016 

Technik digitaler Bündelfunkdien t nach dem 
TETRA 25-Standard 

Frequenz europaweit harmonisienes Frequenzband 380 - 385/ 
390 - 395 Megahertz 

Vemagsdauer 15 Jahre nach Übernahme des österreich weit voll 
ausgebauten Funknetzes 

Kosten - Beratungskosten: rd 1,94 Mill EUR 

- Kosten für rechtsanwaltliche Venretung: 
rd 100 000 EUR 

- jährlicher Tarif je Endgerät: zwischen 942,40 und 
3276 EUR 

Chronologie zum Funknelzprojekt ADONIS 

Grundsatzentscheidung des BMI zugunsten einer privaten Errichter- und 
Betreiberlösung 

Ausschreibung von Beratungsleistungen (Projektunterstützung) 

Zuschlagseneilung über die Beratungsleistungen (Projektunterstt1tzung) 

Ausschreibung über die Errichtung des Funknetzes 

Ministerratsbeschluss über die Realisierung des Funknetzes 

Entscheidung der Zuschlagskommission zur Vergabe über die Errichtung 
des Funknetzes 

Einstweilige Verfügung des Bundesvergabeamtes hinsichtlich einer Untersagung 
der Zuschlagseneilung 

Zuschlagseneilung zur Realisierung des Funknetzes 

Folgeauftrag über Berarungsleisrungen an die zuvor beauftragle Beratungs­
unternehmung 

beiderseitige Kündigung der Vereinbarung über die Realisierung des Funknetzes 

11",: BMF BMLV BMVIT 
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Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

BM! B M F  IlMlV BMvn 

Behördenfunknetz ADONIS 

Mit Antrag vom 22. Oktober 2003 stellten die Abgeordneten Dr Cap. 

Dr Kräuter und Genossen gemäß § 99 Abs 2 des Bundesgesetzes über 

die Geschäftsordnung des Nationalrates an den RH das Verlangen auf 

Durchführung eines 

"besonderen Aktes der Gebarungsüberprüfung im Bundesministerium 

für Inneres sowie allen damit befassten Ressorts und Dienststellen hin­

sichtlich des Vorganges der Ausschreibung. Vergabe. Abwicklung und 

Errichtung des bundesweiten Behördenfunknetzes ADONIS seit 4. Feb­

ruar 2000 bis zur Aufkündigung der Vertragsvereinbarungen durch 

den Auftragnehmer unter besonderer Berücksichtigung der Vergabe 

des Projektmanagements an  ein Beratungsunternehmen". 

Der RH führte von Dezember 2003 bis Jänner 2004 beim BMI. BMF. 

BMLV sowie BMVIT eine Gebarungsüberprüfung durch. Ergänzende 

Erhebungen fanden beim BMJ. der Verbindungsstelle der Bundesländer 

und bei mehreren Bundesländern stall. Darüber hinaus wurden Gesprä­

che mit Vertretern der Feuerwehren. des Österreichischen Roten Kreu­

zes, des Malteser-Hospitaldienstes. der beauftragten Beratungsunter­

nehmung und der beauftragten Errichrungsunternehmung geführt. 

Zu den im März 2004 ergangenen Prüfungsmitteilungen nahmen das 

BMLV im Mai, das BMJ. das BMF und das BMVIT im Juni 2004 Stei­

lung. Der RH gab h iezu im Juni 2004 seine Gegenäußerung ab. 

7 
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Grundsätzliche Feststellungen 

1 Die Funknetze des BMI,  des BM1V, der Zoll wache und der Justizwache 

sowie der Rerrungsdienste und der Feuerwehren basierten nahezu aus­

schließlich auf zwischenzeitlich veralteten analogen Lösungen: eine 

über Funk koordinierte Zusammenarbeit war nicht möglich. 

Dem Schengener Durchführungsübereinkommen' entsprechend hallen 

die Vertragsstaaten direkte Funkverbindungen zu schaffen, um die poli­

zeiliche Zusammenarbeit i nsbesondere in G renzregionen zu erleich­

tern. Daher erfolgte die Einrichtung eines europaweit harmonisierten 

Frequenzbereiche , der ausschließlich für Behörden und Organisatio­

nen mit Sicherheitsaufgaben reserviert wurde . 

• Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 8enelux-WirtSChaftsunion. der Bundesrepublik. 
Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abb.1U def 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen vom 19. Juni 1990. 

Im Bereich des BMI nahm im Jahr 1 996 eine ArbeilSgruppe Vorarbei­

ten auf, um die einheitl iche und koordinierte Planung eines neuen 

bundesweiten digitalen Funknetzes ADONIS im europaweit harmoni­

sierten Frequenzband für die Bundespolizei sowie die Bundesgendar­

merie sicherzustellen. 

Im Zuge dieser Vorarbeiten führte das BMI Sondierung gespräche mit 

Vertretern der Feuerwehren, des Roten Kreuzes, des Bundesheeres, der 

Zollwache und der Justizwache: diese bekundeten ihr Interesse an der 

Nutzung des geplanten Funknetzes. 

Die Ko ten für die Errichtung des Funknetzes schätzte das BMI -

allein für den eigenen Bereich - auf rd 2 1 8  Mill EUR. Für den Fall der 

Einbeziehung aller übrigen nationalen Behörden und Organisationen 

mit Sicherheitsaufgaben wurde von einer Verdoppelung dieses Betra­

ges ausgegangen. Die jährlichen Betriebskosten schätzte das BMI auf 

10 'lb bis 15 'lb der Errichtungsinvestitionen. 

Am 1 2. Dezember 1 997 präsentierte das BMI das in Aussicht genom­

mene Funknetzprojekt ADONIS erstmals Vertretern der für die Nutzung 

von ADONIS in Betracht kommenden Organisationen (BKA, BMLV, 

BMJ, damaliges Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr, 

BMF) sowie Vertretern der Bundesländer, der Feuerwehren und der 

Rellungsorganisationen. Keine dieser Organisationen gab eine bin­

dende Zusage über die Teilnahme am Projekt ab. 
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Grundsatz­

entscheidungen 

BMI  B�F BMLV BMVfT 

Behördenfunknetz ADONIS 

Am 9. Februar 1 99B legte der damalige Bundesminister ftir Inneres, 

Mag Karl Schlögl, dem Ministerrat einen Bericht über das Funknetz 

ADONIS vor, der die bisherigen Aktivitäten zusammenfasste. Das Pro­

jekt befinde sich im Planungsstadium; allfal l ige Umsetzungsmaßnah­

men würden erst nach Zustimmung durch das BMF erfolgen. 

Der Ministerrat nahm den Vonrag an. wobei in einer Protokollanmer­

kung auf Wunsch des damaligen Bundesministers ftir Finanzen, Rudolf 

Edlinger, festgehalten wurde, dass aus dem gegenständlichen Bericht 

keinerlei Zustimmung zu einer tatsächlichen Realisierung des Projekts 

abgeleitet werden könne. 

Am 8.  November 1 999 teilte das BMF dem BMI mit, keine Budget­

mittel ftir die Aus cbreibung eines Berater- und Consultingvertrages 

zur Unterstützung des Funknetzprojekts ADONIS bereitzu teilen. Am 

10. Dezember 1 999 lehnte das BMF auch die Freigabe von Budget­

mitteln für das BMl ab, mit denen Vorbereitungsmaßnah men für das 

Projekt ADONIS finanziert werden sollten. 

2.1  Nach Ablehnung der Finanzierung des ersten Projekts durch das BMF 

traf das BMI Anfang April 2000 die Grundsatzentscheidung für die 

Weiterentwicklung des Projekts ADONIS im Sinne einer Betreiberlö­

sung; Eigentümer und Betreiber des Funknetzes sollte dabei eine pri­

vate Errichtungsuntemehmung unter Aufsicht des BMI sein. 

Das BMI ging von 22 000 Nutzern im eigenen Bereich aus. Als wei­

tere Nutzer waren 

- das Bundesheer, 

- die Zollwache, 

- die Justizwache, 

- die Schifffahrtspolizei, 

- Rettungsorgan.isationen, 

- Feuerwehren, 

- Ämter der Landesregierungen (Katastrophenschutz), 

- Bezirkshauptmannschaften sowie 

- Gemeinden 

vorgesehen. 
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Die Finanzierung der Nutzung durch Teilnehmer aus dem Bereich des 

Bundes und der Bundesländer sollte aus den jeweiligen Budgets. jene 

der Reltungsorganisalionen und Feuerwehren durch fmanzielle Unter­

stützungsleisrungen von Bundesländern und Gemeinden erfolgen. 

Im Vortrag an den Ministerrat vom JO. Oktober 2001 nahm die Bun­

desregierung den Bericht über die _Realisierung des Projekts ADONIS­

zustimmend zur Kenntnis. Mit Schreiben vom 7. November 2001 rich­

tete der Bundesminister für Inneres, Dr Ernst Strasser, eine Absichts­

erklärung an alle Landeshauptmänner, die eine grundsätzliche Teil­

nahme der Bundesländer bezweckte. 

Die Landeshauptmännerkonferenz fasste in ihrer Tagung am 1 6. Okto­

ber 2002 den Beschluss, dem Projekt ADONIS mit grundSätzlichem Inter­

esse gegenüberzustehen. Die Entscheidung über eine Beteiligung und 

deren Umfang obliege jedem Bundesland selbst, wobei wesentliche 

Grundlage eine genaue Kostenschätzung sei. 

Eine bindende Vereinbarung mit den Bundesländern hinsichtlich der 

Teilnahme am Projekt ADONIS einschließlich der anteiligen Finanzie­

rung, insbesondere hinsichtlich der Rettungsdienste und Feuerwehren, 
schloss das BMI nicht ab. 

2.2 Die Renungsorganisationen und Feuerwehren waren zur Bereitstellung 

ihrer Dienstleistungen grundSätzlich auf die F inanzierung durch Bun­

desländer und Gemeinden angewiesen. Diese Organisationen waren 

daher aus fmanziellen Gründen nicht in der Lage. ihre Beteiligung am 

Projekt ADONIS bindend zuzusagen. 

Nach Ansicht des RH wäre jedoch eine Einigung zwischen dem Bund 

und den Bundesländern über die Errichtung, den Betrieb und die Finan­

zierung des digitalen Funknetzes ADONIS vor dessen Errichtung rur 

eine erfolgreiche Umsetzung des Projekts zweckmäßig gewesen. 

2.3 Laur SreIlU.,g'lOhme des BMI werde die Kririk des RH grundsätzlich als 

zutreffend angesehell. Das BMl wies ill diesem ZusammellllOllg .,eben 

seinen zahlreichen Bemiil,ungen zur Erreicl/Ung der angesproche"e" 

Gru"dsiltzei"igung auch auf die Dringlicl,keit zum A ufbau des digita­

le" FU'lk"etzcs hilI. 

B .... I B M F  B .... LV B .... VIT 
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Behördenfunknetz ADONIS 

3.1 Die Entscheidung für eine Errichter- und Betreiberlösung (Eigentum 

am Funknetz und Netzbetrieb durch eine private Unternehmung) be­

deutete ein Abgehen von der bis dahin bestandenen Philosophie. Eigen­

tum und Betrieb im eigenen Bereich zu halten. Um die Betriebsqualität 

des geplanten Funknetzes unter diesen geänderten Rahmenbedingun­

gen zu gewährleisten, widmete das BMI die er Zielvorgabe in der Aus­

schreibung über die Errichtung des Funknetzes ADONIS entsprechende 

Aufmerksamkeit. 

So wurde festgelegt. das das BMI bei minderer Betriebsqualität unter 

bestimmten Voraussetzungen zur vorzeitigen AuOösung der getroffe­

nen Vereinbarung berechtigt gewesen wäre. Weiters wurden vor allem 

die Voraussetzungen für Konventionalstrafen und Ersatzvomahmen 

sowie das Recht auf Weiterbelrieb des Funknetzes im Insolvenzfall 

geregelt. 

3.2 Der RH wies darauf hin, dass die weitere Funkversorgung im Falle 

einer vorzeitigen Auflösung der Vereinbarung nach Vollausbau des 

Funknetzes nichl geWährleistet gewesen wäre. Die Neuerrichlung eines 

gleichwertigen Funknetzes hätte nach Expertenschätzungen mindes­

tens zwei Jahre erfordert. 

Der RH empfahl für den Fall einer Neuvergabe des Auftrags zur Errich­

tung eines Funknetzes. vertraglich ein Recht des BMI auf jederzeilige 

Abtretung der Funkinfrastruktur gegen AbgeilUng zu verankern. Auf 

diese Weise könnte der durchgehende Weiterbetrieb des Funknetzes 

sichergestellt werden. Im Wege der Vertragsgestaltung sollten für das 

BMI auch wesentliche Einflussmöglichkeiten und Kontroll rechte abge­

sichert werden. 

3.3 Lallr Mirrei/llllg des BMI sei die über deli IlIso/"ellzfall hilwlIsgehellde 

NOlwendigkeir der Absidlerung der direkten FlIIlkversorgU!lg zwischen 

deli Eillsatz- lind Reltullgsorgollisotiollen er t im luge des Projekts a"f­

grund der Versäumnisse der Errichrllllgsllnterliehlllung ersichtlich ge­

worde/i. 

1 1  
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1 . 1  A m  12. Dezember 2000 veranlasste d a  BMI i m  Rahmen eines ofTe­

nen, EU-weiten Verfahrens die Ausschreibung über die Projektunter­

stützung für das Funknetzprojekl ADONIS. 

Ziel der zu vergebenden Leistung Projektunterstützung war es, dem 

BMI für das gesamte Projektmanagement - vorerst bis zur Auftrags­

vergabe an einen auszuwählenden Netzbetreiber - fachlich zuzuar­

beiten. Diese Unterstützung sollte sich dabei vor allem auf techni che, 

wil1schaftliche, organisatorische. terminliche und rechtliche Aspekte 

erstrecken. 

Wesentliche Projektinhalte waren 

- Unterstützungsleistungen bei der formellen Durchführung der Aus­

schreibung, 

- die Erarbeitung einer EU-weiten Ausschreibung nach dem Bundes­

vergabegesetz, 

- die Auswellung der Angebote und die Vorbereitung für die Ver­

gabeentscheidung sowie 

- die Erarbeitung und Bereitstellung von. Tools' zur Qualitätsptüfung 

und für das Projeklcontrolling des beauftragten Nelzbetreibers für die 

Zeit nach der Projektunterstützung. 

Hinsichtlich des Personals der Beratungsunternehmung waren die Qua­

lifIkationen und ProfIle jener Mitarbeiter anzugeben, die mil der Pro­

jektleitung bzw -bearbeitung betraut werden solllen. Während der 

gesamlen Projektdauer war die Kontinuität des eingesetzten Perso­

nals zu gewährleisten. 

Bis zum Ende der Ausschreibungsfrist (20. Februar 2001 )  langlen elf 

Angebote ein. Die Angebote von drei Unternehmungen schied das BMI 

au , weil sie in wesentlichen Punklen den Ausschreibungsbedingun­

gen widersprachen. 

BMI BfotF BMLV BMVIT 
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Die Bewertung der Angebote erfolgte durch eine Zuschlagskommission, 

die sich aus sieben Vertretern des BMI zusammensetzte. Als Bestbieter 

bestimmte die Kommission am 20. April 2001 einstimmig eine Arbeits­

gemeinschaft, die aus zwei Beratungsuntemehmungen bestand. 

Mit Schreiben vom 1 4. Mai 2001 erteilte das BMI dem ermittelten Best­

bieter den Zuschlag mit einer Auftragssumme von 688 920 EUR (ein­

schließlich USt). Die Erteilung des Zuschlags basierte auf Folgenden 

Kriterien: 

Preis 40 % 

GesamtkoDzept der Leistungserbringung 20 % 

Leistungsfahigkeit des Bieters (hinsichtlich technischer, 

wirtschaftlicher, kaufmän nischer und rechtlicher Kompetenz) 10 % 

Referenzen 10 % 

Fehler- und Qualitätsmanagemem 10 % 

Risikomanagement 10 % 

Auf Basis der in der Ausschreibung festgelegten Zuschlagskriterien 

erreichte der Bestbieter 89,9 von 100 möglichen Punkten, während 

der zweitgereihte Bieter 74, I und der drittgereihte Bieter 7 1 ,8 Punkte 

erzielte. 

Das Angebot des Bestbieters beinhaltete eine genaue Auflistung der 

Zuordnung der einzelnen Projektmitarbeiter zu Fachgebieten bzw zu 

Aufgaben im Projekt. Damit sollte die optimale Einbringung der fach­

lichen Kompetenz und der beruflichen Erfahrung der einzelnen Mit­

arbeiter der Arbeitsgemeinschaft für das Projekt ADONIS sicherge­

stellt werden. 

Über die tatsächliche Mitarbeit bzw den vorgesehenen Einsatz dieser 

Mitarbeiter in den verschiedenen Projektbereichen konnte das BMI 

keine konkreten schriftlichen Nachweise erbringen. 

Die Abrechnung für die Beratungsleistungen teilte sich auf drei Rech­

nungen mit einer Gesamtsumme von rd 668 000 EUR (einschließlich 

USt) auf; sie entsprach somit dem Angebot. 

1 3  
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1.2 Der RH erachtetc die gewählte Vergabean als zutreffend. Er beanstan­

detejedoch das Fehlen von Aufzeichnungen hinsichtlich der im Ange­

bot der Beratungsunternehmung genannten Projektmitarbeiter; somit 

waren weder der Einsatz der Projektmitarbeiter noch ihre Verwendung 

im vorgesehenen Tätigkeitsfeld nachvollziehbar. 

Der RH empfahl, bei der Steuerung künftiger Projekte dem Umfang und 

dem zielgerichtcten Ein atz von Personal. insbesondere den rür ein Pro­

jekt maßgeblichen Mitarbeitern von Beratungsumcrnehmungen, beson­

deres Augenmerk zuzuwenden und deren Einsatz zu dokumentieren. 

1.3 LaUl Siel/urlgnuh",e des BMI seieIl die Leisnmgell der BeraTer aujgnmd der 

Leisrwlgsbeschreibwlg ill delI eillzelnen Aufträgen klar geregelt gewcSCII ulld 

ill dirse", Sill/lI' erbracht u/ordell. 

1.4 Ocr RH verblieb bei seiner Feststellung, dass das BMI diesbezüglich 

keine Aufzeich nungen gerühn hatte und somit weder der Einsatz aller 

Projektmitarbeiler noch ihre Verwendung im vorgesehenen Tätigkeits­

feld nachvollziehbar gewesen war. 

2.1  Am JO. September 2002 beauftraglI' das BMljcne Beratungsuntemeh­

mungo die zuvor mit Beratungsleisrungen zur Erstellung der Ausschrei­

bung und Vorbereitung der Zuschlagseneilung betraut worden war, 

auch mit Beratungsleistungen für die Realisierung des Funknetzes. 

Der zeitliche Umfang des FOlgeauftrags erstreckte sich auF die Zeit­

räume vom 5. Juli 2002 bis 3 1 .  Dezember 2002 (Leistllngspaket I) und 

vom I. Jän ner 2003 bis 3 1 .  August 2003 (Leistungspakel 2). 

Inhalte waren unter anderem 

- die Dokumentation der SpezifIzierung der Leistungsinhalte nach 

Zuschlagseneilung, 

- die Venragsüberwachung, 

- die QuaJitätssicherung, 

- die Projcktleitllng sowie 

- die technisch-rechtliche Beratung des BMI. 

BM! BMF BMlV B MVIT 
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Bereits im Angebot der Berarungsunternehmung für die vorangegan­

gene Projektunterstützung (bis zur Zuschlagseneilung) war die optio­

nale Unterstützung auch bei der Realisierung des Projekts ADONIS an­

gefühn gewesen. Die Beratungsunternehmung hatte damals zugesagt, 

vor der Beauftragung des Netzbetreibers - in Abstimmung mit dem 

BMI - ein diesbezügliches Konzept samt einer Abschätzung des damit 

verbundenen Aufwands auszuarbeiten. Sowohl das Konzept als auch 

die Aufwandsabschätzung konnten dem RH nicht vorgelegt werden. 

Das BMI entrichtete für das Leistungspaket I des Folgeauftrags rd 

698000 EUR (einschließlich USt) und für das Leisrungspaket 2 rd 

491 000 EUR (einschließlich USt). 

2.2 Nach Ansicht des RH wären bereits bei der im Dezember 2000 erfolg­

ten Ausschreibung über die ProjektunterslÜtzung die weiteren oplio­

nalen Beratungsleistungen zur Realisierung des Funknetzes ADONIS 

genauer zu spezifizieren gewesen. 

Die nachträgliche Definition des Leistungsumfanges der opLionalen Be­

ratungsleistung im Rahmen der Realisierung des Funknetzes ADONIS 

verschaffte der Beratungsumernehmung einen erheblichen Erfahrungs­

owie InformaLionsvorsprung gegenüber anderen Unternehmungen und 

chränkte dadurch den Handlungsspielraum des BMI ein. 

Der RH regte an, für ein künftigcs Funknctzprojekt Beratungsleistun­

gen bereits in der Ausschreibung detaillien zu regeln. 

2.3 Laur Mirrei/ullg des BMJ wäre die ollgeSlJrochelle Vorgollgsweise oufgru/ld 

der Größe IIl1d Komplexität des Projekrs /liehr möglich gewesell. Erst im 

Projekn'erloufrvärell die erforderliche" Berorrrleisnmgell l,en'orgrkom",clI 

ulld daraujl,i/l detail/ien geregelt wordell. 

2.4 Der RH verwies darauf. dass bereils zur Zeil der Ausschreibung flir die 

Projektunterstützung ADONIS bis zur Eneilung d. Zuschlags voraus­

sehbar war, dass flir die Realisierung des Funknelzes ebenfalls gleich­

anige Berarungsleisrungen durch eine externe Unternehmung erfor­

derlich sein werden. 

15  
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3.1  Das BMI beauftragte a m  10. Dezember 2001 die Beratungsunternehmung 

mit der Erstellung eine Weißbuches sowie eines Lobbying-Maßnah­

menkataloges. die der Akquisition weiterer Nutzer des Funknetzes die­

nen sollten. 

Das von der Beratungsunternehmung erstellte Weißbuch versandte das 

BMI an die für ADONIS in Betracht kommenden Nutzer. Der Lobbying­

Maßnahmen katalog konnte vom BMI nicht vorgelegt werden. 

Als Vergütung für diese Beratungsleistung vereinbane das BMI mit der 

BeralUngsunrernehmung ein Pauschalhonorar von 82 847.03 EUR (ein­

schließlich USt) und überwies am 30. April 2002 den vollen Rech­

nungsbetrag. 

3.2 Der RH bemängelte. dass das BMI das Pauschalhonorar bezahlte, ohne 

zu prüfen, ob der Venragspartner die vereinbarte Leistung zur Gänze 

erbracht hatte. Weiters war nach Auffassung des RH die Vereinbarung 

eines Pauschalhonorars grundsätzlich wenig geeignet. den mit der Auf­

r ragserfüllung verbundenen Aufwand transparent zu machen. 

Der RH empfahl. künftig die Erfüllung von vereinbanen Leistungen 

sorgraltiger zu prüfen und in Verträgen anstelle von Pauschalpreisen 

Zeitaufzeichnungen mit einer stundenweisen Abrechnung der Leistun­

gen - bei gleichzeitiger Vereinbarung eines Maximalentgelts - vorzu­

sehen. I m Falle nicht erbrachter Leistungen wäre das bereits entrich­

tete Entgelt von der Beratungsunternehmung zurückzufordern. 

3.3 La"f Stellungnahme des BMl wäre keill eigener Lobbying-Moßnailmell­

karalog zu erstellen gewesel/. Der Verrrag sei vollinilalrliclr erfiillr wordel/, 

weil die vereillbarten Lobbyillg-Maßllalrmell unmittelbar umgesetzt wor­

den seit>n. 

3.4 Der RH wies darauf hin, dass aufgrund der getroffenen Vereinbarung 

auch ein Katalog von Lobbying-Maßnahmen zu erstellen gewesen 

wäre. 

B"I[ B "I F  B"ILV B"IVIT 
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4 Die Republik Österreich als Auftraggeber, vertreten durch das BM!, schrieb 

die Bereitstellung eines digitalen Funknetzes im Wege eines zweistu­

fIgen Verhandlungsverfahrens EU-weit aus. Die öffentliche Bekannt­

machung erfolgte am 1 8. September 2001. 

Gegenstand der Ausschreibung war die Bereitstellung eines österreich­

weiten digitalen Bündelfunkdienstes sowie der Betrieb und die War­

rung der dafür erforderlichen Infrastruktur. Weitere zu erbringende 

Leistungen betrafen die Planung, Akquisition, Schulung, Dokumen­

tation und Weiterentwicklung des Funkdienstes. 

Die Teilnahmeanträge waren bis 29. Oktober 2001 abzugeben. Von den 

insgesamt vier Bewerbern forderte das BMl drei Unternehmungen bzw 

Bietergemeinschaften zur Angebotslegung auf. Nach einer Phase inten­

siver Verhandlungen mit den einzelnen Bewerbern erfolgte die kom­

missionelle Eröffnung der endgültigen Angebote am 19. März 2002. 

5.1 Zur Bewertung der Angebote hane das BMI in der Ausschreibung 

Zuschlagskriterien festgelegt. Von insgesamt 100 möglichen Punkten 

entfielen auf den Bereich Preise und Entgelte 40 erreichbare Punkte. 

Die betrieblichen Anforderungen waren mit 2 5  Punkten, der Termin­

plan mit 20 Punkten und die technischen Anforderungen mit 1 5  Punk­

ten gewichtet. 

In der Kategorie Preise und Entgelte waren unter anderem auch Punkte 

für die höchste interne Verzinsung, die höchste akkumulierte Gesamt­

profitsumme, den frühesten Break-Even-Zeitpunkt (Gewinnschwelle) 

und den größten Cash-flow des Projekts für den Auftragnehmer vor­

gesehen. 

5.2 Der R H  anerkannte den sehr differenziert gestalteten Katalog der Zu­

schlagskriterien. Er wiesjedoch darauf hin, dass Kriterien, die sich auf 

eine nach oben hin unbegrenzte Optimierung von Umsatz- und Gewinn­

margen (zB interne Verzinsung und Cash-flow) eines Auftragnehmers 

aus einem Projekt beziehen, aus Sicht eines Auftraggebers bedenklich 

sein k.önnen und sich daher in dieser Form nicht als Zuschlagsk.rite­

rien für die Angebotsbewertung eignen. Derartige Zu chlagskriterien 

wären daher bei künftigen Ausschreibungen zumindest nach oben hin 

zu begrenzen. 

1 7  
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5.3 Lau' Milleilung des BMI II'ärell die eilllelnclI Bewemlllgskri,ericlI zud­

I!lIIIder ill eillem solcheIl Verhälmi geslalldell. dass die allge prochelle 

Problematik lIichr Will Tragen kommeIl kom"c. Das BMI sehe daher die 

gnmdsärzlicile Problematik /lieill. 

5.4 Dcr RH wiederholte seine Feststellung. dass sich nach oben hin unbe­

grenzte Um atz- und Gewinnmargen nicht als Zuschlagskriterien rur 

die Angebotsbewenung eignen. 

6.1 Ein Vergleich der in den Angeboten enthaltenen Businesspläne zeigte 

wesentliche Unterschiede: 

( \ )  So ging beispiel weise der später als Bestbieter Gereihte von maxi­

mal \ 2 \  7t\ Teilnehmern. der Zweilgereihte von 80 000 Teilnehmern 

und der Dringereihte nur von 67 500 möglichen Teilnehmern im Funk­

netz aus. 

(2) Während der Erstgereihte \ 288 Sendestandone zur Versorgung an­

nahm. ging der Zweitgereihte von nur \ 039 Basisstationen aus. 

(3) Die gesamten Netzinvestitionen gab der Erstgereihte mit 267.32 Mill 

EUR und der Zweitgereihte mit 327,64 Mill EUR an. 

(4) Während der Erstgereihte rur die laufenden Betriebskosten im Jahr 20\9 

rd 30.3 Mill EUR veranschlagte. wurden diese vom Zweitgcreihtcn mit 

rd 74.0 Mill EUR mehr als doppelt so hoch angenommen. 

Eine Prüfung dieser Kalkulmionsgrundlagen auf Plausibilität schien in 

den vorliegenden Unterlagen, insbesonderc in dem im Zuge der Ange­

botsprüfung erstellten Prüfbericht, nicht auf. 

6.2 Der RH anerkannte die umfangreiche und detailliene technische Ange­

botsprüfung. Er bemängelte jedoch, dass die Vergleichbarkeit der Ange­

bote wegen der fehlenden fmanziellcn Plausibilitätsprüfung der stark 

voneinander abweichenden Kalkulationsgrundlagen nicht sichergestellt 

war. Dadurch war auch die im Prüfberichl ausgesprochene Vergahe­

empfehlung an den Bestbieter für den RH nieht nachvollziehbar. 

B"11 B "1 F  B"1lV B"1VIT 
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Der RH wies weiter.i darauf hin. dass aufgrund des mit drei Punkten 

nur sehr geringen Abstands zwischen Er.it- und Zweitgereihtem den 

im Zuge der Angebolsprüfung nicht ausreichend hinterfragten. sehr 

optimistischen Kalkulationsgrundlagen des Bestbieter.i entscheidende 

Bedeutung zukam. Ohne die dadurch erreichten Zusatzpunkte wäre 

unter Umständen ein Zurückfallen hinter den Zweitgereihten und damit 

ein Bieter.iturz mögl ich gewesen. 

Der RH empfahl. in einem künftigen Funknetzprojekt der Vollständig­

keit des Prüfberichts (insbesondere der Plausibilität kontrolle von Kal­

kulationsgrundlagen) besonderes Augenmerk zuzuwenden. 

6.3 Laut Stellullgllahme des BMl l I 'äre es aufgnll1dfehlellder diesbezüglicher 

Fachkompetellz im BMI schwierig gewesell, die Facllkompetellz des Bera­

ters hillsicllllich des komplereIl Bereiches der Erstellullg eilles Bu illess­

plmles ill der erforderlichen Tiefe LU priife" und damit zu I'eratlnt'onetl. 

Die Empfellltmg des RH hillsichtlich eitler itlletlsil'etl Prüfullg 1I0tl Bera­

terleisllll1gell werde kÜtljtig I'erstärkl beachtet werdell. 

7 . 1  Am 22. März 2002 tagte die Zuschlagskommission. Die Vertreter des 

BMI unterzeichneten noch am selben Tag den VOr.ichlag der Zuschlags­

kommission. den Zuschlag an den im Prüfbericht erminelten Bestbicter 

zu vergeben.  Der Vertreter des BMLV unterfertigte am 25. März 2002 
den VOr.ichlag der Zuschlagskommission. 

Nachdem ein von den unterlegenen Bietern angestrengtes Nachprü­

fungsverfahren vom Bundesvergabeamt am 5. Juli 2002 wegen Unzu­

ständigkeit zurückgewie en wurde. erteilte das BMI als alleiniger Auf­

traggeber dem Bestbieter noch am sei ben Tag den Zuschlag: das BMLV 

unterfertigte nicht. 

Zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung lag ein in sich geschlos ene 

Venragswerk zur Errichtung des Funknetzes nicht vor. Laut den All­

gemeinen Venragsbedingungcn gallen zwischen dem BMI und der 

Errichtungsuntemehmung im Wesentlichen die um die beantworteten 

Bieterfragen ergänzte Ausschreibung sowie das Angebot der Errich­

tungsunternehmung als rechtsverbindliche Bestandteile der Venrags­

beziehung. 
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7.2 Der RH hielt fe t, dass das BMLV den Zuschlag an die Errichtungs­

unternehmung ungeachtet seiner Zustimmung zum Vorschlag der 

Zuschlagskommission nicht unterfenigte. Auch ein entsprechendes 

Verwaltungsübereinkommen zwischen dem BMI und dem BMLV wurde 

nicht abgeschlossen. Eine rechtlich bindende Vereinbarung zwischen 

dem B MLV und der Errichtungsunternehmung lag somit nicht vor. 

7.3 Laut MirteilutJg des BMI habe es als einziger A uftraggeberfungien und 

könne so/lin die Forderung, das BMLV härte den Zuschlag ebenfalls unrer­

fertigen sollen, nicht nachvollziehen. Bezüglich der eingefordenetJ Ver­

waltungsvereinbarung verwies das BMI auf einen Ministerratsbeschluss 

über die Teillwhllle des BMLV alll Projekt. 

7.4 Der RH wies darauf hin, dass er in diesem Zusammenhang lediglich 

den Sachverhalt dargestellt, jedoch weder die Unterlassung der Unter­

fertigung der Zuschlagseneilung durch das BMLV noch den fehlenden 

Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung beanstandet habe. 

8. 1 Gemäß den Unterlagen der Zuschlag kommission vom 22. März 2002 
bot der Bestbieter - abhängig von der Anzahl der Teilnehmer und 

vom Grad der vom BMI beigestelIten Leistungen - jährliche Einheits­

tarife zwischen 942,40 EUR und 3 276 EURje Teilnehmer an. Die Tarif­

modelle unterschieden sich unter anderem darin. dass sich die Einheits­

tarife entweder in Stufen von 5 000 Teilnehmern oder bei 40 000 bzw 

80 000 Teilnehmern verringenen. Zusätzlich zu den Einheitstarifen 

war in einer alternativ angebotenen Mietvariante für Endgeräte noch 

mit jährlich rd 300 EUR je Gerät zu rechnen. 

Daneben konnte der Bestbieter allfallige zusätzlich notwendige mobile 

bzw f,xe Basisstationen. Daten- und Bildübenragungen, Tunnelverka­

belungen, eine zusätzlich erforderliche Innenversorgung von Gebäu­

den sowie weitere Dienste dem BMI gesonden in Rechnung stellen. 

Eine realistische Darstellung der insgesamt vom BMI für den gesam­

ten Bündelfunk benötigten Finanzmittel lag im BMI nicht vor. 

8.2 Der RH anerkannte die Bemühungen des BMI zur Schaffung eines kla­

ren und einheitlichen Tarifmodells. Er wies jedoch darauf hin, dass das 

BMI den tatsächlichen Budgetbedarf für das Funknetz nicht umfas­

send ermittelt hane. 

Der RH empfahl daher, künftig den Budgetbedarf umfassend zu er­

mineln. 

BMI B"IF BMLV BMVI" 
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8.3 Laut Mitlt'ilung des BMI sei die Budgt'taujbt'rt'irung aufgrund der Kom­

plexitär des Projekts und der besonderen Form der Leistungserbringung 

als Dien tlt'isrun9skonzession besonders scltwierig gewesen. Das BMI 

werde sielt illl IleUelt Projekr bemültell, deli BudgetbedarJ noclt detail­

lierter darzustellen. 

8.4 Ocr RH wies darauf hin, dass bei einem Folgeprojekt VOr allem eine 

grundsätzlich realistische sowie umfassende Darstellung des gesam­

ten Budgetbedarfs von entscheidender Bedeurung sein wird. 

Abwicklung und Errichtung 

Projektmanagement 

BMI BMF BMlV BMVIT 

9.1 Im September 2002 erstellten das BMI. das BMLV und die Errichrungs­

unternehmung gemäß den Vorgaben der Ausschreibung gemeinsam 

ein Projekthandbuch. Zur Projektsteuerung wurden darin erste Pro­

jektstrukturen, ein sehr grob gehaltener Gesamrterminplan und zwei­

wöchentliche Projektsteuerungsmeetings vereinbart. Monatlich sollte 

von der Erriehrungsunternehmung ein Fortschrittsbericht für die Pro­

jektleitung des BMI erstellt werden. 

Im Dezember 2002 bemängelte das BMI erstmals die von der Errich­

tungsunternehmung verfassten FOrlSchrittsberichte für Oktober und 

November 2002. Im Februar 2003 schlug das BMI eine neue Projekt­

strukrur mit einer deutlichen Verschränkung der Projektorganisatio­

nen zwi ehen dem BMI und der ErrichrungsuntemehmuDg vor. Die­

sen Vorschlag des BMI unterzeichnete die Errichrungsuntemehmung 

jedoch nicht, weswegen er auch nicht umgesetzt werden konnte. 

Am I .  April 2003 meldete die Errichtungsuntemehmung dem BMI die 

Fertigstellung des ersten Teil netzes (so genannte Phase 0) als zur .Ein­

leirung des Abnahmeverfahrens· bereit. Am 26. Mai 2003 teHte das BMI 

der Errichrungsunternehmung mit. dass .die von ihm veranlassten Ab­

nahmetests ergeben härten, dass die in Phase 0 angebotenen Dienste in 

keinster Weise den vertraglichen Anforderungen entsprachen und eine 
Abnahme daher nicht in Frage käme·. 

Die Errichrungsuntemehmung entgegnete, dass Abnahmetests nur auf 

Basis einer gemeinsam festgelegten Abnahmeprozedur durchgeführt 

werden könnten. Die vom BMl einseitig durchgeführten Tests wies 

sie zurück. 
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Mit Schreiben vom 22. Mai 2003 wies das BMI die Errichtungsunter­

nehmung unter anderem auf die bis dahin entstandenen Verzögerun­

gen im Projekt. die immer noch nicht umgesetzte neue Projektorgani­

salion. die aus seiner Sicht unzureichenden Projeklfonschrillsberichte 

und die bereits mehrfach erfolglos urgierte Erfüllungsgarantie hin. 

Als Termin zur Vorlage eines detaillierten Projektplans legte es den 

10. Juni 2003 fest. 

9.2 Der RH stellte fesl. dass die ab Dezember 2002 eingetretenen zahlrei­

chen Unstimmigkeiten hinsichtlich der Grundzüge des Projeklmanage­

mems zu Verzögerungen im Projekt führten. so dass der erste große 

Meilenstein. die Abnahme der Phase O. nicht gehalten werden konnte. 

Er bemängelte. dass wesentliche Grundzüge des Projektmanagements 

erst im Zuge der Projektabwicklung fe tgelegt wurden und nicht bereits 

vor der Zuschlagserteilung. 

Weiters merkte der RH an. dass die mit Zuschlagserteilung von der 

Errichtungsuntemehmung zu stellende Erfüllungsgarantie nicht bei­

gebracht werden konnte. 

9.3 Laut Stellungnahme des BMI wären alle Aufgaben eil/es dem Projekt 

Redlllul/g /ragel/den Projektmanagemellts im Vertrag veral/kert gewe­

sel/. Häree die Erriclrrul/gsunrernehmul/g diese venraglichen Verpjliclr­

lungen auch nur ansalzweise erfüllt. wäre das Projekt aus der Sidll des 

BMI sicfler I/idrr gesdreiterr. 

9.4 Der R H  bekräftigte seine Feststellungen zum Projektmanagemelll und 

wies nochmals auf die Anfang 2003 vorge chlagenen Veränderungen 

in der Projektstruktur sowie bei der Projektorganisation hin. 

10.1 Im Angebot der für die Ausschreibung und die Projektabwicklung 

zuständigen Beratungsunternehmung war eine Projektbegleitung mit­

tels Projektkostenrechnung im Sinne einer Projektsteuerung und eines 

fmanziellen Risikomanagements vorgesehen; allerdings erstellte die Be­

ratungsunternehmung in der Folge keine aussagekräftigen Berichte über 

die Entwicklung der Projektkosten der Errichlungsunrernehmung. 

10.2 Ocr RH bemängelte das Fehlen einer dem BMI zugänglichen Projektkos­

tcnrechnung. Dies erschwerte maßgeblich eine Beurteilung der fman­

ziellen Situation der Errichtungsuntemehmung und damit auch eine 

Aussage über das Projektrisiko. Er empfahl. künftig insbesondere zu 

Steuerung zwecken eine Projektkostenrechnung durchzuführen. 

BMI  BMF BM.V BMVIT 
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Behördenfunknetz ADONIS 

10.3 Laut Mitteilung des BMI sei es bei derarligen LeisfUngsvenrägen nielli 

üblicll und wäre daher auch nielli durcllserzbar gewesen, vom A ujtrag­

/lellmer die OIfen/egullg solcher geheimer Gesehäjtsulllerlagell lu erlall­

gel/. Das BMI sei jedoch bemühr, im Zuge des /leuen Projekts die Emp­

fehlullg des RH lIufzugreifell. 

10.4 Der RH nahm die Absicht des BMI zur Kenntnis und wies auf die vor­
handenen Gestalrungsmöglichkeiten im Rahmen einer neuen Verein­
barung hin. 

1 1.1 An der Projektierung und Umsetzung des Vorhabens ADONIS waren 
Bedienstete sowohl der Zentralstelle als auch nachgeordneter Dienst­
stellen des BMI beteiligt. 

Der RH errechnete die Personalkosten der Zentralstelle für das Vorha­
ben ADONIS von Ende 2001 bis Ende 2003 mit rd 895 000 EUR. 

Die Personalkosten der Zenlralstelle für 2000 bis 2001 bzw jene der 
nachgeordneten Dienststellen des BMI konnten mangels Aufzeichnun­
gen nicht quantifIziert werden. 

1 1 .2 Der RH regle an, die bereits erarbeiteten Grundlagen und gewonne­
nen Erfahrungswerte in einem künftigen Funk.netzprojekt nutzbrin­
gend einzusetzen. 

1 1 .3 Das BMI sogle dies zu. 

12.1 In den rd acht Monaten von der Zuschlagserteilung bis zum Beginn des 
Netzbetriebs mit Phase 0 sollten in 27 so genannten Dienstfestlegungs­
dokumenten bis spätestens März 2003 wesentliche, i n  der Ausschrei­
bung und im A ngebot noch ungeklärte Punkte geregelr werden. 

Da für den Gesamlüberblick wichtigste Dokument war dabei der so 
genannte Dienstfestlegungsplan, der einen Gesamlterrninplan und 
einen Überblick über den Ablauf der anderen Ersrellungsprozesse ent­
halten sollte; er wäre bis spätestens drei Wochen nach Zuschlagsertei­
lung von der Errichtungsuntemehmung zu erstellen und in der Folge 
laufend zu aktual isieren gewesen. 
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Im Jänner 2003 lag der vereinbarte Diensrfestlegungsplan immer noch 
nicht in einer vom SM! akzeptierten Form vor. Von den übrigen 26 Diensl­
festlegungsdokumenten waren bis zur Kündigung der Vereinbarung 
nur vier in einer vom 3MI akzeptierten Form erstellt. 

Hervorzuheben war dabei die Tatsache, dass mit Erklärung der Errich­
rungsunternehmung vom I .  April 2003. die Phase 0 wäre abnahme­
bereit, das dazu notwendige Dienstfestlegungsdokument noch nicht 
vorlag. Die Abnahmetests konnten daher nicht in einer einvernehm­
lich geregelten Form durchgeführt werden. 

12.2 Der RH wies auf die vielfach verspätete Erstellung der DienstfestJe­
gungsdokumente hin. Er empfahl, in einem künftigen Funknetzprojekt 
wesentliche Vorgaben hinsichtlich der Umsetzung des Projekts bereits 
vor Eneilung des Zuschlages festzulegen. 

12.3 Laur Mirteilullg des BMI werde im neuen Projekr versucht werden, wese/U­

liche ver/mgsre/eva'lre Puo.kte VOr Vertragsabschluss zu firieren. Dies 

sei bei ADONIS auJgrulld der Komplexirät des Projekts sicherlich nichl 

in alIeIl PUllkren erreicht worden. 

Das BMI wies darauf hin, dass die Verzögerungen bei der Ersrellung 

der Diellstfestiegullgsdokume,lIe aus seiner Sicht auf die Erric/rllmgs­

ullremehmung zurückzufiilzrell waren. Dies habe lerztendlicll auch zur 

Vertragsauflösung gefiillrl. 

Grundsätzliches 

13.1 Die Ausschreibung zur Errichtung des FunknerzprojekLs ADON1S sah 
die oprionale Beistellung von Mitarbeitern, Standorten (zB Standone 
von Sendeanlagen) und leitstellen sowie des Verbindungsnerzwerkes 
durch das 3M! vor. Die Konkretisierung dieser Beistellungen soille nach 
Zuschlagserteilung i n  der DienstfestJegungsphase erfolgen. Diese Bei­
stellungen sollten zu einer Verringerung des Einheitstarifes führen. 

Für die 3eistellung von Persona]' war eine Verri ngerung des Einheits­
tarifes um 1 4 1 ,60 EUR pro Teilnehmer und Jahr vorgesehen. Für die 
optionale 3eistellung des Verbindungsnetzwerkes durch das 3M] war 
eine Reduktion des Einheitstarifes von 344 EUR pro Teilnehmer und Jahr 
geplam. Dies hätte eine Tarifreduktion von rd 8,4 Mill EUR pro Jahr für 
die rd 24 500 feststehenden Teilnehmer von 3MI und 3MLV bedeutet. 

• insgesamt 29 Arbeitsk.räfte für Netzwermtanagernent. Hotline sowie Fil'§t-level­
suppon 

B "I I  B"IF B"ILV B"IVIT 
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In  der Folge verhindenen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 

BMI und der Erricbtu ngsunternehmung eine Beistellung des Verbin­

dungsnetzwerkes. I m  Mai 2003 fordene die Errichtungsunternehmung 

rur ersatzweise angemietete Leirungen 1 ,5 Mill EUR Das BMJ verwies 

auf den Umstand, dass die Beistellung des Verbindungsnetzwerkes eine 

- auch in der Ausschreibung so gekennzeichnete - oprionale Leis­

rung dargestellt habe. 

13.2 Der RH anerkannte die Bestrebungen des BMI, durch BeisIellungen das 

Nutzung entgelt für das Funknetzprojekl ADONIS zu verringern. Er 

wies jedoch darauf hin, dass wesentliche Details zur Abwicklung von 

Beistellungen unklar geregelt bzw umstritten waren. 

Der RH empfahl, künftig wichtige Fragen rur die Winschaftlichkeit eines 

Projekts bereits vor der Zuschlagserteilung ausreichend zu klären. 

13.3 Laut MiNeilung des BMI wären die Ralrmellbedillgullgell im Verrrag klar 

geregelt gewesen. Versäumnisse der Erriclrlungsunlenrelrmu'lg IliWen 

jedocll zu Mdllullgsversciriedellireiren über die Beis/ellullgen gefolrrr. 

Der Empfehlung des RH, for die Wirlsclraftliclrkeil eines künftigen Pro­

jekcs wiclrtige Fragen bereits vor der Zuscillagserteilwrg ausreiclrend zu 

klären, werde jedoclr Recllllung ge/ragen werdel/. 

13.4 Der RH wies auf seine Feststellung hin, wonach wesentliche Details 

zur Abwicklung von Beistellungen unklar geregelt bzw umstril1en 

waren. 

Sendestandorte 

14.1 Die Ausschreibung enthielt eine Liste mit rd 2 000 vom BMI und BMLV 

vorgeschlagenen möglichen Sendestandorten. Die Errichtungsunter­

nehmung bot bei Nutzung von 5BO dieser Standorte (45 % der von der 

Errichtungsunternehmung geplanten I 2BB Standorte) einen Abschlag 

von 1 32 EUR je Teilnehmer und Jahr an. Der Abschlag basierte auf 

einer von ihr veranschlagten Annahme einer fIktivenjährlichen Stand­

ortmiete von durchschnittlich 4 936 EUR je Standort. 
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Einige der vom BMI und vom BMLV zur Beistellung angebotenen 

Standorte befanden sich im Eigentum der Bundesimmobil iengesell­

schaft mbH; sie konnten der Errichrungsunternehmung mietkosten­

frei für die behördliche Nutzung zur Verfügung gestellt werden. Bei 

den Standonen. die sich nicht im Eigentum der Bundesimmobil ienge­

sellschaft mbH befanden. war unklar. zu weichen Konditionen sie von 

der Errichtungsuntemehmung genutzt werden konnten. 

Die Akquirierung von privaten Standonen war für die Errichtungs­

unternehmung in einigen Fällen wirtschaftlich günstiger als die durch­

schnittlich angenommene jährliche Standonmiele von 4 938 EUR. Dies 

war mit ein Grund dafür. dass die angestrebte Quote von 45 % an bei­

gestel lten Standonen nicht erreicht wurde; sie betrug gemäß dem Fon­

schrittsbericht vorn Mai 2003 nur rd 1 8  %. 

Wegen der Unklarheiten in der Auslegung der Vereinbarungen fanden 

von Mitte Jänner 2003 bis Mitte Juni 2003 in regelmäßigen Abstän­

den Gesprächsrunden zwischen dem BMI und der Errichtungsunler­

nehmung zur Klärung der weiteren Vorgangsweise bei der Akquisi­

tion der beigestelIten Standone statt. 

14.2 Der RH beuneilte wesentliche Bestimmungen hinsichtlich der ßeistel­
Jung von Standonen zum Zeitpunkt der Zuschlagseneilung als nicht 

ausreichend konkretisien. Er empfahl. künftig bereits vor der Zuschlags­

eneilung zu klären, unter welchen konkreten fInanziellen Bedingun­

gen Standone beigesteIlt werden. 

14.3 Laur Mitreilu'19 des BMI wären die Mechanismen be/reffend die Bei­

srellung der Standorte im Vertrag grundSätzlich geregelr gewesen. Die 

Details wären van der Erricil rungswHentellmun9 im Eilwernellllle" 

111 i/ dem BMI in den Spezifikarionen im Rahmen des Diellsljes/iegullgs­

dORumellls 27 (Beistellullgell) zu klären gewesen. Es sei fren·orzufrebell. 

dass es illl Zuge der Umselzung erhebliche Probleme gegebe11 habe. weil 

die ErriclllulIgsullIemellmu'lg 'Iiclll die für das BMI koslellgünstige­

re'l Sialldorte als Beisiellullg /IIj/zbar machte. sondern pril'Gte Stand­

orte akquiriert frabe. 

B M :  B M F  B M LV B MVIT 
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15.1 Da eine geografisch lückenlose Funkversorgung mit der dem Funk­

netz ADONIS zugrunde l iegenden Technologie aufgnll1d der Topografie 
Österreichs nicht gewährleistet werden konnte, defll1iene das BMI in 

seiner Ausschreibung den Versorgungsbereich anhand leistungsbezo­

gener Kriterien. Sie legten flir F"hrzeug- und Handfunkgeräte - bezo­

gen auf best immte Gebiete - eine prozentuell bestimmte Wahrschein­

lichkeit des Zustandekommens von Gespräch,verbindungen fest. 

Um die deran versorgten Flächen zu vervollständigen und dir Innen­

raumversorgung zu verbessern. waren in einem Anhang zur Ausschrei­

bung zusätzliche Önlichkeiten und Gebäude festgelegt. 

Für das BMLV wurden im Anhang zur Ausschreihung erschöpfend Trup­

penübung plätze, Fliegerhorste und Kasernenbereiche angefühn. Für 

das BMI wurden im Wesentlichen Straßcmunnel, Ausnugs-, Wancler­

und Schigebicte sowie einsatztakt isch unverzichtbare Objekte mit hoher 

Besucherfrequenz erfass!. 

Für den änlichen Zuständigkeitsbereich der Bundcspolizeidirektion Wien 

enthielt die Aufzählung 1 60  Objekte, wobei jedoch für wesent l iche 

Objekte. wie zB flir die Wiener Staatsoper. da, Wiener Rathaus, das 

Burgtheater, die Hofburg und weiters flir mehrere Amtsgebäude. Ein­

kaufslentren sowie rur die Mehrzahl der U-Bahnbauwerke, keine Nctz­

abdeckung geforden war. 

Für das restliche Bundesgebiet fehlten unter anderem die Sicherstellung 

der Innenraumversorgung sämtlicher Flughafengebäude (zB Flughafen 

Wien-Schwechat) sowie die Abdeckung wicht iger Schi- und AusOugs­

gebiete (wie lB das Gletschersehigebiet KitzsteinhomIKaIJrun). 

Zudem bezog das BMI die Abdeckung wichtiger Teile hochrangi­

ger Versorgungsnetze (Trinkwasser, Strom und Gas) nicht in die Pla­

nungsüberiegungen ein. Weilers wurden in der Ausschreibung spe­

zieIle VersorgungsbedlJrfnisse lJbriger Behörden und Organisationen 

mit Sicherheitsaufgaben zum Teil nicht berücksiChtigt, wie zB die Oä­

chendeckende Versorgung aIler Krankenanstalten' oder die Versorgung 

sämtlicher Gerichtsgebäude und Justizanstalten für die Justizwache . 

• ausgenommen im Bundesland Nirocrösterrcich 
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Das BM] venrat hiebei die Ansicht. dass die übrigen Behörden und Orga­

nisationen mit Sicherheitsaufgaben im Falle ihrerTeilnahme am Funk­

netz ADONIS sämtliche durch ihre speziellen Anforderungen notwen­

digen technischen Zusatzeinrichtungen selbst zu fInanzieren hätten. 

15.2 Der RH stellte bei Durchsicht der Auflistung von Orten mit speziellen 

Anforderungen an die Netzabdeckung durch das BM! fest, dass relativ 

unbedeutende Objekte berücksichtigt wurden, einsatztaktisch wichtige 
Örtlichkeiten und Gebäude jedoch fehlten. 

Er empfahl, für ein künftiges Funknetzprojekt bereits in der Aus chrei­

bung option ale Angebote für die zusätzliche Versorgung bestimmter 

Kategorien von Örtlichkeiten und Gebäuden einzuholen. Damit wären 

sämtliche Kalkulationsgrundlagen für eine nachträgliche Erweiterung 

des Nutzerkreises bzw der Funkabdeckung gegeben. 

15.3 Laur Mirreilung des BMI wärell die Aliforderullgell Oll die Spezialuer­

sorgung von ObjekteIl u"d BereicheIl darauf ausgcricll rcl gewesell, zu­

ersl das Netz mil seiner Basisversorgullg ill Belrieb zu /lehmen ulld /lach 

eiller Evaluierullg der tatsächlichen Versorgullg deli darüber Ilillous­

gehenden Bedarf abzudecken. Oie Empfehlung des RH hinsicllllicil eiller 

Kategorisierung von Gebäudell werde ill der Erstellullg der Ausscllrei­

bUlIgsumerlagen für ein neues Funkllclzprojekt berücksicllrigl werden. 

15.4 Der RH wies darauf hin, dass nachträglich geltend gemachte Anfor­

derungen zu höheren Errichrungskosten und damit zu einer Erhöhung 

des Nutzungsentgelts geführt hätten. 

Funkabdeckung im alpinen Bereich 

16.1 Zur Planung der vereinbarten Funkabdeckung bediente sich die Errich­

tungsunternehmung entsprechender IT -Programme. Mit deren Hilfe 

erstellte sie im Rahmen ihrer Grobplanung elektronische Karten über 

die Funkversorgung für das Bundesgebiet. 

16.2 Ein Vergleich dieser Grobplanung mit der derzeitigen Funkversorgung 

ergab, dass das Funknetz ADONIS vor allem im alpinen Bereich große 

Versorgungslücken aufwies. 
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So leistelen die Alpini.sten der Bundesgendarmerie von 1 998 bis 2003 
- bei steigender Tendenz - jährlich rd 6 600 Mannsrunden im Rah­

men von 5 1 20 Einsätzen. wobei siejährl ich 337 Suchaktionen durch­

führten. Daher besteht nach Ansicht des RH für Such- und Rettungs­

einsätze vor allem in schi- und bergtouristisch stark frequentierten 

Gebieten eine hohe Notwendigkeit für die Versorgung mit Einsatzfunk, 

in die alle Rettungsorganisationen eingebunden ein sollten. 

Der RH empfahl, die Funkabdeckung im alpinen Bereich in einem künf­

tigen Funknerzprojekt verstärkt zu berücksichtigen. 

16.3 Laut Stellungllahme des BMI sei der fillanzielle A ufwa IId der jUl1ktech­

niscl. besol1ders scill/Jierigetl Versorgullg alpitler Gebiete in Relation zu 

der A llzahl der EinsälZe im kOllkret zu versorgelldell Gebiet hochgra­

dig ullwirrschajtlicl!; ergänzellde jwrk rech 11 isdl e Maßnallltlell, mit delIeIl 

vergleichsweise kostengütlsriger ulld flexibler reagiert werdelI könl1te, 

wiirdel1 shmvoll erscheinen. 

16.4 Der RH bekräftigte die hohe Notwendigkeit der Versorgung von schi­

und bergtouristisch slark frequentierten Gebieten mit Einsatzfunk. Sei­

ner Ansicht nach sind die vom BMI erwähnten ergänzenden funktech­

nischen Maßnahmen wegen mangelnder Reichweite nur bedingt geeigne� 

die erforderliche Funkversorgung ausreichend sicherzustellen. 

Konflikrpunkte 

17.1 Nach der Zuschlagserteilung traten zwi ehen dem BMI und der Errich­

tungsunternehmung mehrfach Meinungsverschiedenheiten über die 

Auslegung der vereinbarten Leistungen auf. Sie betrafen unter ande­

rem den Funkversorgungsbereich flir die Luftfahrzeuge des BMI, die 

Trageweise von Handfunkgerälen und die Funkversorgung für Schi­

gebiete und -pisten. 

17.2 Der RH beanstandete die unzureichenden Festlegungen im Bereich der 

speziellen Nerzabdeckungserforderni se, die Zu Auffassungsunterschie­

den zwischen dem BMI und der Errichtungsunrernehmung führten. 

17.3 Laut Milleilung des BMI seien die Anjorderungen an die Netzabdeckullg 

klar definiert worden. Es sei jedocll bemüht, im Rolllllen des Ireuen FWlk­

l1etzprojekts lIDeIl klarere Formulierungen zu wählen. 

S M I  B�I�  11M LV ßMVIT 29 
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17.4 Der RH verblicb bei seiner Ansichl, dass wesenil iehe Fesllegungen (zB 

die Mindest flughöhe für die Funkversorgung von Luftfahrzeugen, die 

Dämpfungswerte rur die verdeckle Trageweise von Funkgerälen sowie 

die Funkversorgung von Schigebielen) nichl ausreichend spezifIziert 

worden waren. 

Mobile Basisslationen 

18.1 Das BMI plante den Einsatz mobiler Basisslationen, um die Funkversor­

gung durch zusätzliche Kapazitäten im Falle von Kalastrophen, Groß­

veranstaltungen sowie teilweisen Ausf.Hlen des Funknetzes gewähr­

leislen zu können. 

In der Ausschreibung verlangle da BMI die Bereitstellung fahrbarer 

Basisstationen -im erforderlichen Umfang". Demgegenüber vereinbarte 

das BMI - wie im Angebol der Errichlungsunternehmung vorgeschla­

gen - die Bereitstellung von nur drei mobilen Basisstationen. Zusätz­

lich wurden im Angebot vier Varianten mobiler Basisstationen mit 

Koslen zwischen rd 247 000 EUR und 578 000 EUR vorgeschlagen: 

sie wurden jedoch nicht Inhalt der Vereinbarung. 

Nach der Zuschlagserteilung legle das BMI seinen Bedarf mit 1 4  mobi­

len Basisslationen fest. 

18.2 Der RH regte an, bei einem künftigen Projekt zur Errichtung eines Funk­

netzes die Anzahl und TYJle der erforderlichen mobilen Versorgungs­

einheiten schon vor Zuschlag erteilung ausreichend zu spezifIzieren. 

18.3 Laur Srellullgllahme des BMI sei VOll der ErrichrulIgsullternchmullg im 

Zuge der Projekrgespräcllc mirgeteilt wordell, dass diese flir deli Netz­

aujbau weitere elJmobile Basissrario'lell besclwjfell würde. Diese wäre" 

dem BMI gege"über "ie als koste"pj1iclHig ill Diskussioll gesta"de1l. 

18,4 Dem RH konnte eine schriftliche Vereinbarung zwischen dem BMI und 

der Errichtungsunternchmung über elf zusätzliche Basisstationen nicht 

vorgelegt werden. 

B M I  B M F  B M lV B"IVIT 
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19.1 Durch eine Beteiligung sämtlicher Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben am Funknetz ADONIS wäre bei Katastrophen und 

Großveranstaltungen die Kommunikation aller an einem Einsatzfall 

beteil igten Einsatzkräfle über ein gemeinsames Funksystem möglich 

gewesen. Dementsprechend erarbeitele das BMI nach Zuschlagsertei­

lung im Zusammenwirken mit Blaulichtorg"nisationen sowie Länder­

vertretern und der Enichtung unternehmung die Grundlagen einer sol­

chen Kommunikation. 

19.2 Der RH anerkanme die Bemühungen des BMI hinsichllich der Erar­

beilUng der einsatztaktischen und technischen Anforderungen an das 

Funknelz ADONIS zur Bewältigung von Katastrophen sowie Großver­

anstaltungen. 

20.1 ( 1 )  Das BMI ging von folgender Teilnehmeranzahl bzw folgenden Markt­

potenzialen aus: 

Organisation feststehende NUlzer Marktpotenzial 

Anzahl 
Polizei, Gendarmerie 22 024 
Bundesheer 2 502 
Justizwache 2 450 
Zollwache 9 1 1  
Schi fffahrtspolizei 200 
Feuerwehren J3  890 
Rettungsorgan isationen 9 300 
Gemeindepolizei 2 450 
Teilnehmer am ehemaligen 
Staatsgrundnetz 1 20 
Bezi rkshauptman nscha flen 1 40 
Straßen meistereien 2 050 
Gesamtsumme 24 526 51 5 1 1  

Mit der Zuschlagserteilung verpflichtete sich das BMI ab Vollbetrieb zur 

Teilnahme am Funknetzprojekt ADONIS mit insgesamt 22 024 Endgerä­

ten und garantiene die Abnahme von 2 502 Geräten für das BMLY. 

3 1  
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Im bestehenden analogen Funksystem harte das BMI vergleichsweise 

nur 1 9 930 Funkgeräte im Einsatz. Bei einem maximalen Einheitstarif 

von 3 276 EUR je Endgerät und Jahr wäre durch die e Steigerung der 

Geräteanzahl auf 22 024 jährlich ein zusätzlicher Aufwand von rd 

6.86 Mill EUR für das SM] entstanden. 

(2) Mit I .  Oktober 2003 standen im Bereich des BMI 4 939 Dienstfahr­

zeuge i m  Einsatz, für die insgesamt 6 204 Fahrzeuggeräte vorgesehen 

waren. Für das Funknetzprojekt ADONIS waren insgesamt 6 895 Fahr­

zeuggeräte geplant. Die Differenz zwischen der derzeitigen Fahrzeugan­

zahl und der derzeitigen Anzahl der Fahneuggeräle erklärte das SM] 

mit der notwendigen Quote für den Wartungsumlauf. 

Auf Basis des maximalen Einheitstarifes vOn 3 276 EUR pro Endgerät 

und jahr wäre dem SMI durch die beim Funknetzprojekt ADONIS vor­

gesehene höhere Anzahl der Fahrzeuggeräte jährlich ein zusätzlicher 

Betriebsaufwand von rd 2,26 Mill EUR erwachsen. An einmaligen An­

schaffungskosten wären beim BMI zusätzlich rd 2,79 Mill  EUR ange­

fallen. 

(3) Die Ausschreibung sah ftir die Errichtungsunlernehmung die Ver­

pflichtung zur Akquisition weiterer Nutzer au dem Kreis der Behörden 

und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben vor. Bis Juni 2003 konnte 

aber - über den Kreis der garantierten Nutzer des BMI und BMLV hinaus­

gehend - nur das Land Tirol als Nutzer gewonnen werden. 

I n  einer Kaufvariante wären für rd 24 500 Endgeräte des SMI und 

BMLV insgesamt rd 2 1 ,45 Mill EUR an Kosten angefallen, wobei das 

SMI angesichts der technischen Weiterentwicklung der Endgeräte von 

einem ftinQährigen Erneuerungszyklus ausging. 

20.2 ( I )  (2) Für den RH war die in Aussicht genommene Erhöhung der 

Anzahl insbe ondere bei den Fahrzeuggeräten nicht nachvollziehbar. 

Der RH wies weiters darauf hin, dass durch den für das Funknetzpro­

jekt garantierten Bedarf an Fahrzeuggeräten die schon derzeit hohe 

Reparaturumlaufquote von 20 Ofo noch überschritten worden wäre. 

Der RH empfahl, den genauen Endgerätebedarf zu erheben und die­

sen dem Folgeprojekr zugrunde zu legen. 

(Jl Der RH konnte die Schätzungen des SMI ftir das Nutzerpotenzial 

der übrigen Organisationen, die am Funknetz ADONIS hätten teilneh­

men sollen, nicht nachvollziehen. 

BMI BMF BMLV BMVIT 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)40 von 155

www.parlament.gv.at



R 
H 
Abwick,ung und Errichtung Behördenfunknetz ADONIS 

Rechtsberatung 

und Vertretung vor 

Gericht 

BMI  BMF  BMLV BMVIT 

20.3 Laut Mittei/ullg des BM/ /lätte die Steigerullg des Betriebsaufwallds für 

Fahneugfullkgeräle ullter lugrundelegllllg des optimal erreichbaren TariJs 

nur rd 0,65 MiI/ EUR betragen. Die Fahrzeugfunkgeräte wäre'l auJgrund 

illre, Ges/altlwg auch als Um la uJgeräte fur die stationäre'l Funkgeräte 

zur Verfügung gestanden, wes/ralb siel. die Repara/urumlauJquo/e nielli 

verschlechtert hätte. 

Weiters kOIl/IIe das BMI die Feststellung des RH zur Einschätzung des 

Mark/potenzials nichl teilen. Unler der Voraussetzung eines ordnungs­

gemäßell Akquisitionsverhaltells der Erriellrungs!lllIenleilmung häfte 

auch eille ziellIahe Teilnehmeranzahl erreicht werden können. 

20.4 Der RH hielt fest, dass der optimal erreichbare Tarif erst nach Akqui­

sition des gesamten NUlzerpotenzials und nach Leistung sämtlicher 

Beistellungen, insbesondere des VerbindungsnelZwerkes, hätte erreicht 

werden können. Ein Teil der derzeitigen Fahrzeugfunkgeräte wurde auch 

bisher als Umlaufgeräte für die stationären Funkgeräte verwendet. 

Hinsichtlich des Teilnehmerpotenzials wies der RH wiederholt darauf 

hin, dass Rettungsorganisationen und Feuerwehren von der finanziel­

len Unterstützung der Bundesländer und Gemeinden abhängig sind. 

Diese Organisationen waren daher nicht in der Lage, ihre Beteiligung 

am Projekt ADONIS bindend zuzusagen. 

21 .1  Aufg.rund der Erlassung einer einstweiligen Verfügung durch das Bun­

desvergabeaml vom 2 1 .  Mai 2002 ermächtigte das BM] die im Rahmen 

der Projektumsetzung ADONIS bereits mehrfach in Anspruch genom­

mene Beratungsuntemehmung mit der Beauftragung einer Rechtsver­

tretung für das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof. 

Im Vergabeakt vom 24. Mai 2002 stellte das BM1 fest, dass die " Ver­

tretung durch die Beratungsuntemehmung rascher und effizienter als 

durch die Finanzprokuratur erfolgen könne und daher zu bevorzu­

gen sei". Das SMI zahlte für diese Venretung VOr dem Verfassungs­

gericbtsho f rd 1 4 800 EUR (einschließlich UStl an die Beratungsunter­

nehmung. 

1m Rahmen des Projekts ADONl S  fungierte ein Rechtsanwalt seit 

Beginn des Jahres 200) als juristischer Berater des BMl. 

Das BM] zahlte für Beratungsleisrungen des gesamten Projekts rd 1 ,94 Mill 

EUR sowie für die rechtsanwaltliche Venretung rd 100 000 EUR, somit 

gesamt rd 2,04 Mill EUR. 

3 3  
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21 .2 Nach Auffas,ung des RH bietet die rechtl iche Beratung und Venretung 

vor Gerichten durch die Finanzprokurarur ausreichend Gewähr hin­

sichtlich bestmöglicher Ergebnisse rur den Bund. Er empfahl daher, für 

die Vertretung vor den Gerichten die Finanzprokuratur in Anspruch 

zu nehmen. 

21.3 LaUf Siellunglwhme des BMI sei auJ die FillGPlzprokuralu r deshalb "idu 
ztt rückgegrijJe" I/Iordell, lI'eii das BMI deli Rechrsbeisralld im gege,,­
srälldlicltclI Projekt bereil la"ge por eillem Reclmslrril zu Rate gezo­
gell Iläne. Die er sei so tieJi/! die Tlrenwrik eingearbeifer gell'esc/!. dass 
die Beiziehllllg eilles lI/!derell Reclt fsbeisla /!ds im Sill/re eines oprima­
ICII Ergebnisses keinesJalls silllll'all ge",esell ",äre. 

21.4 Der RH verwies auf die Bestimmungen des Prokuraturgesetzes, wonach 

die Fina nzprokuratur dazu berufen ist, die Republik Österreich vor allen 

Gerichten und Verwaltung behörden zu venreten sowie in Rechts­

angelegenheiten zu beraten. 

Begleitende Kontrolle 22.1 Während des Projekts ADONIS fand keine begleitende Kontrolle durch 

34 

die inteme Revision des BMI bzw die Abteilung rur Budget und Control­

ling stall. 

22.2 Der RH empfahl wegen der Größe und Komplexität künftiger Funk­

netzprojekte, eine durchgängige Überwachung und Steuerung durch 

die Abteilung Budgct und Controlling oder durch die internc Revision 

des BMI sicherzustellen. 

22.3 Laul Mirlcilullg dcs BMI seien die illlerrre Rct'isiOIl Ulrd die Budgelablei­
IUllg im La uJe des Projekrs mif allellj1l1alluelevalllen Vorgängen befas 1 

worden. Seil Jänner 2003 seien rcgelmäßig Bericlllc Oll das COlllrol­
IillgreJeral l'erJas I lI'orden. Die in der EmpJelr/llng des RH ,'orgesehla­
gene Übertl'acllllllg lI/1d Sreuerullg lI'iirdell ill künftigeIl VorhabeIl IIoeh 
illiellsi,'.r als bis/ter durcltgejiilrn II'erden. 

Z2.4 Der RH wies darauf hin, dass eine akten mäßige Einbindung in fmanz­

relevante Vorgänge für sich alleinc noch keine begleitende Kontrolle 

darstelle. Er nahm positiv zur Kenntnis, dass seiner Empfehlung in 

l I inkunft nachgekommen werde. 

BMI B"IF  BMLV B"IVIT 
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23.1 In den Bundesvoranschlägen für die Jahre 2003 und 2004 waren flir das 

Projekt ADONIS lediglich jeweils 1 000 EUR bei der Voranschlagspost 

.Planung ADONIS· berücksichtigt. obwohl auf Grundlage des Ange­

botes des Besrbieters vom BMI ein Budgetbedarf von 5 Mill EUR (2003) 

bzw 18 Mill EUR (2004) ermiuelt worden war. 

23.2 Der RH bemängelte die Vorgangsweise des BMI und empfahl, künf­

tig sämtliche in folgenden Finanzjahren voraussichtlich zu leistenden 

Ausgaben sachkonlengerecht in der vollen Höhe zu veranschlagen. 

23.3 Laur SrellullgllaJllne des BMI sei das die Gliederullg auJ Vorallschlags­
posrellebelle ellrlwltende Teilheft Lum Bu ndesvorallscillag keill Bestalld­
teil desjeweiligeIl BUlldesjillallzgesetzes; die allellJalls aus delll Vertrag 
mir dem Netzbetreiber zu leislelldell Zahlu ngetl höllell durch ressorr­
inleme Um chichlullgell (Riicksrellullg 1'011 alIdereIl Vorhabell) bedeckl 
werdelI kÖlllletl. Es sei daher aus budgelörer Siclll dal'oll auszugehen 
gewesell, dass die FillOnzierulIg des Projekl scho" ill A"berraclll lies 
beim Kapilel 1 1  (lllllere ) "erallscillaglell Gesamlbelragesjederzrir zwei­

JelsJrei gegebell wo r. 

23.4 Ocr RH nahm dies zur Kenntnis. verblieb jedoch bei seiner Ansicht. 

dass im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Bundes­

voranschlages bereits die Veranschlagung der zu erwanenden Aus­

gaben sachkontengereehr erfolgen sollte. 

24.1 Wie bereits ausgeflihn, waren zwischen dem BMI und der Errichlungs­

untemehmung - abhängig von der Anzahl der Nutzer dcs Funknetzes 

ADONIS und vom Grad der vom BMI beigestelIten Leistungen - jähr­

liche Einheitstarife zwischen 942,40 EUR und 3 276 EUR pro NUlzer 

vereinban worden. 

Mit Schreiben vom 22. Mai 2003 gab die ErrichlUngsuntemehmung 

dem BMI unter Berufung auf diverse Presseberichte bekannt, dass bei 

ihren _Projekrfmanziers der Eindruck entstanden sei. dass das BMI 

entgegen den ausdrücklichen Regelungen im Venrag davon ausginge, 

flir ADONIS zu keiner Zeit mehr als 1 000 EUR pro Teilnehmer und Jahr 

bezahlen zu müssen-. Damit wäre ihre Projektfmanzierung und die 

Beibringung der Erflillungsgarantie in Frage gestell!. 

35  

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 43 von 155

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Auflosung der Verei barung 

36 

Aufgrund dessen beantragte die Errichrungsuntemehmung das in den 

Allgemeinen Vertragsbedingungen vorgesehene und auf vier Wochen 

be chränkte Verfahren zur gütlichen Bereinigung bestehender Mei­

nu ngsverschiedenheiten. 

Das Streitbeilegungsverfahren dauerte von 1 1 .  bis 25. Juni 2003 ; es 

wurden dabei 22 Problemfelder defmiert und die Positionen des BMI 

und der ErrichlUngsuntemehmung festgestellt. Da es zu keiner Eini­

gung kam. erfolgte die Auflösung der Vereinbarung durch Kündi­

gung sowohl seitens der Errichtungsuntemehmung als auch des BMI 

mit 26. Juni 2003. 

24.2 Der RH hielt fest, dass die Vielzahl an offenen Fragen (zB die Frage der 

Beistellungen, die Art und Weise des Projektmanagements, die Ourch­

flihrung der Abnahmetests. die Beibringung einer Erfiillungsgarantie, 

die Höhe des tatsächlichen Finanzbedarfes, Unklarheiten hinsichtlich 

der vereinbarten Verpflichtung der Enichtungsuntemehmung zur Akqui­

sition weiterer Nutzer au dem Kreis der Behörden und Organisatio­

nen mit SicherheilSaufgaben) da Klima zwischen dem BMI und der 

Enichrungsunremehrnung in hohem Maße belastete. 

24.3 Laut Mi/teilung des BMI hätten ausschließlich objektive und ausreichend 
dokumentiene Sad/umstände zur Auf/ösung der VereinbarU//g zwi ehen 
der Errichtungsunremehlllung und dem BMI gejührt. Emotionale Gri/nde 
seien keinesfalls Grul1djür die Auf/äsung gewesell. 

B",I  BMF B",lV B"IVIT 
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SM:  BMF BML" B"IVlT 

Behördenfunknetz ADONIS 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums 
für Finanzen 

1.1 Am 17. Mai 2000 informierten Vertreter des BMI das BMF über die be­

absichtigte Weiterführung des Projekts ADONIS. Das BMF wies darauf 

hin, wegen der hohen zusätzlich benötigten Budgetmittel keine Zusage 

über die FonselZung der Projektvorarbeiten geben zu können. Es be­

dürfe jedenfalls eines Einvernehmens auf politischer Ebene. 

Am 1 2. Dezember 2000 ersuchte das BM] um Zustimmung zur Einlei­

tung eines offenen Verfahrens gemäß dem Bundesvergabegesetz 1997 

über Unterstützungsleistungen im Zusammenhang mit der Planung des 

Projekts ADONIS. Für die erforderlichen Budgetmittel sei in den Bun­

desvoranschlägen 2001 und 2002 Vorsorge getroffen worden. 

Das BMF erteilte dem BM] am 22. Dezember 2000 die Zustimmung 

zur Einleitung des offenen Verfahrens, hielt jedoch fest, dass daraus 

keine Einwilligung zur Umsetzung des Projekts selbst abgeleitet wer­

den könne. 

Am 9. Juli 2001 teihe das BMI dem BMF die geplante weitere Vorgang -

weise für das Projekt ADONIS mit. In einem zweistungen Verhand­

lungsverfahren sollte zunächst eine Bekanntmachung der Ausschrei­

bung erfolgen. In der Folge war beabsichtigt, die runf bestgereihten 

Interessenten zur Abgabe von verbindlichen Angeboten einzuladen. 

Bis Ende September 2001 sollte parallel hiezu mit dem BMF das Ein­

vernehmen über die Finanzierung hergestellt werden. 

Das BMI erwartete folgende Kosten: 

- jährliche Betriebskosten je Funkgerät rd 1 000 EUR (bei 22 000 Funk­

geräten rd 22 Mill  EUR ab 2005; 2003 und 2004 entsprechend weni­

ger gemäß dem Ausbauplan) ; 

- Anschaffungskosten für die Funkgeräte: bei Kauf rd 1 000 EUR bis 

2 000 EUR je Gerät; bei Miete rd 30 EUR bis 60 EUR je Gerät und 

Monat, somit rd 8 Mill EUR bis 1 6  Mill EUR jährlich. 

Da BMI ersuchte um Zustimmung zur Bekanntmachung der Aus­

schreibung sowie um Zustimmung zur Durchmhrung der Ausschrei­

bung durch eine vom BMI bereits beauftragte Beratungsunternehmung 

(anstalt der Bundesbeschaffung GmbH). 
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Das BMF teilte dem BMI am 1 6. Juli 2001 unter anderem mit. dass es 

aufgrund der fmanziellen Dimension von ADONIS aus budgetärer Sicht 

nicht vertretbar erscheine. die Bekanntmachung der Ausschreibung ein­

zuleiten. bevor die Frage der Bedeckung der erforderl ichen Ausgaben 

gek.län sei. Das BMF sehe sich daher nicht dazu imstande. der Bekannt­

machung der Ausschreibung zuzustimmen und ersuche um Aunistung 

der fmanziellen Erfordernisse im Zeitablauf sowie um Darstellung der 

Bedeckungsmöglichkeiten. 

Das BMI übermittelte am 25. Juli 2001 ergänzende Unterlagen über die 

Finanzierung des Projekts ADONIS. Eine Projektpräsentation erfolgte 

am 2. August 2001 vor der zuständigen Abteilung 1l/ 1 4  des BMF. Mit 

Schreiben vom 8. August 2001 teilte das BMF dem BMI mit. dass eine 

Zustimmung zur Bekanntmachung der Ausschreibung eines privaten 

Netzbetreibers erst eneilt werden könne. wenn die Bedeckungsfrage 

gekJän ei. 

Es werde daher abermals ersucht. jene jährlichen Beträge bekannt zu 

geben. die in künftigen Budgetjahren nachhaltig eingespan und somit 

als Bedeckung rur die zu erwartenden Projektkosten angeboten wer­

den könnten. 

Das BMI ersuchte mit Schreiben vom 10. September 2001 an das BMF 

unter Anschlus einer externen Wirtschaftlichkeitsrechnung nochmals 

um Zustimmung für die Ausschreibung des Projekts ADONIS. 

Laut Schreiben des Kabinetts des Bundesministers für Inneres. Dr Ernst 

Strasser. vom 1 1 .  September 2001 an das Kabinett des Bundesminis­

ters für Finanzen. Mag Karl-Heinz Grasser. hätten der Bundesminis­

ter für Inneres und der Bundesminister rur Finanzen Folgendes unter­

zeichnet: 

.. Das BMF und das BMI sind zum Thema ADONIS zu folgender Ver­

einbarung gekommen. Das BMF steht dem Projekt pOSitiv gegenüber. 

Das BMI deckt die Projektkosten für 2002 aus dem bestehenden Bud­

getrahmen ab. Die Kosten für 2003 und für die Folgejahre sind Teil der 

Budgetverhandlungen. Somit kann mit der Interes entcnsuche begon­

nen werden. Das BMI und das BMF werden im Zuge der Reali ierung 

des Projekts ADONIS selbstverständlich alle vergaberechtlichen Vor­

schriften einhalten: 

8"1:  8MF BMLV [tMVIT 
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Das BMF erteilte schließlich am 1 2. September 2001 die Zustimmung 

zur Einleitung der Interessentensuche (erste Stufe des zwei lUngen Ver­

handlungsverfahrens) rur das Projekt ADONIS. Im Vortrag an den Minis­

terrat vom 30. Oktober 2001 nahm die Bundesregierung den Bericht über 

die _Realisierung des Projekts ADONIS- zustimmend zur Kenntnis. 

Nach der Durchruhrung der Interessentensuche ersuchte das BMI am 

1 3. November 2001 um Zustimmung zur Einleitung der Ausschreibung 

rur das Funknetz ADONIS. Am 19. November 2001 stimmte da BMF 

diesem Ersuchen zu. 

Das BMI informiene am 27. März 2002 das BMF über den Ausgang der 

Ausschreibung. Als Beslbieter bewertete die Zuschlagskommission das 

Angebot der späteren Errichtungsuntemehmung. Das BMI ermittelte 

auf Basis dieses Angebotes den jährlichen Budgetbedarf für 2003 mit 

5 Mill EUR. für 2004 mit 1 8  Mill EUR und ab 2005 mit 22 Mill EUR. 

Das BMF stimmte am 1 2. April 2002 dem Ersuchen des BMI auf Zustim­

mung zur Verständigung des Bestbieters unter der Vorau setzung zu, 

dass sich die Bundesländer vor Beginn de Netzaufuaues verbindlich 

verpfl ichten würden, für ihren eigenen Bereich und rur die in ihren Zu­

ständigkeitsbereich fallenden Behörden und Organisationen mit Sicher­

heitsaufgaben innerhalb von zwei Jahren - entsprechend dem Necz­

ausbaufortschritt - mindestens 20 000 Endteilnehmer im ADONIS-Netz 

anzumelden. 

Am 5. Juli 2002 informierte das BMI das BMF darüber, dass das Bun­

desvergabeamt die von ihm erlassene einstweilige Verfügung betref­

fend Nichterteilung des Zuschlags rur das ADONIS-Projekt an die als 

Bestbieter ermittelte Errichtungsunlernehmung bescheid mäßig aufge­

hoben habe. Unmittelbar nach der Bescheidzustellung habe das BMI 

den Zuschlag rechtswirk am erteilt. 

Am I .  April 2003 fanden die Budgerverhandlungen auf Ministerebene 

über die Bundesvoranschläge 2003 und 2004 zwischen dem BMI und 

dem BMF tart. Hiebei vereinbarten die betroffenen Bundesminister fol­

gende Budget-Rahmenbeträge: rur 2003 Ausgaben von 1 725 Mill EUR 

(rd 42,5 Mill EUR mehr gegenüber dem Verhandlungsangebot des BMF) 

und rur 2004 Ausgaben von 1 7 30 Mill EUR (rd 65 Mill EUR mehr gegen­

über dem Verhandlungsangebot des BMF). In diesen Rahmenbelrägen 

war laut Auskunft des BMF auch der vom BMI ermittelte Budgetbedarf 

für das Projekt ADONIS enthalten. 

39 
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In  den Bundesvoranschlägen rur die Jahre 2003 und 2004 war ein Be­
trag von jeweils I 000 EUR bei der Voranschlagspost .Planung ADONIS' 
berücksichtigt. obwohl aufgrund des Angebotes des Bestbieters VOm 
BMI ein Budgetbedarf von 5 Mill EUR (2003) bzw 1 8  Mill EUR (2004) 

ermittelt worden war. 

1.2 ( I )  Der RH hielt fest, dass das BMF in budgetärer Hinsicht in das Pro­
jekt ADONlS eingebunden war. 

Er vermerkte positiv, dass das BMF wiederholt die Darstellung der 
fmanziellen Erfordernisse sowie der Bedeckungsmöglichkeiten im Bud­
get des BMI rur das Projekt ADONIS eingefordert hatte. 

Er bemängelte aber die fehlende Überwachung des Budgets hinsicht­
lich der vom BMI - trotz des vorliegenden Budgetbedarfs rur die Jahre 
2003 und 2004 - unterlas enen vollständigen Veranschlagung. 

(2) Der RH war der Auffassung, dass die mit der Zustimmung des BMF 
vom 1 2. April 2002 verknüpfte Bedingung zur verbindl ichen Teil­
nahme der Bundesländer und der in ihren Zuständigkeitsbereich fal­
lenden Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (insbe­
sondere Rettungsorganisationen und Feuerwehren) nicht durchsetzbar 
war. Das BMI hatte somit keine rechtlichen Möglichkeiten, die Bun­
desländer zu einer Projektteilnahme zu verpnichten. 

Weiters stand einer Projekneilnahme der Bundesländer und der Behör­
den und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben entgegen, dass seitens 
des BMI keine verbindlichen Nutzerentgelte genannt werden konnten. 

Ocr RH empfahl. im Rahmen eines neuen Funknetzprojekts auf ein 
möglichst frühzeitiges Einvernehmen mit den Bundesländern. insbe­
sondere im Hinblick auf die Projektteilnahme und Tragung der antei­
ligen Projektkosten. Bedacht zu nehmen. 

1.3 ( 1 )  Laul Siellungnahme des BMF würden im Sinne der Einheil VOI/ Res­
sourcen- und Ergebnisveranrworrliclrkeil im Zuge der jeweiligen Bud­
gerverlrandlungen grulld ärzlich nur noch Ma.rimal-Ralrlllcnberräge fiir 
jedes Budgerkapileifesigelegr werden. Die Aufleilung des Gesal1lrbelrages 
auf die eil/zeinen Vora/lSclrlagsansärze und -posren obliege den Ressorts. 

BMI  B"IF  BMLV BMVIT 
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Die Ressorrminister IIötten die Veralllruorrullg. erJorderlicllenJalls neue 
Projekte zU TÜckzustellell und elltsprecllende PrioritäteIl zu setzen bzru 
unterjällrig Budgetmittelumschiclltungen vOrlune/unen. Aus Sicllt des 
BMF sei der BudgetbedarJfiir ADONIS in deli Firwnzjallren 2003 ulld 2004 
jede'ifalls in den Budgerkapite/summen des BMI ellillaltell gelllesen. 

(2) Die mit Zustimmung des BMF vom 1 2. April 2002 verknüpfte Be­
dillgung wr verbilldlicllell Teilllallme der Bundesländer gegellüber dem 
BMI so/lte eillell A llreiz selzell. diesbezügliclI rueitere Allstrellgutlgen. 
illsbesondere a ucll auJ politiscller Ebelle. zu untert/elu nen. 

1.4 Der RH nahm zur Kenntnis. dass der Budgetbedarf für ADONIS jeden­
falls in den Budgetkapitelsummen des BMI enthalten gewesen sei. 

4 1  
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1 .1  [m Zuge der P[anungsarbeitcn zur Errichtung des Funknetzes ADONIS 
gab das BMLV eine Endgcrätezah[ von rd 2 500 Stück bekannt. die in 
jedem Fall abgedeckt sein sollte. 

Mit Schreiben vom 10. April 2002 teihe das BMLV dem BMI mit. dass 
die Betciligung des Bundesheeres am Projekt ADONIS von folgenden 
Voraussetzungen ausgehe: 

- Die Z ielsetzungen des MinisterralSvortrages vom 30. Oktober 2001 

- insbesondere die Teilnahme der Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben - mü sten eingehalten werden. 

- Die Jahre gebühr für die Nutzung von ADONIS dürfe einen Betrag 
von I 000 EUR je Gerät und Teilnehmcr nicht überschreiten. 

- Die Budgerwirksamkeit der Betriebskosten rur das Bundeshcer durfe 
erst ab 2004 zum Tragen kommen. 

In der Folge wies das BMLV auf grundlegende rechtliche sowie auch 
haushahsrechtliche Probleme. kompetenzmäßige Fragen, den Bereich 
der Beistellungen. insbesondere von Standonen. sowie die Abwicklung 
der Finanzierung des Projekts hin. die einer Klärung bedurft häuen. 

Dieses Schriftstück war laut Mitteilung des BMI nicht auff1l1dbar. 

Das BMI eneihe dem ermittelten Bestbieter am 5. Juli 2002 den Zuschlag 
zur Errichtung des Funknetzes. Das BMlV unterfenigte diesen jedoch nicht. 
Die Verhandlungen zwischen dem BMLV und dem BM] zum Abschluss 
eines Verwahungsübereinkommens. das die Zusammenarbeit bei der Errich­
rung des Funknetzes ADONIS regeln sollte. endeten ohne Ergebnis. 

Nach Erteilung des Zuschlags über die Errichrung des Funknetzcs ADONIS 
wirkten Vel11Cter des BMLV bei der Erstellung von Dienstfestlegungsdo­
kumenten, zB rur die Bereiche Basisdienste, Plan des Versorgungsgebie­
tes. Sicherheit und Verschlüsselung. Zentralen/Leitstelien. Methoden rur 
Tests und Abnahme der Dienste sowie Dienstmanagemenl. mit. Weiters 
arbeitete das BMlV an der Vorbereitung eines Vertrages über die Nutzung 
von militärischen Liegenschaften durch die Errichtungsunternehmung. 

Laut einer internen Stellungnahme de BMLV vom 7. Mai 2003 wäre 
das Projekt ADONIS für den Betrieb und die Kernaufgaben des Bun­
desheeres nieht zwingend erforderl ich gewesen. 

Ij , tlf.1F  Bf.1LV Bf.1Vrr 
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In dieser Stellungnahme wurde vorgeschlagen, 

- erst am Projekt ADONIS teilzunehmen, wenn sich alle Behörden und 
Organisationen mit SicherheilSaufgaben angeschlossen hällen, 

- die vorgesehene Gerätestückanzahl von rd 2 500 um mi ndestens 
600 Geräte zu verringern, 

- Beistellungen, zB Standone, erst nach Vorliegen einer Wimchaft­
lichkeitsrechnung anzubieten sowie 

- Bedingungen auszuhandeln, die jedenfalls die 1 000 EUR-Grenze an 
jährlichen Gesamtkosten je Gerät nicht überschreiten sollten. 

Am 26. Juni 2003 verständigte das BMI das BMLV über die Venragsauf­
lösung mit der Errichtungsunternehmung. 

1.2 Nach Auffassung des RH ist die Sicherstellung einer einheitlichen Funk­
versorgung zwischen Einsalz- und Rellungsorganisationen im Kata­
strophenfall und somit auch die diesbezügliche Einbindung des Bun­
desheeres eine unbedingte Notwendigkeil. 

Ocr RH bewertete die Mitarbeit des BMLV am Projekt zur Errichtung 
des Funknetzes ADONIS positiv. 

Er empfahl. die Mitwirkung des BMLV an einem künftigen Funknetzpro­
jekt im Sinne der im Ministerratsbeschluss vom 30. Oktober 2001 enthal­
tenen Ziel vorgabe eines efTIziemen Katastrophenschutzes anzus�ben. 

1.3 Laut Stellullgllahme des BMLV sei dieses bemüht. cill kiillftiges Funk­

nerlprojekt im Sinne des angeflil"'"'1 Ministerralsbesclr l"sses zu u"ler­

stützen. Ehre direkre Bereiligu"g, die mit lauJendelljr"allzielle" Bela.�­

rUl/gell l'erbuI/de" wäre, strebe es nichl an. 

111 Teilbereichen sei in der Zl/li�ClrellZeil bereits ein modenre , dalenratlg­

lidres, de .. militärisdren SicirerlreitsanJorderungell Reclrllllllg trage'ldes 

Kom",unikariollssysrem veljiigbar bzw werde il/ abselrbarer Zeit r'erfiig­

bar sei'l. Für militärische Zwecke illnerhalb Österreidrs wäre cil/ {7il'i-

11" j Bümldjilllksyslem daller lIie/1i melrr zl/'illgend eOorderlich. Als Eil/­

sallSZCltario !'erbleibe ausschließlich die Verwel/dullg zur ErleichreruI/g 

der Kommrlllikario" im Falle 1'0" Assistenzeirrsärzell des BUlldesheeres. 
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1.1 Das SMI beantragte i m  März 2001 bei der Obersten Fernmeldebehörde 

im SMVIT die Zuteilung des geeigneten Frequenzspektrums rur die 

Errichtung des Funknetzes ADONIS. Dieser rur Behörden und Orga­

nisationen mit  Sicherheitsaufgaben europaweit harmonisierte Fre­

quenzbereich sollte - nach Zuweisung - durch das SMI als projekt­

verantwortl iche Organisation für alle Behörden und Organi ationen 

mit Sicherheit aufgaben verwaltet werden. 

Mit dieser Maßnahme sollte insbesondere die bundesweite Einheitlich­

keit des Funknetzes und damit auch der frequenzökonomische Betrieb 

gewährleistet werden. 

Mit Schreiben vom 1 9. März 2001 an die damalige Sundesministerin 

rur Verkehr, I nnovation und Technologie, DI Dr Monika Forstinger. 

ersuchte der Bundesminister für Inneres. Dr Ernst Strasser. das Pro­

jekt ADONIS entsprechend zu unterstützen. 

Die damalige Sundesministerin für Verkehr, Innovation und Techno­
logie teilte mit Schreiben vom 23. April 2001 dem Bundesminister für 

Inneres mit, dass sie das Funknetzprojekt ADONIS voll unterstütze; das 

Projekt solle auf eine breite Sasis gestellt werden. Hiezu erschiene eine 

Einladung an die Bundesländer. in deren Kompetenz wichtige Behör­

den und Organi 3tionen mit Sicherheitsaufgaben fIelen, sinnvoll. 

Im Februar 2002 teilte das SMVIT dem BMI mit, dass im Falle einer Mit­

nutzung des Funknetzes ADONIS durch die Schifffahrtspolizei mit einer 

Abnahme von 30 bis 40 Endgeräten gerechnet werden könne. Eine ver­

bindliche Zusage sei aus budgetären Gründen nicht möglich. 

Am 1 6. September 2002 teilte die Oberste Fernmeldebehörde mit, dass 

dem BMI ein Spektrum von 2 x 3 Megahertz aus dem Frequenzbereich 

380 - 385/390 - 395 Megahertz zugeteilt werde. 

Mit 26. Juni 2003 kündigten - wie bereits erwähnt - das SMI und die 

Errichtungsunternehmung die Vereinbarung hin ichtlich der Errichtung 

des Funknetzes ADONIS. Die von der Obersten Fernmeldebehörde vor­

genommene Frequenzzuteilung an das SMI blieb jedoch aufrecht. 

BMI  BMF  BM�V BMVIT 
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1.2 Der RH bewertete die Mitarbeit des BMVlT am Projekt zur Errichtung 

des Funknelzes ADONIS positiv. Er empfahl, auch bei einem künfti­

gen Projekt zur Errichtung eines Behördenfunknetzes darauf zu drin­

gen, dass dieses auf eine breite Basis gestellt werde. 

1.3 Das BMVlT sagte dies zu_ 

Zusammenfassend empfahl der RH 

dem BMI,  

( J )  vor Abschluss eines Vertrage über ein österreichweites Fun.k­

netzprojekt eine bindende Vereinbarung zwischen dem Bund und 

den Bundesländern - einschließlich Rettungsdiensten UJld Feuer­

wehren - über die Teilnahme und antei lige Finanzierung abzu­

schließen; 

(2)  die Mi tw i rkung des BMLV an einem künftigen Funknetzprojekt 

im Sinne der im Ministerratsbe chluss vom 30. Oktober 2001 ent­

haltenen Zielvorgabe eines effizienten Katastrophenschutzes anzu­

streben ;  

(3)  i m  Falle eines künftigen Funknetzprojekts wesentlkhe Projekt­

vorgaben, wie zB die Tarifgestaltung, die Erbringung von Beistel­

lungen, die Methoden der Abnahmetests bereits vor der Zuschlags­

erteilung klar zu regeln;  

(4) in  einem künftigen Funknetzprojekt wesentliche Grundzüge des 

Projektrnanagements bereits vor Zuschlagserteilung hinreichend detail­

liert zu regeln;  

(5 )  i m  Wege der Vertragsgestaltung auch wesentli<;he E influssmög­

lichkeiten und KontroUrecbte durch das BMI abzusichern, wie i ns­

besondere ein Recht des BMI a ufjederzeitige Abtretung der Funk­

i n frastruktur gegen Abgeltung; 

(6) Beratungsleistungen bereits bei ihrer Ausschreibung detaill iert 

zu regel n und die E rfiil lung von vereinbarten Lei tungen sorgfaJ­

tig zu prü fen ;  

(7) bei einem künftigen Funknetzprojekt eine vertiefte Angebotsprü­

fung aller wesentlichen KalkuJationsgrundlagen durchzuführen;  
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(8) den Budgetbedarf rechtzeitig und u m fassend Zu ermitteln sowie 

in der vollen Höhe zu veranschlagen; 

(9) zu Steuerungszwecken eine Projektkostenrechnung durchzufiih­

ren; 

( 1 0) bei einem künftigen Funknetzprojekt bereits in  der Ausschrei­

bung optionale Angebote fiir die zusätzliche Funkversorgung bestim 111-

ter Kategorien von Örtlichkeiten und Gebäuden einzuholen; 

( 1 1 )  den genauen Endgerätebedarf zu erheben und die en dem Folge­

projekt zugrunde zu legen; 

( 1 2) fiir die Vertretung vor den Gerichten die Finanzprokuralllr in 

Anspruch zu nehmen; 

( 1 3) eine Überwachung und Steuerung durch die Abteilung Budget 

und Controll i ng oder durch eine interne Revision sicherzustellen; 

dem BMF, 

( 1 4) im Rahmen eines künftigen Funknetzprojekt auf ein möglichst 

frühzeitiges Einvernehmen mit  den Bundesländern. insbesondere bei 

der Auf teilung der anteiligen Projektkosten. Bedacht zu nehmen; 

( 1 5) die EinhaJtung der haushaltsrechtlichen Be timmungen hinsicht­

lich der Veranschlagung sicherzusteUen; 

dem BMLV. 

( 1 6) die Mirwirkung a n  einem künftigen Funknetzprojekt i m  Sinne 

der im Ministerrat beschluss vom 30. Oktober 2001 enthaltenen Ziel­

vorgabe eines effizienten Katastrophenschutzes zu gewährleisten; 

dem BMVIT, 

( 1 7 ) i m  Rahmen eines künftigen Funknetzprojekts darauf zu drin­

gen, dass dieses auf eine breite Basis gestellt  werde. 

BMI BMF  BMLV BMVIT 
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Kunfassung 

BMBWK BMLFUW 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

Land- und forstwirtschaftliche SchuLen 

I m  SchuUahr 2001/2002 bestanden in Österreich rd 1 30 land- und 

forstwircschafUiche Berufs- und Fachschulen sowie höbe re land- und 

forstwirischaftliche Schulen (Iand- lind forstwirtschanliche Lehr­

anstalten) mit insgesamt rd 1 4  000 Schülern. Diese Schulen steil­

ten einen Teilbereich der berufsbildenden Schulen in Österreich dar. 

Für die Organisation und Verwaltung der land- und forstwirtschaft­

lichen Schulen galten abweichende verfas ungs- und einfacbgesetz­

liehe Best i mmungen gegenüber dem sonstigen allgemein bildenden 

und berufsbildenden Schulwesen. Als Folge entwickelte sich eine 

Sonderstellung des land- und forstwirtschaftlichen Schulwe ens. 

Je Fachrichtung erreichten zwischen 5 % und 59 % der land- und 

forstwircschaftlichen Fachschliler eine abgeschlossene land- und forst­

wirtschaftliche Beruf ausbildung. Die land- und forslwirtschaft­

lichen Fachschulen wurden vielfach von Eltern und Schülern bei 

der Absolvierung des neunten PflichtschuUahres als attraktive Alter­

nativen zu den der Berufsvorbereitung dienenden Polytechnischen 

Schulen betrachtet. 

E i ne Zusammenarbeit der landwirtschaftlichen Schulen der Fach­

richtung Hauswirtschaft m i t  den Schulen für wirtschaftliche Berufe 

würde österreichweit zu geschätzten Kosteneinsparungen von min­

destens ) Mill  EUR jährlich fiihren. 

Die Zusammenarbeit eies BMBWK und des BMLFUW bei der Aus­

und Weiterbildung der Lehrer für land- und forstwirtschaftliche Schu­

len wäre zu intensivieren. Die Lehrberechtigungen dieser Lehrer 

sollten denen vOn Absolventen anderer Pädagogischer Akademien 

angeglichen werden. 

Langfristig solllen die drei bisher getrennt  angebotenen Fachrich­

tungen Landwirt chaft, Forstwirtschaft und Hauswirtschaft in einem 

neuen Schultyp "Fachschule für Land- und Ernährungswirtschaft" 

zusammengefasst werden. 
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Kenndaten zu den land- und forstwirtschaftlicben Schulen i m  Schuljahr 2001 /2002 

Rechtsgrund.lagen Art 14a B-VG 

Bundesverfassungsgesetz: Neuerliche Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens, ßGBI Nr 316/1975 

Land- und forstwirtschaflliches Bundesschulgesetz, 8GBI Nr 175/1966 

Grundsätze rur land- und follitWirtschaftliche Berufsschulen, BGBI Nr 319/1975 

Grundsätze rur land- und forstwirtschaflliche Fachschl1len, BGBI Nr 320/1975 

Bundesmini teriengesetz 1986, 8GBI Nr 76/1986 idgF 

Landesgesetze für die land- und forstwiruchafllichen Berufs- und Fachschulen 

Land- und forstwirtschafliche S bulen im Scbuljabr 2001 /2002 

Schulerhaller Schulen lehrerplansteUen I)  Schüler!) Gesamtausgaben 2001 

Anzahl in Mill EUR 

Bundll 1 3  450 3 250 27,32 

länderJ1 122 1 550 11 000 123,31 

IJ gerundet 
l) höhere land- und fo�twin.schaflliche Schulen (Lchranslalte:n): land- und forstwinschafllic:he bt:'rufspädagogischc 

Akademie 
Jl land- und fOrS'win chafUiche Berufsschulen IPnichlSchulen): land- und forslWinschaftliche Fa Mehul .. 

Imilliere Schulenl 

Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

48 

1 Der RH überprüfte von September bis November 2002 das land- und 

forstwirlSchaftliche Schulwesen beim BMBWK, beim BMLFUW und bei 

den Landesregierungen von Niederösterreich, Oberösterreich, Steier­

mark, Tirol und Vorarlberg. Zu den im Juni 2003 dem BMBWK, dem 

BMLFUW und den fünf Landesregierungen übermittelten Prüfungs­

mitteilungen nahmen das BMLFUW und das BMBWK im Oktober 2003 

bzw November 2003 Stellung. Der RH erstattete eine Gegenäußerung 

im April 2004. 

BMBWK BMLFUW 
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Rechtsgrundlagen 

Ausbildungsziele 

BMBWK BMLFJW 

Land- und forstwirtschaftliche Schulen 

2 Gemäß Art 1 4  Abs 1 B-VG obliegt die Ge elZgebung und Vollziehung 

auf dem Gebiete des Schulwesens dem Bund. Abweichend davon be­

handelt der Art 1 4a B-VG das land- und forstwirtschaflliche Schul­

und Erziehungswesen; er enthält eine Generalklausel zu Gunsten der 

Länder. wodurch diesen, abgesehen von angeftihrten Ausnahmen. auf 

dem Gebiete der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach­

chulen die Gesetzgebung und Vollziehung zukommt. Die Länder sind 

Dienstgeber der Lehrer. 

Die Angelegenheiten der höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr­

anstalten sowie der Anstalten rur die Aus- und Fortbildung der Lehrer 

sind Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung. Hinsichtlich des 

Bildungsziels und der Lehrpläne der land- und forsrwirtschaftlichen 

Berufs- und Fachschulen lag die Grundsatzgesetzgebung beim Bund. 

Die Länder waren Schulerhalter und die Landesregierungen Schulbe­

hörden. 

3.1 Die in allen Bundesländern mit Ausnahme von Wien eingerichteten 

land- und forstwirtschaft l ichen Berufs- und Fachschulen stellen einen 

Teilbereich der berufsbildenden Schulen in Österreich dar. Nach ihrer Bil­

dungshöhe sind die rd zehn land- und forstwirtschaftlichen Berufsschu­

len Pnichtsehulen sowie die land- und forsrwirtschaftlichen Fachschulen 

mittlere Schulen. Schulerhalter sind die Länder. Daneben bestehen noch 

die höheren land- und forstwirtschaftlichen Schulen (Lehranstalten), 

deren Schulerhalter der Bund ist. 

Die ergangenen Bundes- und LandesgeselZe legten als Aufgabe der 

land- und forstwirtschaftlichen Schulen übereinstimmend die Vermitt­

lung einer Allgemeinbildung sowie von Fachkenntnissen und Fertig­

keiten rur eine verantwortliche Tätigkeit in der Land- und Forstwirt­

schaft fe t (zB die selbständige Führung eines Betriebs oder Haushalts). 

Bei den höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten kam 

LUsälZlich die Erlangung der Universitätsreife hinzu. 

Die fortschreitende Mechanisierung der landwirtschaft lichen Produk­

tion. die Globalisierung des Welthandels und der Einfluss der EU haben 

seit den siebziger Jahren die Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft 

wesentlich verändert. Von 1970 bis 2000 sank ihr Anteil am Brutto­

inlandsprodukt von rd 7,0 'Ib auf rd 1 ,4  'Ib. Die GesamlZahl der land­

und forstwirtschaftlichen Betriebe verringerte sich von rd 340 000 auf 

rd 2 10 000; davon waren rd 90 000 Haupterwerbsbetriebe. 
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Vom Schuljahr 1 984/ 1985 bis zum Schuljahr 1 994/ 1 995 sanken die 

bundesweiten Schülerzahlen an den land- und forstwinschaftlichen 

Berufs- und Fachschulen stetig von rd 1 5 000 auf rd 10 700. Seit dem 

Schuljahr 1 995/ 1996 tiegen sie in den land- und forstwirtschaftlichen 

Fach chulen bis zum Schuljahr 2000/2001 wieder um rd 6 'l\l  an. Bei 

den höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten blieb die 
Schülerzahl mit fli ) 200 (Schuljahr 1 984/ 1985) bis rd 3 300 (Schul­

jahr 2000/200 1 )  annähernd konstant. 

3.2 Nach Ansicht des RH erforderten die geänderten Rahmenbedingun­

gen eine Neuorientierung der Lehrinhalte und der Beruf felder an den 

land- und forstwirtschaftlichen Schulen. Er empfahl. die Ausbildungs­

ziele neu zu definieren. und zwar: 

( I )  Befahigung rur eine Erwerbstätigkeit im ländlichen Raum; 

(2)  Erkennen der Bedeutung und Erhaltung des ländlichen Raumes als 

Ressource für die ge amte Volkswi rtschaft (Nahrungsmillcl- und Roh­

stoffproduktion sowie die Landschaft als Erholungsraum); 

(J) Mitwirkung bei der Sicherung des ländlichen Raumes als Kuhur­

und Siedlungsgebiet (Verhinderung der .. LandnuchC). 

3.3 Laut SlelllUrglwhme ries BMBWK srifürdie Grtmdsatzpio/lwig IlIId Sicher­
steilullg der Sc/ruielltwicklullg im lOlld- ulldJorstwirtsclJllftliciten BUIl­
desscilUlberricir das Imrd- uIldJorsrwinsciroftlicitr BUlldesschulgesetz 
lierallzuzie/tell. 

Lam Stel/wrgno/rme des BMLFUW träJe sie" die EmpJelilrlllg des RH 
mit seiller eigellell AIISiclH. Der derzeir in Ausarbeitullg befilldlic"e Lellr­
/1/01' für die Itölteml land- und JorsrlllirtscllOJrliciren Le"rallstalrell werde 
GI/J Basis der Ergebll isse ZI/'cier IIlIIOl'Otioll sYII/posiell erstellt. in delIeIl 
die Rolle der Scltulen u lld die A I/5bildulIgfiir deli lälldlielrrll Raulll ge­
klärt würden. 

BMBWK BMlFUW 
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Land- und forstwirtschaftliche Schulen 

Berufs- und Fachschulen der Fachrichtung Landwirtschaft 

Ausbildung 

B�I BWK BMLFUW 

4.1 (I) Die land- und forstwinschaftlichen Fachschulen sind miniere Schu­
len, die häufIg von Kindern von Landwinen freiwillig besucht wurden. 
Die Absolventen dieser Schulen fanden in der Landwinschaft meist 
keine Erwerbsmöglichkeit. Gemäß einer Umfrage der Oberösterreichi­
schen Landesregierung arbeiteten die Absolventen der Fachrichtung 
Landwinschaft jeweils nur LU rd 10 qo haupt- oder nebenberufl ich in 
der Landwinschaft. 

Aus diesem Grund erweitenen die Fach chulen ihre Lehrinhalte und 
bereiteten die Schüler in Werkstäuen auf allfallige spätere Berufe in 
der Metall- oder Holzverarbeitung sowie im Baugewerbe vor (.duale 
Ausbildung-). 

Die bundesweite Zahl der Schüler in den land- und forstwinschaftlichen 
Berufsschulen, in denen ebenfalls eine duale Ausbildung stattfand, sank 
von rd 3 600 (Schuljahr 1984/ 1985) auf rd I 000 (SchuUahr 2002/2003); 

dabei wurden in den neun Berufsschulen insgesamt 52 Klassen besucht. 
Vergleichsweise besuchten im SchuUahr 2002/2003 rd 1 30 000 Schüler 
rd 1 70 gewerbliche und technische Berufsschulen mit rd 5 500 Klassen. 

(2) Im Ganenbau bestanden sowohl in der Landwinschaft als auch im 
Gewerbe eigene Gännerherufe mit unterschiedlichen Ausbildungssys­
temen, deren Inhalte jedoch weitgehend gleich waren. Lehrlinge der 
landwinschafllichen Berufsschulen erhielten bei gleichaniger Arbeits­
leistung eine geringere Lehrlingsentschädigung. 

4.2 (I )  Der RH erachtete die duale Ausbildung .. Landwinschaft und zwei­
ter Beruf" als sehr voneilhaft. Er empfahl aber, die duale Ausbildung 
in der Landwinschaft grundSätzlich neu zu regeln. Neben einer engen 
Zusammenarbeit zwischen allen Bundesländern sollte die Ausbildung 
der Facharbeiter grundSätzlich den land- und forstwinschaftlichen 
Fachschulen übenragen werden. Angesichts der stetig sinkenden Zahl 
von BerufsschüJern sollten die land- und forsrwinschaftlichen Berufs­
schulen geschlossen werden. 

(2) Für den Ganenbau regte der RH an. die heiden Ausbildungssysteme 
zusammenzufassen und einen einzigen Gännerberuf - vorzugsweise 
im Gewerbebereich - zu schaffen. 
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4.3 (I) Laul Slellungnahme des BMLFUW wärt"n die BerufsscilUlen nOlwen­

dig, weil die Kombination VOll belrieblicher Praxis tmd Iheoretischer Bil­

dung in der Beruf scilUle eine guce Basis.rtir eine qualifizierle TÖligkeil 

darstellen würde. Außer Diskussion sIehe jedoch, dass im agrarisc//C/I 

Bereich die BerufsscilUle organisacorise/I mit der Fachschule verbun­

den sein sollle. 

(2) Femer leille das BMLFUW mit, dass es für den Ganenbau die gegen­

seilige A nerkennung der Berufsausbildungen im Zusammenwirken mil 

dem BMWA in die Wege ge/eitel Mne. 

5.1 Absolventen von land- und forstwinschaftlichen Fachschulen hatten 

einen Anspruch auf Verringerung der Lehrzeit in bestimmten gewerb­

lichen Lehrberufen. Die Höhe der Anrechnung richtete sich nach den 

jeweiligen Berufen und bewegte sich in den einzelnen Bundesländern 

zwischen zehn und 24 Monaten. 

Dem RH wurden in mehreren Bundesländern Unternehmungen genannt, 

die Ab olventen der land- und forstwinschaftlichen Fachschulen nur 

dann als Lehrlinge anstellten, wenn sie auf diese Anrechnung - und 

damit auf die ihnen im zweiten Lehljahr gebührende, höhere Lehr­

lingsentschädigung - verzichteten. In einem Bundesland gaben 67,3 'IIl 

der Absolventen bei einer Befragung an, überhaupt keine Anrechnung 

erhalten zu haben. 

5.2 Der RH empfahl, durch Anpassungen der Lehrpläne und durch Ver­

besserungen bei der Ausbildung möglichst hohe Lehrzeitersätze anzu­

streben. 

5.3 Lmlt Slellungnaillne des BMLFUW seien verschiedene Arbeirsgruppell in 

Zu ammenarbeil zwischen dem BMLFUW, dem BMBWK, dem BMWA, 

der Präsidenlenko,ljerenz der Österreichisehen Landwinschaftskammern 

ulld verschiedeller Fachse/lUlell eingesetzl wordell, um das Ziel der An­

gleichung der Ausbildtmgell der land- up/dforslwirrscllOftlichen Schu­

len sowie der gewerblicheIl ulld rechnischen Berufsschulen zu erreichen. 

Als erster Schritt daMn sei das Berufsausbillltmgsgesetz novelliert worden. 

Demnach Itäreen künjlig die Prüjungszeugnisse von land- und forst­

winschaftlichen Fachschulen als Nachweis einer mit einer fachein­

schlägigetl Lehrabschlussprüfung abgeschlossenen berujlichen Ausbil­

dung zu gellen. 

BM BWK BMLFUW 
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Fachschulen der 

Fachrichtung 

Hauswirtschaft 

BM BWK BMLFUW 

6,\ Ausbildungs chwerpunkte der landwirtschaftlichen Schulen der Fach­

richtung Hauswirtschaft waren die Ernährungs- und Betriebswirtschaft, 

Gesundheit und Soziales sowie Tourismus oder lnrormationstechnolo­

gien. Die Schuldauer betrug zwischen einem und drei Jahren. Damit 

sollten - ähnlich wie in der Fachrichtung Landwirtschaft - die Schü­

ler aur eine nachrolgende einschlägige Berufsausübung oder weiter­

führende Ausbildung vorbereitet werden. 

Im Schuljahr 2002/2003 bestanden in Österreich 58 landwirtschartliehe 

Fachschulen der Fachrichtung Hauswirtschart. die von rd 4 250 Schü­

lern besucht wurden. Von diesen hatten lediglich rd 1 1  'lb die Absicht, 

später im Bereich der Landwirtschaft zu arbeiten. 

Daneben waren bei den Schulen rur wirtschaft l iche Berure' Haus­

haltungs-. Hauswirtscharts- und Fachschulen mit ähnlichen Ausbil­

dungsschwerpunkten (Betriebswirtschaft und Rechnungswesen. Küche 

und Service. Fremdsprachen, Tourismus oder Gesundheit und Sozia­

les) eingerichtet. Im Schuljahr 2002/2003 besuchten rd 10 000 Schü­

ler die e Schulen . 

• Dieser Schultyp umfasst miniere und höhere berufsbildende Schulen; er slellt eben­
falls einen Teilbereich des berufsbildenden Schulwesens in ÖSlerreich dar. 

6.2 Nach Ansicht des RH könnten die an den landwirtschaftlichen Fachschu­

len der Fachrichtung Hauswirtschaft und an den Schulen für wirtschaft­

liche Berure vorhandenen Ressourcen durch eine enge Zusammenarbeit 

besser genützt werden. Regional sollten die Stärken der beiden Schul­

typen - eincr5cits Emährungswirtschaft.. anderer5eits Betriebswirtschaft. -
nur einmal und nicht einander konkurrierend angeboten werden. In 

diesem Zusammenhang regte der RH an,  dass Schüler beider Schul­

typen bestimmte Ausbildungsmodule wechsel eilig im anderen Schul­

typ absolvieren. 

Der RH schätzte die mit einer solchen Kooperation verbundenen Kosten­

einsparungen für ganz Österreich aur mindestens 3 Mil l  EUR jährlich. 
Weiters empfahl er. die Lehrpläne so anzugleichen, dass ein Wechsel 

zwischen den bei den Schultypen ohne Zeitverlust möglich ist. 
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6.3 LaUI dem BMLFUW behalldelle die Erpmellkollfcrcllz der lalldwinscl/Oji­
lichell Schulreferelllell im Frühjahr 2004 diese Themolik, wobei der­
Leil das größle Problem fii r bUlldesweilc Überlrilte ill Schulellfür IIlin­
schajilirlle Berufe die Lelrrplooll'erschiedellileil im lalldwinsclwjilichell 
miltlerCII Srlllllwesell sei. Es sei besprachclI I/Iordell. die Absclllllsspru­
ji/llgclI eillheitlich 1II gcsralten '/Ild deli Sc/lII/l'er lIch eilles Aujbaulehr­
gallges mil genauer Lehrplallab limmullg all eiller Schulefür lI'irlschaft­
liche Berufe in Lillz lIorlllbereilell. 

LaUI SleUlII'gllahme des BMBWK sei eille Kooperation lwiscl.en deli 
Schulellfür wirtschajiliche Berufe Ulld dem land- ulldforslwirlschaji­
liehen Sclllllll'e eil i'ifolge der Uluersc/.iedlichell EIltll1ickluIIg (Biltlullgs­
Lid. Lehrplanillllllile '/Ild Slruklllr) lIur panieU möglich. 

7.1 An landwirtschaftlichen Schulen der Fachrichtungen Hauswirtschaft 
und Landwirtschaft ohne spezielle Schwerpunkte schlossen bundes­
weit rd 5 % bzw J J  % der Schüler, in jenen mit Schwerpunkten J8 0/0 

bzw 59 % eine dreijährige Ausbildung ab. Insgesamt arbeiteten bun­
desweit nur rd 10 % der Absolventen in der Landwirtschaft. 

Bei den landwirtschaftlichen Hauswirtschaftsschulen verließen zwi­
schen 46 % und 95 % der Schüler die Schulen nach dem ersten oder 
zweiten Schuljahr, um eine andere Ausbildung zu beginnen. Ein ähn­
liches Bild zeigte sich bei den Fachschulen an den Schulen fiir wirt­
schaftliche Berufe. 

Generell war festzustellen. dass umso mehr Schüler die Ausbildung 
beendelen.je spezieller bzw praxisnäher sie war. Die Fachschulen wur­
den vielfach von Eltern und Schülern bei der Absolvierung des neun­
ten Pflichlschuljahres als attraktive Alternativen zur Polytechni ehen 
Schule betrachtet. 

• Dirso Jahr dient der B("l1Jf�vorbereitung. 

Infolge der geringeren Ausgaben rur Lehrer und der einfacheren Aus­
stallung des Praxisuntcrrichts waren die Kosten je Schüler in der Poly­
technischen Schule geringer als in den berufsbildenden mill lercn und 
höheren Schulcn. Der RH schätzte anhand der Schulstatistik und der 
Kenndaten des österreichischen Schulwesens die Mehrkosten durch den 
verstärkten Besuch von berufsbildenden Schulen anstelle von Poly­
technischen Schulen während des neunten Pflichtschuljahres auf rd 
45 Mill EUR jährlich. 

B�BWK BMlhlW 
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BMBWK BMLFUW 

land- und forstwirtschaftliche Schulen 

7.2 Der RH empfahl dem BMBWK, die Motive von Eltern und Schülern für 

die Bevonugung der berufsbildenden Fachschulen gegenüber den Poly­

technischen Schulen zu untersuchen. 

7.3 Laur Srellul/gl/allll/e des BMBWK sei das lalld- ul/djorsll/iirrschajtlic/le 
Sclwlu'esel/ als qualitariv äußersr hochwerrig zu bezeichllell Ulld werde 
seirells ller Elremschajt als eil/e optimale Berujseillgallgsslllje gesehel/. 
AI/dererseirs erfülle auch die Polyrechl/ische Sc/wie ihre Aujgabe ul/rer 
Bedaclul/ahme auj die lielserLUl/g ul/d die geserzlic/le" Rah mellbedill­
gUl/gel/ sehr gur. 

Darüber hil/aus ei das BMBWK bemühr, die Berußoriel/tierul/g ul/d eil/e 
i"di/liduell a"gepassre Berujs- bzw Schullaujballllberarul/g I'or der I/eul/­
ren Schulsruje weirer au zubauel/, weil bereirs LU diesem Zeirpunkr die 
Weichel/ fü r  eil/t'Il erfolgreichel/ Bildu llgsweg gesrellr würdel/. 

8.1 Lehrbetriebe waren den Schulen angeschlossene landwinschaftliche 

Betriebe oder Güter, die im Eigentum des jeweiligen Landes standen 

oder von ihm gepachtet waren. Sie dienten dem Praxi unterricht wie 

Arbeiten auf dem Feld, im Stall, im Wald, auf der Weide oder im Wein­

ganen. Die Schulen verfügten in allen Bundesländern. ausgenommen 

Oberösterreich, in der Regel über deranige Lehrbetriebe. 

Der wesentliche Voneil der Lehrbetriebe war die einfachere Unterrichts­

organisation. weil die Schüler jedeneit in die anfallenden Arbeiten ein­

gebunden werden konnten. Als nachteilig erwiesen sich hingegen die 

Aufwendungen für die GrundslÜcke. Gebäude und Einrichtungen sowie 

das Personal, das die außerhalb der Schulzeit anfallenden Arbeiten be­

sorgte. 

8.2 Nach Auffassung des RH waren schuleigene Lehrbetriebe für Unter­

richtszwecke nicht zwingend erforderlich. Er hielt eine Ausbildung in 

landwinschaft l ichen Pannerbetrieben für praxisgerechter und die dabei 

von den Schülern gefordene höhere Sorgfalt für pädagogisch werrvoll. 

Andererseits waren schuleigene Anlagen für Versuchsprojekte außerhalb 

des Unterrichts (zB biologischer Landbau, neue pnanz- und Zucht­

methoden, Entwicklung neuer landwinschaftlicher Maschinen) sinnvoll. 

In diesem Fall würden keine Aufwendungen für einen Betrieb außerhalb 

der Unterrichtszeiten anfallen. Der RH empfahl daher, die bei den Schu­

len vorhandenen Lehrberriebe auf ihre Zweckmäßigkeit zu überprüfen. 
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8.3 Laut Mirteilung des BMLFUW sründen die Lehrberriebe "ie/u Ilur dell 

chülcm zur Verjiigullg, sondem dienten auch dell Lehrkräftell der Schule 

zur Akrualisierullg ihres prakrischell Könner/s. Die Lelrrer seien dadurch 

motivier1er und besser ill der Lage, dCIl Uruerriclrt pra.risorienlierr gestal­

lell zu können. Darüber I/irwus leisIe der Lehrbelrieb eillen wie/rtigen 

Beitrag zur Transfonrrarion des Wisse"s von der Universität über die 

Schule zur Praxis. 

8.4 Der RH vertrat weiterhin die Ansicht, dass die Durchführung des prak­

t ischen Unterrichts in landwirtschaftlichen Partnerbetrieben sowohl 

pädagogisch als auch wirtschaftlich von Vorteil sei. Eine Ausbildung, 

die sich lediglich auf die Laborsituation des schuleigenen Lehrbetrie­

bes beschränkt, hielt er nicht für a usreichend. 

9.1 Die Ausbildung der Lehrer für land- und forstwirtschaftliche Schulen 

erfolgte an der land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen 

Akademie und an der Universität für Bodenkultur Wien. Die Absolven­

ten waren berechtigt, an den land- und forsrwirtschaftlichen Schulen 

alle Fächer - neben den landwirtschaft lichen Fachgegenständen auch 

die allgemein bildenden Fächer - zu unterrichten. Sie durften aber 

nicht an allgemein bildenden oder sonstigen berufsbildenden Schu­

len unterrichten. 

Weiterbildungsveranstaltungen wurden vom BMlFUW, der land- und 

forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademie, der Universität 

für Bodenkultur Wien und den einzelnen Bundesländern ohne fonnelle 

Einbindung der Pädagogischen Schulen und Akademien des sonstigen 

Schulwesens organisiert und durchgeführt. 

9.2 Der RH hielt die getrennte Organisation der Weiterbildung für die Leh­

rer der landwirtschaftlichen und der sonstigen Schulen - insbeson­

dere bei den allgemein bildenden Fächern und bei den Sprachen - für 

unzweckmäßig. Auch war die Berechtigung der Lehrer an land- und 

forstwirtschaftlichen Schulen, allgemein bildende Fächer zu unterrich­

ten, angesichts des derzeitigen Angebots an gut ausgebildeten Lehrern 

in diesem Bereich, überholt. 

Der RH empfahl dem BMBWK und dem BMlFUW. gemeinsam die lehr­

berechtigungen neu zu regeln und die Zusammenarbeit bei der Wei­

terbildung zu intensivieren. 

BMBWK BMLFllW 
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Wi rtsch aftl ich kei ts­

analyse der Schulen 

Niederösterreich 

Oberösterreirh 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

I) genmdet 

Land- und forstwirtschaftliche Schulen 

9.3 Laut Stellungnahmen des BMLFUW und des BMBWK werde im Zuge der 
Umstrukturienmg der land- undforsrwinscllaftlichell berujspädagogischell 
Akademie und ihrer Verlagerung Oll die Universirät fir Bodenkulrur Wien 
versuchr, die Lehrbereciltigwlgell ihrer AbsolventeIl deli Bereclltigungen 
der Absolvemen anderer Pädagogischer Akademie'l al/zugleicllell. Darü­

ber hil/aus stünden den Lelrrkräftell des land- Imd Jorstwirtsdraftlicllen 
Schulwesens bereirs alle Fon- und Weiterbildungsl'erallstaltungen offen. 
Eine bessere hr!onnation der Lehrer u'erde vorbereiret. 

10.1 Der RH untersuchte die land- und forstwinschaftlichen Berufs- und 

Fachschulen in den Bundesländern Niederösterreich. Oberösterreich, 

Steiermark, Tirol und Vorariberg. um die we entliehen Einflussfakto­

ren auf die Ausgaben je Schüler zu ermitteln. 

St"ndon. Schulen Schülerl) SchUl er je St"ndon I) 

t9  23 2 290 1 20 

20 23 2 500 1 2 5  

36 38 2 380 65 

7 1 32) I 4203) 200 

2 280 280 

2) davon drei land- und forstwinschaftliche Berufsschultn 

J) davon 300 an land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen. 620 an land- und forslwirtschanlichen Fachschulen 
der Fachrichrung landwiruchaft und 500 an landwiru.chaftlichen Fachschulen der Fachrichtung Hauswin:schaft 

10.2 Aus den Vergleichen der winschaftlichen Daten von landwirtschaft­

lichen Fachschulen in den genannten Bundesländern ergaben sich fol­

gende grundSätzliche Aussagen: 

( I )  Schulen der Fachrichtung Landwinschaft, VOr allem solche mit Spe­

zialfachrichtungen wie _Wein-, Obst- oder Gartenbau-, _Tierzucht" 

oder _Pferdewirtschaft", hatten wegen der notwendigen Einrichtun­

gen für den Praxisunterricht höhere Ausgaben je Schüler als Schulen 

der Fachrichtung Hauswinscha fl. 

(2) Schulen der Fachrichtung Landwinschaft erzielten aus dem Ver­

kauf von landwinschaftlichen Produkten teilweise beträchtliche Ein­

nahmen. Dagegen vermarkteten Schulen der Fachrichtung Hauswirt­

schaft nur vereinzelt Dienstleistungen wie Catering oder Service und 

erwinschafteten daraus meist nur geringe Erlöse. 
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(3 )  Standorte, an denen die Fachrichtungen Landwirtschaft und Haus­
wirtschaft a ngeboten wurden - so genannte Doppelstandorte -, wie­
sen niedrigere Ausgaben je Schüler aus als Einzelstandorte. 

(4) Schulen mit Lehrbetrieben wiesen deutlich höhere Ausgaben auf 
als jene. die den Praxisunterricht ausgelagert harten. 

1 1  Die Sonder teilung des land- und forstwirtschafllichen Schulwesens 
ist durch folgende Randbedingungen gekennzeichnet: 

( I ]  Die Organisation der Aus- und Weiterbildung für allgemein bil­
dende Lehrer und Fachlehrer ist getrennt vom übrigen Schulwesen 
organisiert. Dadurch können keine Synergieeffekte entstehen. 

(2) Die landwirtschaftlichen Lehrer dürfen nur in landwirtSchafUichen 
Schulen, nicht aber im sonstigen Schulwesen unterrichten. Damit sind 
ihre Beschäftigungsmöglichkeitcn sehr eingeschränkt. 

(3) Eine fachlich hochwertige Ausbildung der Schüler wird von der 
gewerblichen WirtSchaft nicht oder nur widerstrebend fll1anziell abge­
golten. 

(4) Die landwirtSchaftliche Ausbildung ist häufIg nicht ausreichend für 
eine Beschäftigung im ländl ichen Raum: die Schüler müssen Zweit­
berufe erlernen. 

Neues 12.1 Der RH legte seinen Überlegungen für ein neues Organisationsmodell 
Orgilnisationsmodell folgende Voraussetzungen zugrunde: 

58 

- Zusammenhänge zwischen Fachrichtung. Schülerzahlen, Lehrbe­
triebe und Schulorganisalion. 

- das Ziel, die Vorteile einer Schule mit jenen eines regionalen Bil­
dungszentrums (einschließlich Erwachsenenbildung) sowie mit Kon­
takten zur WirtSchaft zu verbinden. 

12.2 Er empfahl die Einrichtung eines neuen Schulryps .. Fachschule für 
Land- und Ernährungswirtschaft". Dieser sollte die bisherigen Fach­
richrungen Land-. Forsl- und Hauswirtschaft verbinden und folgende 
Organisationsstruktur aufweisen: 

B"IBWK BMLFUW 
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Neues Organ1Satl� ,mode , Land- und forstwirtschaftliehe Schulen 

Direktion und 
Verwaltung 

I 

Theorie I Finnenprojekle I Pra x i.., 
Ernährungswinschaft Ernährungswinschan 

I Produklenverkaurl 
Theorie Praxis 

Landwinschaft I Bildungszemrum I Landwinschaft 

I mernalsbetrieb 
Lehr- und 

BCl rieb,küchcn 

• Linien- und Matrixorganisation 

Schluss­

bemerkungen 

BM BWK BMLFUW 

12.3 Laur Srellu/lg/lahme lies BMLFUW ell/spröd,ell lIie Elllpfeillullgell lies 
RH zur Wirtschaftlichkeir cillscllließlich lIer I'orgesrellrell Srrukrur sei­
lIell llltellliollell. Die Bezeic/", u llg .. Hauswirtschafl "" sollte illl mittlereIl 
SclllIlbereicil jedoch /licht zur Gä'lLe aufgegeben werdell. 

13  Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMBWK 

und da BMLFUW hervor: 

( I  J Die Ausbildungsziele für die land- und forstwirtschaftlichen Schu­

len sollten entsprechend den geänderten Rahmenbedingungen neu 

defm;ert werden. 

(2J Die Lehrbereeht igungen für Lehrer für land- und forstwirtschafl­
liehe Schulen wären neu zu regeln und die Zusammenarbeit bei der 

Weiterbildung zu in tensivieren. 

(3 )  Die bisherigen Fachriehrungen Land-, Fors{- und Hauswirtschaft 

ollten i n  einem neuen Schullyp "Fachschule für Land- und Ernäh­

rungswirtscha ft" verbunden werden. 
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Kurzfassung 

BMS( B"'G� 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz 

Gesundheit und Frauen 

Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

Aufgrund unklar definierter Versorgungsaufträge und fehlender Stan­
dard für die Rehabilitation und Gesundheitsvorsorge in den Rheuma­
Sonderkrankenanstalten wurden für Patienten mit gleicher Indika­
rion unterschiedliche Heilungs- und Therapieangebote vorgehalten. 
Für die Sozialversicherungsträger der vier vom RH überprüften Rheuma­
Sonderkrankenanstalten war dies mit stark abweichenden Kosten 
verbunden. 

Zur Beseitigung der Leistungs- und Kostenunterschiede sollten ein­
heitliche Leistungsstandards und kostensenkende Kooperationen 
und/oder Leistungsauslagerungen angestrebt werden. 

Im medizinischen Bereich fehlten vergleichbare Versorgungsauflräge, 
trägerübergreifende MindestqualitälSsrandards i m  Therapiebereich 
(Art und Au maß) und standardisierte Leistungsme sungen. Im nicht­
medizinischen Bereich, insbesondere im Bereich des Hauspersonals, 
bestanden kurzfristig realisierbare Einsparungsmöglichkeiten. Vor 
allem der Versorgungsaufrrag für Rheuma-Sonderkrankenanstal­
ten sollte klar und einheillich defmiert werden ;  für eine Leistungs­
standardisierung wäre zu sorgen. 

In den grundsätzlich hochwertig ausgestatteten onderkrankenan­
stalten wurden nicht nur Patienten behandelt, die einer intensiven 
Therapie bedurften, sondern auch Kurpatienten aufgenommen, die 
kosrengünstiger in Vertragseinrichtungen unterzubringen gewesen 
wären. Eine verstärkte Prüfung der Rehabilitationsfahigkeil der Patien­
ten schien geboten. 

Die nur in Ansätzen vorhandenen Kooperationen der Sozialversi­
cherungsträger sollten zur Vermeidung der Nachteile in folge der 
isolierten Betrieb führungen der Sonderkrankenanstalten bzw zur 
Nutzung vorhandener Synergien vertieft und auch Leistungsausla­
gerungen verstärkt erwogen werden. 

6 1  
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Aufgrund de hohen Stellenwertes von Therap iemaßnahmen i n  der 
Rehabilitation sollten verstärkt Anstrengungen unternommen wer­
den , den Dienstpostenplan für den Therapiebereich in allen Anstal­
ten möglichs! voll zu besetzen. 

Kenndaten der vier Rheuma-Sonderkrankenansta.lten 

Krankenanstalt Rheuma-Sonderkrankenanstal[ Baden 

Rechtsträger Sozialversicherung,anstalt der Bauern 

Le i,ru ngserbri ngu ng 2000 2001 2002 2003 

Anzahl 
Systemisiene Belten 90 120 120 120 

Tatsächliche Bellen 90 120 120 120 

Personal (auf Vollzeil-
beschäftigte umgerechnet) 54 69 84 84 

Stationäre Palienien I) 1 234 1 333 1 994 1 9 50 

Belagstage 2 8 763 27 231 40 2 87 4 1 011 

Belagsdauer in Tagen 23,3 20,4 20,2 21,0 

in % 
Bettenauslastung21 87,3 62,2 92,0 93,6 

Gebarung entwicklung in Mill EUR 

Aufwand 4,62 4.73 5.70 5.65 

dm'OI! Per onalau[urand 3, / 1  3.6/ 4.34 4,53 

Ertrag 0,36 0.29 0,46 0.46 

Nettoaufwand 4,26 4,44 5,24 5.19 

,1 laut Abrechnung 
2) in den Jahren 2000 bis 2001 Teilspc:rren durch Umbau 

BMSe, B�('F 
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Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

Krankenanstalt Rheuma-Sonderkrankenanstalt Baden 

Rechtsträger Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschart 

Leisrungserbringung 

Systemisiene Belten 

Tatsächliche Bellen" 

Personal (aur Volizeit-
beschäftigte umgerechnet) 

Stationäre Patienten'l 

Belagstage 

Belagsdauer in Tagen 

Bettenauslastung 

Gebarungsentwicklung 

Aufwand 

da/'on l'fr onalauflL'and 

Enrag 

Nelloaufwand 

11 zuzüghch sechs Notben.n 

2000 

1 3 8 

1 3 8  

106 

I 7 8 8  

42 571 

23. 8 

84.3 

7.14 

5,06 

0,92 

6.22 

21 Aufnahmen laul Jahresmeldung 

2001 2002 2003 

Anzahl 

1 3 8  13 8 1 3 8  

1 3 8  1 3 8 137 

107 110 111 

I 821 I 792 1 935 

4 3 97 8  42 422 46 754 

24.2 23.7 24.2 

in % 

87,3 84.2 93.5 

in Mill EUR 

6.90 7.61 8.00 

5. 1 2  5.51  5,90 

0,91 0.79 1,19 

5,99 6, 82 6. 81 
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Krankenanstalt Rheuma-Sonderkrankenanstalt Bad Gastein 

ReehtSlräger Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

Leistung erbringung 2000 

Systemisierte Betten 137 

Tatsächliche Betten 137 

Personal (auf VolIzeit-
beschäftigte umgerechnet) 87  

Stationäre Patienten 1 \ 2 155 

Belagstage 47 263 

Belagsdauer in Tagen 

Benenauslasrung'l 

Gcbarungsentwicklung 

Aufwand 
da "Oll Prrsollalaufwond 

Ertrag 
Nenoaufwand 

Ii laul AbrtChnung 

21 ,9 

94,3 

5,22 

4,01 

0,37 

4, 85 

2001 2002 2003 

Anzahl 

137 137 135 

137 137  135 

87 85 90 

2 439 2 345 2 326 

4 8 772 47 076 47 761 

20,0 20,1 20,S 

in <l\J 

97,S 94. 1 96,9 

in Mill EUR 

5,23 5,4 8 5,59 

4, 10 4,34 4,34 

0,39 0,39 0,49 

4, 84 5.09 5,10 

II im Jahr 2002 ohn< Berilcksichtigung der umbaub<dlllgten Spem: von acht 8etten 

B"1SG BMGF 
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-gegenstand 
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Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

Krankenanstalt Rehabilitationszentrum Bad Horg_stein 

Rechtslräger Sozialversicherungsanstalt der Angestellten I) 

Lei tungserbringung 2000 2001 2002 2003 

Anzahl 
Sy temisiene Benen 1 87 1 87 1 87 1 8721 

Tatsächliche Bettenll 1 8 8 1 8 8  1 8 8  1 8 8 

Personal (aur Vollzeil-
beschäftigte umgerechnet) 142 13 8 133 122 

Stationäre Patienten') 3 077 3 028 3 03 3  2 981  

Belagstage 65 235 64 674 64 72 8  65 965 

Belagsdauer in Tagen 21.2 21 .4 21.3 22.1 

in % 
Beuenauslastung 94. 8 94.2 94,3 96.1 

Gebarungsentwicklung in Mill EUR 
AufWand 9.00 9, 1 1  9,38 8, 89 

davoll Persona/aufwand 6,99 6,95 7, 1 1  6,83 

Enrag 1 ,27 1,23 1.28 1,25 

NettoauMand 7,73 7, 8 8  8, 10 7,64 

11 mit ,. J nntr 2003 fusionitn mit dc:r Pcnsionsvel'Sichc:rungsanstalt dll!:r Arbdtrr 
21 ab 2004 nach Abschluss der Umbauarbei,en 1 44  Betten 
1I 1 80  Normalbetten (tines nich' >"lCmisien) plus ach, Betten für schwere F�lIe 
') Iau' Falls,atistik dtr PVA 

1 Der RH überprüfte von April 2003 bis Juli 2003 die Gebarung von vier 
Sonderkrankenanstahen für rheumatologische Rehabilitation. Schwer­
punkte dieser Überprüfung waren die personelle Ausstattung. die Struk­
turqualität sowie die Gegenüberstellung der Kosten und Leistungen 
dieser Anstalten. 

Drei Sozialversicherungsträger waren Rechtsträger der vier überprür­
ten Sonderkrankenanstalten. Im Einzelnen handelte es sich um fol­
gende Sonderkrankenanstalten: 

( I ) die Rheuma-Sonderkrankenanstalt Baden der Sozialversicherungs­
anstalt der Bauern (SVBj, in der Folge: Anstalt Baden der SVB; 
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(2) die Sonderkrankenanstalten fLir Rheumakranke in Bad Gastein der 

SVB. in der Folge: Anstalt Bad Gastein der SVB; 

(3) die Rheuma-Sonderkrankenanstalt Baden der Sozial versicherungs­

anstalt der gewerbl ichen Winschafi (SVA). in der Folge: Anstalt Baden 

der SVA; 

(4) das Rehabilitationszemrum fLir Erkrankungen des rheumatischen 

Formenkreises Bad Hofgastein der Pensionsversicherungsanstalt (PVAJ. 

in der Folge: Zenlrum Bad lIofgastein der PVA. 

Zu dem im November 2003 übermittelten Prüfungsergebnis gaben 

die SVB im Jänner 2004. die PVA und die SVA im Februar 2004 Stel­

lungnahmen ab. Der RH erstallete der SVB im März 2004 eine Gegen­

äußerung. 

Voraussetzungen für die Rehabilitation in Sonderkrankenanstalten 

Rechtliche 

Grundlagen 

66 

2.1 Die vom RH überprüften Anstalten wurden von den drei Sozialver­

sicherungsträgem als Sonderkrankenanstalten des orthopädisch-rheu­

matischen Formenkreises und damit als Krankenanstalten im Sinne 

des Bundesgesetze über Krankenanstalten und Kuranstalten. BGBI 

Nr 1 / 1 957 idgF (KAKuG). geführt. Sie dienten demgemäß der Unter­

bringung und Behandlung der Versicherten dieser Sozialversicherungs­

träger aus den Titeln 

- medizinische Rehabilitation (POichtaufgabe des ozialversicllerungs­

trägers ohne Rechtsanspruch des Versicherten). 

- Gesundheitsvorsorge (freiwillige Leistung des Sozialversicherungs­

trägers) und 

- Unfallheilbehandlung (POichtleistung de ozialversicherungsträ-

gers mit Rechtsanspruch des Versichenen). 

Bis Lur 50. ASVG-Novelle im Jahre 1 992 wurden Rehabilitationsleis­

tungen ausschließlich im Rahmen der Unfallversicherung und der Pen­

sionsversicherung erbracht. Mit der 50. ASVG-Novelle und Parallcl­

novellen' wurde der Leistungsbereich der Krankenversicherung um die 

medizinische Rehabilitation erweiten. Die Gesundheitsvorsorge zählt 

gemäß dem ASVG nicht zu den Aufgaben der Rehabilitation . 

• Anderung von mit dl'm ASVG im Lusammcnhan� \trhl'nd('n sozialverskherungs­
rl'chllichen Vorschrift('n 

B!.\SG BMGF 
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v ... L_ ,setzungen 'ur d,e �ehlb1litation 
in SonderK a � ke"dnstal 

Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

B MSG S"IGf 

Sozialversicherungsträger, die rur den Bereich der Pensionsversiche­
rung zuständig sind - alle drei Träger der überprüften Sonderkranken­
anstalten fallen darunter - konnten aber ihren Versicherten geeignete 
Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge als freiwill ige, in ihrem Ermes­
sen liegende Leistungen unter Bedachtnahme auf ihre fmanzielle Leis­
tungsfahigkeit und die Auslastung ihrer Einrichtungen gewähren. Für 
alle Leistungen der Gesundheitsvorsorge waren Zuzahlungen der Ver­
sicherten gestaffelt nach deren Einkommen zwischen 6,06 EUR und 
1 5,41  EUR vorgesehen. 

Die Patienten wurden durch die von den Sozialversicherungsträgern 
unterschiedlich gehandhabten Antragsstellungen entweder als Rehabi­
litations- oder als Gesundheitsvorsorgepatienten kategorisiert. Dadurch 
kam es bei ein und derselben Indikation zu unterschiedlich hohen 
Zuzahlungen. Weiters waren die in den Formularen zur AntragssteI­
lung verwendeten versicherungsrechtlichen und medizinischen Begriffe 
zur Unterbringung und Behandlung in Sonderkrankenanstalten teil­
weise nicht auf gesetzliche Bestimmungen rückführbar. 

Hinsichtlich der BehandlungSintenSität wurde aus medizinischer Sicht 
zwischen 

- Anschlussheilverfahren (im Anschluss an einen Krankenanstalten­
aufenthalt) und 

- Heilverfahren (Oberbegriff rur Rehabilitation, Kur und Genesung) 

unterschieden. Für beide Heilverfahren galt al Vorau erzung. dass die 
Patienten geistig und körperlich in der Lage waren, die ihnen ange­
botenen Therapien für ihre Wiederherstellung zu nutzen ( .. rehabilita­
tionsfahig"). 

Der Rehabilitation wurde dabei hohe medizinische Intensität zuge­
schrieben, der Gesundheitsvorsorge - falschlicherweise unter dem Be­
griff .. Kur'" - eine geringe medizinische Intensität, obwohl auch in ihrem 
Rahmen Anschlussheilverfahren erbracht wurden. 

In den grundsätzlich hochwertig ausgestatteten Sonderkrankenanstal­
ten wurden nicht nur Patienten behandelt, die einer intensiven Thera­
pie bedurften. sondern auch Kurpatienten aufgenommen, die kosten­
günstiger in Vertragseinrichtungen unterzubringen gewesen wären. 
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VoraussetzC"!ie� k '  jie Rehdbilit3t on 
, S�  erkrankenan 

Pflichtaufgaben und 
freiwillige Leistungen 

68 

2.2 Der RH empfahl, sich um eine klare und einheitliche Defmition aller 
von den Sozialversicherungsträgern angebotenen Leistungen zu bemü­
hen. Damit könnten ein gleicher Zugang für Patienten mit gleicher 
Indikation zur Rehabilitation und Gesundheitsvorsorge sichergestellt 
sowie die Rcchtssicherheit verstärkt werden. In den Antragsformularcn 
und anderen leistungsdeflnierenden Unterlagen sollten einheitliche, der 
seit 1992 geänderten Rechtslage entsprechende Begriffe verwendet werden. 

Angesichts des komplexen Spannungsfeldes zwischen den vcrsiche­
rungsrechtlichen Gegebenheiten und den medizin ischen Bedürfnissen 
der Patienten regte der RH ferner an, in eine Sonderkrankenanstalt 
grundSätzlich nur _rehabilitationsfahige" Patienten bzw Patienten mil 
höherer Behandlungsintensität ( lntensivbehandlungspalienten) aufzu­
nehmen. Dazu wären der Beginn der medizinischen Rehabilitation und 
die damit verbundene leistungsrechtliche Übernahme durch die Sozial­
versicherungsträger klar zu definieren. 

2.3 Laut Stellungnahme der SVB sollten in SonderkrankenU>lstalten aus wirt­
schaftlicllen und psychosozialen Grii"den niehf nur Inrl'"nsivbellandlungs­
patienteIl aufgellommell werdell. 

Die SVA und die PVA scl1lossell sich im Hi)lbliek aufdie Relwbililariolls­
fälligkeif der Paliemen der A"sieht des RH an, wobei die PVA eine enrspre­
chemie Begutachtung VOll betagien Patiemen als e:1jorderlic/l <'"racl,refe. 

2.4 Der RH empfahl der SVB, den Anteil der Intensivbehandlungspatien­
ten zu erhöhen; Patienten mit geringerer Behandlungsintensität soll­
ten grundSätzlich in kostengünstigeren Vertragseinrichtungen- unter­
gebracht werden . 

• Einrichrungen. mit denen der Sozialversicherungslräger Verträge zur Betreuung seiner 
Patienten abgesch.lossen hai 

3.1  Die in den überprüften Sonderkrankenanstalten erbrachten Leistungen 
setzten sich vor allem aus Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation 
in der Pensionsversicherung und in der Krankenversicherung (Pflicht­
aufgaben) sowie aus Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge in der Pen­
sionsversicherung (freiwill ige Leistung) zusammen. Die Leistungen für 
die Gesundheitsvorsorge mus ten laut den gesetzlichen Bestimmun­
gen allerdings nichr zwingend in Krankenanstalten erbracht werden, 
die vorwiegend der Rehabilitation dienen (zB Rheuma-Sonderkran­
kenanstalten); sie konnten auch in Genesungsheimen und Kuranstal­
ren a ngeboten werden. 

BMSG BMGF 
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So konnte beispielsweise durch die von der PVA geplante Unterbrin­

gung yon leichteren GesundheilSvorsorgefallen in Vertragseinrichtun­

gen die Kapazität des im Umbau befindlichen Zentrums Bad Hofgastein 

der PVA um rd 25 % reduzien werden (statt 1 87 nur mehr 1 44 syste­

misiene Benen). 

3.2 Der RH empfahl den Sozialversicherungsträgem, im Bereich der Ge­

sundheitsvorsorge die Unterbringung yon leichteren Fällen in kosten­

günstigeren Venragseinrichtungen anzustreben und die hieflir in den 

hochwertig ausgestatteten Sonderkrankenanstalten vorgehaltenen Bet­

tenkapazitäten zu reduzieren. 

3.3 Laur Seellungnahme der SVB sei es niehe unbedingt sill/woll. weniger 
il,eellsive Fälle zur Gänze in die kostengünseigerell Kural/gebote der Ver­
rragspanm�r auszulagern. Dies würde I/ämlich den zur Auslasrung ihrer 
Ansraleen erforderliche" "Paeiel/Cell/nir" seören und dadurch die Kosten 

.für die intensiver zu behal/delndel' Patienten erhöhen. Darüber hinaus 
hielt die SVB fest, dass die Erhaltung der Erwerbsj1i!1igkeit der Patien­
ten ihrer AI/sicht I/ach im Vordergrund stehe. 

Die SVA teilte mir, sie sei hinsichtlich der in ihre Sonderkrankenal/sralt 
auftunel""ende" PatienteIl der Anregullg des RH bereits gefolgt. 

3.4 Der RH entgegnete der SVB, dass es - trotz höherer Kosten flir die 

Betreuung behandlungsimensiver Patienten - nicht primäres Ziel einer 

hochwenig ausgestatteten Sonderkrankenanstalt sein sollte. durch 

einen "Patientenmix" mit leichteren Fällen (Kurpalienten) die Durch­

schnittskosten je Patient möglichst gering zu halten. Vorzugsweise 

sollte - wie im Falle des Zentrums Bad Hofgastein der PVA - das 

Bettenangebot auf die Anzahl der intensiv Zu behandelnden Patien­

ten reduziert werden. 

4.1 Gemäß dem Salzburger Kurtaxengesetz 1 993, LGBI Nr 4 1 / 1 993 idgF, 

hat die Gemeinde flir jede Nächtigung einer Person ohne dauernden 

Wohnbedarf eine so genannte allgemeine Kurtaxe einzuheben. Für Näch­

tigungen von POeglingen in Sonderkrankenanstallen, die sich dort zu 

einem anderen Zweck als zum Kurgebrauch aufhalten (Rehabilitarions­

patienten), wären keine Kurtaxen zu entrichten gewesen. 
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Dennoch leistete im Jahr 2002 das Zentrum Bad lIofgastein der PVA 

an die Gemeinde Bad Hofgastein (unter Berücksichtigung eines Nach­

lasses in Höhe von 10 %) einen Kurtaxenbeitrag von rd 97 300 EUR, 

obwohl dort nur Rehabilitationspatienten untergebracht waren. Wei­

ters bezahlte im selben Jahr die Sonderkrankenanstalt der SVB in Bad 

Gastein an die Gemeinde Bad Gastein einen Kurtaxenbeitrag in Höhe 

von rd 69 700 EUR. der nicht nur Kurgäste. sondern auch die Reha­

bilitationspatienten betraf. 

4.2 Der RH bemängelte die Bezahlung einer allgemeinen Kurtaxe durch 

die PVA und die SVB für ihre Rehabilitat ionSIJatiemen. 

4.3 Di� SVB sagte zu, die Zahlullgell der Kurtare für dic Rehabiliratiolls­
pariclltclI ab 1 .  Jällner 2004 einzustellen. Die PVA reilre mir, sic werdc 
7wecks Einsrellung der Kurrarcllzalrlullg mir der Gemeinde Bad Hof­
gasteill ill KOII/akt tretclI. 

5.1 Die Auslastungen der vier überprüften Rheuma-Sonderkrankenan­

stalten bewegten sich im Jahr 2002 aufgrund von Benensperren für 

Umbauarbeiten und unterschiedlich gehandhabter Betriebsreduktionen 

zwischen 84,2 'lb (Anstalt Baden der SVA) und 94,3 'lb (Zentrum Bad 

Hofgastein der PVA). Diese beiden Anstalten hanen hinsichtlich der 

Ausla tung ihrer Betten insofern Probleme. als vorgemerkte Patienten 

auf ihr Heilverfahren ohnejede Verständigung verzichteten bzw kurz­
fristig absagten. Im Zentrum Bad Hofgastein der PVA betraf dies 2002 

1 54 Patienten, von denen 100 ohne Information des Zentrums nicht 

erschienen. 

5.2 Der RH empfahl. sich um eine durchgehende Öffnung und Belegung 

der Anstalten unter ausreichender therapeutischer Betreuung zu bemü­

hen. Den kurzfristigen Absagen bzw Nichtantritten von Heilverfahren 

wäre durch angemessene Pönalezahlungen entgegenzuwirken. 

5.3 Di� SVA r�ilt� mit, sie h{/b� bcr�irs zum Jaltreswechsel 200J/2004 ein� 
Itöh�r� Auslastung crrcicht. Hinsichtlich d�r kurzjrisrigen Patienten­
absagen sei sie besrrebr, Sankrionsmaßnalllllen zu /rcffen, wofür aller­
dings lIoch ell/sprechellde geserzliche Grundlagen zu sellaffen I"ären. 

BM5G B "'G� 
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2002 

Medizinischer Bereich 

Nichtmedizinischer Bereich 

BMSe. B M G F  

Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

Die PVA ulld die SVB sti",mtell der Empfehlung des RH zU und l'envie­
sen hinsichtlich allfälliger Sanktionslllaßnahmen ebcnfalls auf die Not­
welldigkrit einer geeigneteIl rechrliellell Absicllerullg. 

Das BMSG leilte mil, es werde die MöglicHeil der Aufnahme ri"cr ent­
preche"dell Regelung in die sozial"ersicherungsrechtliellen Vorschriften 

andenken. 

Das BMGF schloss siell der Empfehlung des RH an. 

6.1 Die Kosten der vier überprüften Rheuma-Sonderkrankenanstalten steIl­
ten sich im Jahr 2002 wie folgt dar: 

Zentrum Anstalt Anstalt An talt 
Bad Hofgastein Baden Baden Bad Gastein 

der PVA der SVA der SVB der SVB 

in EUR 
1 1  1 4 3 703 9 365 383 7 466 8 1 3  6 363 8 3 5  

59 275 67 865 62 223 46 451  
3 674 5 226 3 745 2 71 4  

1 72 22 1 185 1 35 

Eine nähere Analyse zeigte. dass die Anstalt Baden der SVA im medi­
zinischen, aber auch im nichtmedizinischen Bereich höhere Kosten je 
Patient als die Vergleichsanstalten aufwies. Die anderen drei Anstal­
ten wiesen im medizinischen Bereich annähernd gleiche Kosten je Patient 
auf; im nichtmedizinischen Bereich war die Anstalt Bad Gastein der 
SVB deutlich billiger: 

Kosten je Patient 

Zentrum Anstalt Anstalt Anstalt 
Bad Hofgastein Baden Baden Bad Gastein 

der PVA der SVA der SVB der SVB 

in EUR 
I 1 38 2 1 76 1 260 I 103 

2 536 3 050 2 485 1 6 1 !  
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Die höheren Kosten je Patient der Anstalt Baden der SVA im medizi­
nischen Bereich waren hauptsächlich auf die umfangreichere Perso­
nalausstauung im Bereich der Ärzte, Therapeuten und di)llomienen 
Krankenschwestern zurückzumhren. Der Grund damr lag in der Patien­
tenstruktur (ältere und pflegeintensivere Patienten, mehr Anschluss­
heilverfahren) und in der An der angebotenen Therapie (deutlich mehr 
Einzelgymnastik). 

Auch im nichtmedizinischen Bereich hatte die Anstalt Baden der SVA 
die höchsten Kosten je Patient zu verzeichnen. Besonders auffällig 
waren die unterschiedlichen Personalkosten beim Haus)lersonal. Die 
dabei höheren Kosten der Anstalt Baden der SVA (670 EUR je Patient) 
und des Zentrums Bad Hofgastein der PVA (619 EUR je Patient) gegen­
über den beiden Anstalten der SVB (rd 430 EUR je Patient) waren auf 
eine umfangreichere Personalaus tattung zurückzuführen. 

6.2 Die vier überprüften Sonderkrankenanstalten wiesen sehr unterschied­
liche Versorgungsansätze hinsichtlich Alter und Pflegebedarf ihrer Patien­
ten sowie hinsichtlich An und Umfang der geleisteten Therapien auf. 
Die Kosten des medizinischen Bereiches können indessen nur im Zu­
sammenhang mit den erbrachten Leistungen betrachtet werden. 

Der RH vertrat deshalb die Auffassung, dass Hir eine objektive Beur­
teilung der Mittelverwendung im medizinischen Bereich ein vergleich­
barer Versorgungsauftrag, Mindestqualitätsstandards im Therapiebe­
reich (An und Ausmaß) sowie eine standardisiene Leistungsmessung 
vorhanden sein müssen. 

Bei den Ko ten des nichtmedizinischen Bereichs waren die Unterschiede 
nach Ansicht des RH schwerer nachvollziehbar als im medizinischen 
Bereich. Hier sah der RH besonders im Bereich des Hauspersonals Ein­
sparu ngspotenziale. 

6.3 Di� S VA begründete ihre höh�ren Kosten mit der Venuirk/icllllllg einer 
Empfehlullg des RH aus dem Jahre J 999, aufgrulld der ihre Sonder­
krankena/malt il1 Badel1 lIur 1I0el. behalidlul1gsillrel1sivell Patiellrell ul1d 
keineIl KurpaNel/teli mehr zur Verfügullg srüllde. 

Die SVB schlug ill ihrer Srellullgnahme vor, für eillell objektit'ell Kosrell­
vergleicl. neben den vom RH empfoh/�nell Leisrullgssrandards auch rralls­
pareme Behandlullgsinrensirärsgruppell zu cllOffen. 

BMSC, B M C, F  
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Kostensenkung durch 
Datenvernetzung und 
Kooperationen 

Rheuma-Sonderkrankenanstalten 

Die PVA gab beRatll,l, sie Iwbefiir ihre SOllderRrallke'llollslolrell bereits 
QllolitärSllom,ell ollsgeorbeiret, in deren Raltmell a llclt Milldestqllali­
lätsstandards .für deli Tlrerapiebereicl, abgeltalldelt werdelI sollen. 

Das BMGF scilloss sielt deli diesbezüglicheIl A llsiclitw des RH voll­
illlwitlicl, O ll. 

7.1  Die SVB war über die rechtlich vorgeschriebenen Auswertungen hinaus 
in der Lage, für ihre Anstalten die Kosten einzelner Palientengruppen 
zu berechnen. Diese Auswenungsmöglichkeiten bestanden in den bei­
den anderen Anstalten nicht. Der Grund dafür lag in der fehlenden 
Vernetzung zwischen den Patienten- und den KostendatelI. Zur Ver­
besserung der Auswertungsmöglichkeiten bzw zur Schaffung einer 
kostensenkenden Datenvernetzung erfolgten allerdings in den letzten 
Jahren in allen vier Sonderkrankenanstalten Investitionen in medizi­
nische Informationssysteme. 

Um eine Kostensenkung durch möglichst rief greifende Kooperat ionen 
am gleichen Standort zu erzielen, fanden zwischen der SVA und der 
SVB - neben der bereits bestehenden Zusammenarbeit im Labor- und 
Einkaufsbereich - Gespräche in Richtung einer gemeinsamen Führung 
ihrer Anstalten in Baden statt. Zwischen dem Zentrum Bad Hofgastein 
der PVA und der Anstalt Bad Gastein der SVB bestanden noch keine 
kostenmindemden Kooperationen. 

7.2 Der RH bemängelte die fehlende Koordination bei der Einführung der 
medizinischen Informarionssysteme. Durch die getrennte Entwicklung 
dieser Systeme entstanden nicht nur höhere Kosten, es war auch die 
Vergleichbarkeit der erminelten Kennzahlen gefährdet. Der RH emp­
fahl deshalb, das Rehabilitationskonzept der österreich ischen Sozial­
versicherung für die medizinische Rehabilitation zu beachten. in dem 
aurgrund einer Studie des Österreich ischen Bundesinstitutes für Gesund­
heitswesen eine einheitliche Datenerfassung bei allen Sozialversiche­
rungsträgern empfohlen worden ist. 

Vor allem aber regte der RH an, die Kooperation zwischen der SVA und 
der SVB am Standort Baden weiter zu intensivieren; für die Stand­
orte der SVB und der PVA im Gasteinertal wären ebenfalls kosten­
senkende Maßnahmen - zB Kooperation und Leistungsauslagerun­
gen - zu überlegen. 

B M Sc, 8MGF 73 
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7.3 Die SVA sWlld deli EmpJelllungcII des RH sOl/loili liinsiehllich eiller Ver­
bessenmg der Dalcllerjassullg als auell cjller I'erbessertell SYliergienullulig 
d!lrch Kooperario"ell posiriv gege"über. 

Die SVB gab bekOllJll, VerhOJldluligeli ill Richtullg eiller I'erstärktfll Koope­
mrioll am Sllllldorr Bade" ilältell beTeirs sei" wcilgellcllde Grulldlagell­
ergebllisse gezeiligr. 

Die PVA wies darauJ hili, dass eille VOll ihr illitiierre gemeinsame Vor­
gallgsweise zur Ei'ifillmmg medizillischer IIIJOnlwlio"ssysleme bisla"g 
erJolglos gebliebell sei. Über eille kosielisenkelllie Zusammenarbeit ZlIIi­
seile" dem Zenrrum Bad HoJgaslci" der PVA ulld der Allsfalt Bad Gasleill 
der SVB werde llacllgedachr. 

Da BMGF cllloss sieh deli EmpJelllu ligell des RH I'o/lillha/rlicll Oll. 

8.1 Im Zentrum Bad Hofgaslcin der PVA und in der Anstalt Bad Gastein 
der SVB waren die Patienten in der Altersgruppe zwischen 5\ - 60 Jah­
ren am stärksten vertreten. Die Anstalt Baden der SVA wies die meis­
ten Patienten in der Altersgruppe zwischen 7\ - 80 Jahren auf. In die­
ser Anstalt betrug der Ameil der Patienten über 80 Jahre noch \0,4 %, 

im Zentrum Bad Hofgastein der PVA nur 0,5 %. 

Die höchste Anzahl an Anschlussheilverfahren wies die Anstalt Baden 
der SVA mit rd 40 % der Gesamtpatienten auf: dies unter anderem des­
halb, weil die ab 2002 geänderte Einweisungspraxis keine Aufnahme 
von Kurpatiemen' mehr vorsah . 

• Palicmcn. für die ein Heilverfahren in einer Kurrinrichlung ausreichend ist 

Unter den Patienlen der überprüften Rheuma-Sonderkrankenanslahen 
befanden sich auch solche, die aufgrund ihrer körperlichen Verfassung 
IzB verminderte Belastbarkeit wegen vorliegender Begleiterkrankun­
gen) die angebotenen Therapiemöglichkeiten nur äußerst eingeschränkt 
nutzen kon nten. 

8.2 Der RH venral die Ansicht, dass die qualitativ hochwertige Einrichtung 
einer Sonderkrankenanstalt grundSätzlich nur für Patienten, welche dk 
dort angebotenen Therapien auch wirklich benötigen, zur Verfügung 
stehen sollte. Die Ziele der Rehabilitation bzw des Heilverfahrens sind 

BM<;G B M G F  
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die Erhaltung der Erwerbsfahigkcit, die Vermeidung der Pflegebedürf­
tigkeit und die Erhaltung oder Verbesserung des Status der Pflegebe­
dürftigkeit. 

Zur Erreichung dieser Ziele sowie zur optimalen Nutzung der Ressour­
cen einer Sonderkrankenanstalt regte der RH an, llereits vor der Ein­
weisung von Patienten in eine solche Anstalt ihre Rehabilitationsfahig­
keit verstärkt zu überprüfen. 

8.3 Die PVA reilre mil, dass lIach Fenigslellwlg des Umbaus des Zell/fUmS 
Bad Hofgasrein (Reduklioll der sysiemisiencil Berrell "on / 8 7  auf / 44) 
das Scllwergelllichr in der Relrabililarioll 1'011 ParielllclI im RahmeIl I'on 
AIISclllllssheilverjahrcll sowie bei schu'creren GesUlldheilsl'Orsorgeflillel/ 
liegen werde. 

Die SVA und die SVB "enJ'icsen auf illre diesbeliiglicllell Siellungnahmen 
Lum Bericllfsplmkl Rechrlic/le Grulldlagell. 

9.1 Die Behandlungsschwerpunkte der Anstalten waren unterschiedlich. 
Während das Zentrum Bad Hofgastein der PVA und die Anstalt Baden 
der SVA einen Behandlung schwerpunkt in der Trockenheilgymnastik 
rur Einzelpatienten sahen (8.5 bzw 9,2 Therapien je Patient). wurden 
in der Anstalt Baden der SVB mehr Trockenheilgymnastik in der Gruppe 
( 10,6 Therapienje Patient) sowie Elektrotherapien durchgeführt ( 1 7  The­
rapien je Patiem). Die meisten Trockenmassagen erhielten Patienten 
des Zentrums Bad Hofgastein der PVA (7,5 Therapien je Patient). 

Alle Anstalten bezeichneten die Trockenheilgymnastik für EinzeIpatien­
ten als besonders hochwertige Therapieforrn, die aufgrund des höheren 
PersonaleinsalZes allerdings kostenintensiver als die Gruppenheilgym­
nastik wäre. Die Tatsache. dass in einzelnen Anstalten mehr Gruppen­
und weniger Einzelheilgymnastik durchgeführt wurde, war nicht zuletzt 
auf den Mangel an verfügbaren Physiothcrapeuten zuriickzuführen. 

Mi ndestqualitätsstandards für den Therapiebereich [zB hinsichtlich Art. 
Anzahl und Dauer der Therapien für einzelne Patientengruppen) waren 
trägerübergreifend nicht defmiert. 

9.2 Die großen Unterschiede im Therapieangebol waren sowohl auf un­
terschiedliche Patiemengruppen als auch auf die jeweils tatsächlich 
verfügbare Personalausstanung zurückzuführen. Der RH regte an, im 
Therapiebereich umgehend verbindliche Mindestqualitätsstandards für 
Sonderkrankenanstallen zu defmieren und einzuhalten. 
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Um die für eine Sonderkrankenanstalt erforderliche hohe Behandlungs­
qualität aufrechI zu erhalten, sollten zudem verstärkte Bemühungen 
unternommen werden, die im Therapiebereich vorgesehene Personal­
ausstattung nicht zu unIerschreiten. 

9.3 Die SVA reifre die Auffassung des RH ilinsiciltlicll der Festsetzullg VOll 
Mindestqualirätsslandards und venlleillle, dass die Dejillitioll soleller 
Stalldards eille AuJgabe des Hauprverbandes der österreicil isclrclI Sozial­
versielrerullgslräger sei, wobei die Eillbezieilullg der eillzelnen Träger 
wÜllsel,ellswen wäre. 

Die PVA Irielt Jest, dass im RahmeIl der Au arbeirung VOll Qualitäts-
110 rmerr für ihre SOllderkrankenallstalten auell Milldestqualitärsstall­
dard im Tlrerapiebereiell abgelralldell werden sollcll. 

Die SVB vertrar die AllSicht, dass es aus medizillischer Sielll Jalsell sei, 
die Qualirät VOll TllerapiemaBllallmell primär an der A llza/Il der durch­
geführtell Eillzelrlrerapiell zu mcssen. Sie vertvies auch auf die p yello­
soziale KompoIleIlte der Gruppelltherapie". 

9.4 Der R H  erwiderte der SVB. dass bei der Gruppentherapie jedenfalls 
sicherzustellen ist, dass die jeweilige Gruppengröße eine sinnvolle 
Bewegungstherapie ermöglicht. Wegen der großen Unterschiede im 
Therapieangebot der einzelnen Anslalten verblieb er daher bei seiner 
Empfehlung, verbindliche und für alle Träger einheitl iche Mindest­
qualitätsstandards zu defInieren. 

10.1 Im Zentrum Bad Hofgastein der PVA und in der Anstalt Baden der 
SVA war mit Jänner 2004 der Einsatz von Messinstrumenten (Fragebö­
gen) geplant. Mit diesen solllen der Schweregrad der Behinderung der 
Palienten und die erreichten Ergebnisse der Rehabilitation einheitlich 
und zuverlässig bewertet werden könncn (zB Veränderung des Krank­
heitszustandes und Zielerreichung in der Pflege). 

Der Einsatz dieser Instrumente zur Leistungsmessung wurde auch mit 
der hohen volkswirtschaftlichen Bedeutung rheumatischer Erk.rankun­
gen rur sozialversicherungsrechtliche Gegebenheiten - zB Kranken­
srand und Arbeilsunfahigkeil - begründe!. 

10.2 Nach Auffassung des RH sollte eine standardisiertc Leistungsmessung 
in allen Rheuma-Sonderkrankenanslalten erfolgen, um die Wirksam­
keit der unterschiedlich teuren Therapieangebote besser bewerten zu 
können. Zur Vermeidung von Ooppelgleisigkeiten bei der Auswahl von 

BMSG BMGF 
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5trukturqualität 

2002 
je 100 Betten 

Ärzte 

Rh e u ma -50 n d erk ran ke na n sta lten 

Messinstrumenten und zur Sicherstellung des Einsatzes einheitlicher 
Messinstrumente solltejedenfalls eine Zusammenarbeit zwischen den 
einzelnen Sozialversicherung trägem erfolgen_ 

10.3 Die SVB teilte mit, dass die EinfiilJrung einer standardisierten Leistungs­
messung im Gespräcl, sei, allerdings wäre das Für und Wider noel, abzu­
wägen. 

Die SVA erachmf zur Erreichung einlleitlieller Qualitäten bei der Leis­
tllngsmesSllng lIoeh Gespräche mit dem Haupruerballd der ästerreichi­
seilen Sozialversieherwlgsrräger fiir erforderliell. 

11 .1  Aufgrund der Einstufung als Sonderkrankenanstalt unterlagen die über­
prüften Rehabilitationseinrichtungen dem Krankenanstalten-Arbeits­
zeitgesetz (BGBI ! Nr 81 1 997 idgF). Die Personalstru.ktur der einzelnen 
Anstalten stellte sich im Jahr 2002 je Berufsgruppe auf der Basis von 
100 Betten wie folgt dar: 

Zentrum Anstalt Anstalt Anstalt 
Bad Hofgastein Baden Baden Bad Gastein 

Mr PVA der SVA der SVB der SVB 
4,4 7.0 5,6 5,8 

diplomiertes GesundheilS-
und Krankenpflegepersonal 3,7 1 5,5 6.7 5,8 

Physiolherapeulen 6,3 9,3 6, 1 3,8 
Heilbademeister und Masseure 7.2 3 .3  6,6 5.8 
Verwaltungspersonal 
Hau personal 

B,..SG B",GF 

9.3 7.2 9,5 8,5 

33 , 1 32,9 30,6 27.8 

Die Mehrausstatrung der Anstalt Baden der SVA im Ärzte- und diplO­
mierten Pflegebereich war auf die Patientenstruktur dieser Anstalt 
zurückzuführen. Diese war durch ältere und pflegeintensivere Patien­
ten, mehr Anschlussheilverfahren und Einzeltherapien sowie das Feh­
len von Kurpatienten gekennzeichnet. 

Die ebenfalls deutlich höhere Personalausstattung dieser Anstalt im 
Therapiebereich war unter anderem darauf zurückzufLihren, dass es 
den anderen Sonderkrankenanstalten nicht im selben Ausmaß gelun­
gen ist, die im Dienslpostenplan vorgesehenen Therapieplanstellen zu 
besetzen ; dies deshalb. weil die Zahl der in Österreich ausgebildeten 
Therapeuten nicht mit dem tatsächlichen Bedarf in Einklang stand_ 
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Der Pel>onalmangel im Therapiebereich fühne in Einzelnillen zu einer 
unzureichenden therapeutischen Vel>orgung. 

Die Ausstattung und das Raumangebot der Patientenzimmer waren in 
den einzelnen AnstalLen stark unterschiedlich. 

11.2 Der RH empfahl unter Hinweis auf den hohen Stellenwen von The­
rapiemaßnahmen in der Rehabi litation. den Dienstpostenplan für den 
Therapiebereich in allen Anstalten möglichst voll zu besetzen. Dazu 
wären die von ihm vorgefundenen Bemühungen zur Sicherstellung 
einer ausreichenden Anzahl an Therapeuten - auch miltels einer Suche 
im Ausland - zu vel>tärken. 

Weiters regte der RH an, die Therapiepläne so anzulegen, dass die Pati­
enlen auch während der Urlaubszeiten des Pel>onals sowie an Feier­
tagen ausreichend - das heißt mit nur einem therapiefreien Tag pro 
Woche - therapeutisch versorgt werden. 

1 1 .3 Die SVB bezeichnete Feiertagstherapien zwar ebenfalls als wünschens­
wert, "enlJks jedoch auf die derzeir dafü r nielli ausreichende Persmlal­
ausslllllullg. 

Die PVA gab bekal1l11, sie fiih re bereits all sechs Woclrellfage/l Therapien 
durch, sei aber bereit, die Samsragsllterapieu zu illlellsi, liere/L 

12.1 Nach Prüfung des Rehabilitationsamrage durch den jeweiligen Sozial­
versicherungsträger wurden die Patienten mit der Einberufung in die 
Rheuma-Sonderkrankenansralten auch aufgeforden, allfallige Vorbe­
funde zum Rehabilitationsaufenthalt mitzunehmen. Die Patienten brach­
ten nur in Einzelnillen Befunde mit : andererseits funktioniene die Kom­
munikation der Anstalten sowohl mit den Akutspitälern als auch mit 
den zuweisenden Ärzten kaum. Aus diesen Gründen sahen sich die Ärzte 
der Rheuma-Sonderkrankenanstalten zur Durchführung neuerlicher 
radiologischer und labonechnischer Befunde veranlass!. 

Die Einweisungspraxis wurde selbst bei gleicher Indikation - insbe­
sondere beim Anschlusshei lverfahren - von den einzelnen Anstalts­
trägern unterschiedlich wahrgenommen. 

BMSG BMGF 
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12 .2  Da vor allem beim Anschlusshei lverfahren zum Zeitpunkt der Antrags­
steIlung grundsätzlich Befunde lind Diagnosen vorliegen, erachtete 
der RH Doppelbefundungen für entbehrlich. Um diese zu vermeiden 
und den Verwaltungsaufwand im EnlScheidungsprozess bei den Sozial­
versicherungsträgern zu verringern. sollten bei Antragsstel lung vor 
allem die zeitnahen Befundungen der Patienten bzw der zuweisenden 
Ärzte nachdrücklich eingeforden werden. Diese wären von den Ärzten 
der Rheuma-Sonderkrankenanstalr verstärkt LU nutzen. 

Die unterschiedlichen Einweisungspraktiken trotz gleicher Indikation 
waren in erster Linie auf fehlende Vorgaben der Sozialversicherungs­
träger an die zuweisenden Ärzte zurückzuführen. Da diese Praktiken 
einem gleichanigen und patientengerechten Zugang zu den Rehabi­
litationseinrichtungen entgegenstanden. empfahl der Rl l. der zuwei­
senden Ärzteschaft entsprechend informative und einheitliche Vorga­
ben zur Verfügung zu stellen. 

12.3 Die SVA I'en"ies a uf ilIre u mlal/greiellen Bemü/llIIlgen wr Vemleid'/Ilg 
1'01/ Doppe/beJlIIldullgell Ulld teilte mir. dass lIeuerlielle BeJulldullgell 
1'01/ illr I/iell! gelIereIl lIeralllas t u,ürdell. Zur Verei/Illeitlic/I!I/Ig der 
EiPl!veisulIgspraktikell wäre ilrrer Ansicht Ilaell I'or allem (lie lIieder­
gelasselle zuweisellde ÄrzteschaJt stärker auf das 110m Hauptl'erba'lI} 
der österreiellischell Sozialversiel,enl/lgsträger ausgearbeitete HalId­
buch zur medizil1iscllel1 Rel,abi/ita/ioll aufmerksam zu mael,ell. 

La", Steliu//g//allllle der SVB kö'llIe auf eigelle örztlicl,e UllIersucl'lHl­
gell I/icht Iierzieillet werdell, weslralb beispielsweise eill Lrlllgellrölltgell 
ill illre" Allsraltell zum "orgel/alrellell Qua/itötss/{/Ildard gehöre. 

Die PVA gab beka//Ill. sie Jti/rre Doppelbejulldullgell lIur ,lOch i'l begrüll­
delell Ausllah meflillen durclI. 

12.4 Der RH entgegnete der SVB, dass Lungenröntgen bei Rheumadiagno­
sen in Rehabilitationseinrichtungen nicht bei allen Patienten, sondern 
nur in jenen Au nahmenilIen erfolgen sollte. bei denen eine diesbe­
zügliche Anamnese (Vorgesch ich tel vorl icgt. 

79 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 87 von 155

www.parlament.gv.at



Schluss­

bemerkungen 

80 

R 
-

H 

13 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I )  Die Versorgungsaufträge für die Rehabilitation und Gesund­
heitsvorsorge in Sonderkrankenanstalten wären zur Sicherslellung 
eines gleichen Zugangs für Patienten der unterschiedlichen Sozialver­
s icherungsträger klar und einheitl ich zu definieren. 

(2 )  Im Bereich der Gesundheitsvorsorge sollten leichtere FäHe nicht 
in Sonderkrankenanstalten, sondern in kostengün tigeren Vertrags­
einrichtungen untergebracht werden. 

( 3 )  Im Therapiebereich wären trägerübergreifende M indestqualitäts­
standards zu defInieren und eine standardisierte leistungsmessung 
e inzuführen. 

(4) Die Therapiebereiche wären personell ausreichend auszustatten. 

( 5) Die bestehende Kooperation am Standort Baden zwischen der 
SVA und der SVB wäre weiter zu in tensivieren; für die Standorte 
der SVB und der PVA im Gasteinertal wären ebenfalls kostensen­
kende Maßnahmen zu überlegen. 

B"'SG BMGF 
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Kurzfassung 

B M BW K  

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Bildung, Wissenschaft und KuLtur 

Zuerkennung von Stipendien 

Im Studienjahr 2002/2003 wurden im Wissenschaftsbereich rd 1 58 Mill 
EUR an Studienförderungsmitteln vergeben. Das Studienförderungs­
ge etz 1 992, das die Studienfcirderungsmaßnahmen regelte, enthiell 
keine Zielvorstellungen. Das BMBWK verfügte nur e ingeschränkt 
über Informationen hinsichtlich der Wirkungen der Studien förde­
rung. Die Abwicklung der Studienförderung erfolgte über die dem 
BMBWK nachgeordnete Studienbeih i lfenbehörde, die wegen ihres 
Quali tätsmanagement und ihrer Kundenorientierung als beispiel­
haft anzu ehen war. 

Das Studienförderungsgesetz 1 992 normierte detailliert die Zugangs­
voraussetzungen zu den einzelnen Förderungen, die Aufgaben der 
mi t  dem Vollzug betrauten Behörden und das hiebei anzuwendende 
Verfahren. Mit  den Förderungsmaßnahmen verknüpfte Zielvorstel­
lungen bzw dami t  beabsichtigte Wirkungen wurden i m  Gesetz nicht 
au drück.lich genannt. Der Aufbau eines strategischen Controllings 
wäre zweckmäßig. 

Für die Vergabe des weitaus größten Teils der Förderungsmittel war 
die dem BMBWK nachgeordnete Studienbeihi lfenbehörde eingerich­
tet. Die Behörde war ständig bemüht, ihre organisatorischen Abläufe 
zu vereinfachen. Die Kundenorientierung wurde durch die Ergeb­
n i  se regelmäßiger Kunden- und Mitarbeiterbefragungen bestätigt. 

Die Studienbeihi lfenbehörde verfügte seit 1 996 über ein umfassen­
des Qualitäts-Managementsystem gemäß den internationalen Nor­
men nach ISO 900 1 .  Diese Entwicklung ist im öffentlichen Bereich 
bisher einzigartig. 

Die F inanzierung der Studien beihi lfen behörde erfolgte ausschließ­
lich au Mi tteln des BMBWK. Zur Steuerung bediente sie sich eines 
aussagekräftigen Recllnungswesens sowie e ines vorbildlichen Con­
trolling-Systems. 

81 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 89 von 155

www.parlament.gv.at



Kurzfassung 

82 

R 
H 

Der Gesetzgeber weitete als Begleitmaßnahme zur Einflihrung der 
Srudienbeiträge ab dem Srudienjahr 2001 /2002 die Möglichkeiten 
zum Bezug einer Beih i l re lark aus; dies flihrte zu einem wesent­
lichen Anstieg von zu bearbeitenden Anträgen. Ocr Personalstand 
der Studienbeihi lfenbehörde war in Erwartung dieser Entwicklung 
au fgestockt worden. 

Der tatsächliche durchschnittliche Personalstand der Srudienbeihil­
fenbehörde stieg vom Studienjahr 1 999/2000 bis zum Studien­
jahr 2002/2003 stärker an als die Anzahl der ei ngebrachten Anträge. 
Aufgrund des höheren Per onal- und Sachaufwands stieg der Anteil 
der Verwaltungs kosten an den Transferleistungen von 3,5 % (2000/ 

200 1 )  auf 3,8 Dio (200 1 /2002). 

Oie interne Revision sollte organisatorisch direkt beim Leiter der 
Studienbeihilfenbehörde angesiedelt und personell aufgestockt wer­
den. Unter diesen Voraussetzungen wäre weiters zu hinterfragen, 
ob das derzeit durchgängige Vier-Augen-Prinzip bei der Anlrags­
bearbeitung vereinfacht werden kann. 

BMBWK 
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Zuerkennung von Stipendien 

Kenndaten der Studienbeih i lfenbehörde 

Rechtsgrundlage Swdienflirderungsgesetz 1992, BGBI Nr ]05/1992 idF BGBI I Nr 75/2003 

Gebarungsentwicklung 1999/2000 11 2000/200 1 11 2001 /200211 

SlUdienbelhilfen und 
in Mill EUR 

gesetzliche Verpflichtungen 105.49 104,09 

Fahnkosten 3.07 2,67 

Studienabschlussstipendienli 

Summe t08.56 106,76 

Kosten der Leistungserbringung 

Primärko�ten 2,98 3,51 

Sekundärkosten 0.75 0,77 

Gesamtkosten 3,7 3 4,28 

Kosten einzelner LeistungenJI 

Studienbeihilfe 2,23 

Studienabschlussstipendien 0,02 

Beratungslel�tungen 0, 1 8  

Rilckforderungen von Leistungen 0,07 

Hauptleistungen Anzahl 
Anträge auf Studienbeihilfen 41 821 43 02 1 

dm'on pO.'ilit' erledigt 13 764 ]4 1 68 

Beihilfen rur Auslandsstudien 125 1 094 

Fahn- und ReisekostenzuschüSse 16 653 

Anträge auf 
Studienabschlussstipendien 61 71 

Beratungsstunden 5 537 

R«htsmittelverrahren 

Vorstellungen 1 427 1 478 

Verhältnis Vorstellungen zu 
Anträgen In % 3 %  3 %  

Berufungen 1 30 99 

Mltarbeite'" 70,25 72 

1) Studitnjahr 
2) nationaler Anleil 
JI wurden erst ab dem ludienjahr 2000/2001 erhob<n 
oll in Vollbe-schäftigungSiiquivaltmenjtweils zum I .  Jänner im Studienjahr 

BMBWK 

141,82 

1,76 

0,53 

1 44, 1 1  

4,84 

1,03 

5,87 

3,26 

0,06 

0,32 

0, 1 4  

58 497 

40 781 

I 151 

16 017 

243 

9 170 

3 062 

5 %  

126 

101,75 

2002/200] 1 1 

154,4] 

2,35 

1 ,09 

1 57,87 

5.0] 

1.05 

6.08 

3,19 

0,06 

0,57 

0,14 

59 076 

44 001 

I 221 

1 6 9 1 2  

3 1 8  

17 040 

3 203 

5 %  

266 

108,9 
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1 Der RH überptiifte von Juni bis September 2003 die Gebarung des 
BMBWK hinsichtlich der Zuerkennung von Stipendien im Wissen­
schaftsbereich. 

Zu den im Dezember 2003 zugeleiteten Ptiifungsmineilungen nahm das 
BMBWK im April 2004 Stellung. Eine Gegenäußerung des RH war nicht 
erforderlich. 

2 Innerhalb des Systems der nationalen Studienfcirderung bestand ein brei­
tes Angebot an verschiedenen Förderungsinstrumenten. die allerdings 
hinsichtlich ihrer Zielsetzungen, der materiellen Voraussetzungen. der 
Zuerkennungsverfahren und des Rechtsschutzes unterschiedlich aus­
gestaltet waren. 

Die einzelnen Förderungsmaßnahmen waren fast ausschließlich im Stu­
dienfcirderungsgesetz 1 992 geregelt. Dieses sah eine Zuerkennung der 
Leistungen sowohl im Rahmen der Hoheitsverwaltung [zB bei Studien­
beihilfen. Beihilfen ftir Auslandsstudien. Studienzuschüssen) als auch 
im Rahmen der Privatwinschaftsverwaltung [zB Studienunterstützun­
gen. Srudienabschlus stipendien) vor. 

Das Studienfcirderungsgesetz 1 992 normiene deraillien die Zugangs­
voraussetzungen zu den einzelnen Förderungen. die Aufgaben der mit 
dem Vollzug betrauten Behörden und das hiebei anzuwendende Ver­
fahren. Mit den Förderungsmaßnahmen verknüpfte Zielvorstellungen 
bzw damit beabsichtigte Wirkungen - erwa Förderung empf<inger auch 
zu einem Srudienabschluss hinzuftihren - wurden im Gesetz nicht 
ausdtiicklich genannt. 

Im BMBWK bestanden Überlegungen hinsichtlich der Einftihrung eines 
strategischen Controllings im Bereich der Studienfcirderung. Zu einem 
über Grundzüge hinausgehenden Ergebnis hatten diese Überlegungen 
zur Zeit der Überptiifung durch den RH noch nicht geftihn. 

Im Rahmen des alle drei Jahre zu erstellenden Hochschulberichtes an 
den Nationalrat legte das BMBWK - zuletzt im Jahr 2002 - einen 
Bericht und ausftihrliches statistisches Material zur Srudienfcirderung 
vor. 

BMBWK 
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3.1 Das Studienforderungsgesetz 1 992 beinhaltete keinen systematischen 
Zielkatalog. Eine Verfolgung des Erfolgs und der Wirkung von Förde­
rungsmaßnahmen durch das BMBWK war nur in einem eingeschränk­
ten Maße gegeben. Wesentliche Kennzahlen für die Beurteilung der 
Wirksamkeit von Leistungen. zB das Verhältnis von Studienbeihilfen­
empfangern zu Studienabschlüssen innerhalb dieser Personengruppe. 
waren beim BMBWK nicht vorhanden. 

3.2 Nach Auffassung des RH sollten die in den Hochschulberichten bzw in 
den Berichten zur sozialen Lage der Studierenden enthaltenen Daten 
in systematischer Weise zu einem umfassenden strategischen Control­
ling über die Wirksamkeit von Förderungsmaßnahmen weiter entwi­
ckelt werden; zusätzl ich wäre die Anwendung dieses Instruments als 
gesetzlicher Auftrag zu normieren. 

Dazu wären zunächst die mit der Studienforderung angestrebten Haupt­
ziele zusammenfassend zu formulieren und dem Katalog der Einzel­
rnaßnahmen des StudienfOrderungsgesetze 1 992 gegenüberzustellen. 

Für eine Planung und Steuerung im strategischen Bereich sollte die Wirk­
samkeit der Förderungsmaßnahmen hinsichtlich der Erreichung dieser Ziele 
ebenso wie die Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung über alle post­
ekundären Bildungseinrichtungen hinweg durch ein aussagekräftiges 
Kennzahlensystem dargestellt, geprüft und durch notwendige Korrektur­
maßnahmen abgesichert werden. Ein derartiges KennzahJenwerk würde 
zudem eine geeignete Grundlage rur neue forderungspolitische Ansätze 
und Managemententscheidungen auf Ebene des BMBWK bilden. 

Dabei wäre neben den Zahlenwerken von Hochschul- und Sozialbe­
richten auch auf bereits bei der Studienbeihilfenbehörde vorhandene 
Kosten- und Leistungsrechnung daten zurückzugreifen. Ebenso käme 
die noch zu vertiefende und insbesondere um einen geeigneten Kenn­
zahlenteil zu erweiternde Ausarbeitung eines bisher nur in allgemeiner 
Form vorliegenden strategischen Controllingkonzepts in Frage. 

Hinsichtlich der Feststellung von Zielerreichungsgraden käme zB der 
Ermittlung des Anteils jener Leistungsempfa nger. die tat ächlich zu 
einem Studienabschluss gelangen. oder dem Ausweis der Gesamtkos­
ten je gefOrderten Absolventen besondere Bedeutung für die Beurtei­
lung der Wirksamkeit der Leistung Studien beihilfe zu. 

3.3 Das BMBWK verwies auf die Probleme bei der Darengewillllullg. Die 
Srudie,/beilli/fcllbchörde prüfe aber Möglichkeite". eine entsprechende 
Datenba"k aufzubauen. 
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4 Für die Vergabe des weitaus größten Teils der Förderungsminel - im Stu­
diertiahr 2002/0) betrugen diese im Wisscnschallsbereich 1 58,8 Mill EUR -
war die dem BMBWK nachgeordnete Studienbeihilfenbehörde einge­
richtet. Diese hatte über Anträge in der Regel in einem bescheidfOrmigen 
Verfahren zu befInden. Lediglich die Zuerkennung von Leistungs- und 
Förderungsstipendien sowie von Srudienumerstützungen erfolgte nicht 
durch die Behörde, sondern im Wege der Privatwinschaftsverwalrung 
durch die einzelnen Universitäten bzw das BMBWK selbst. 

Die Studienbeihilfenbehörde unterstand als zentrale. monokratisch orga­
nisiene Behörde im Rahmen der Förderungsvergabe in organisatorischer 
und fachlicher Hinsicht dem BMBWK. Gegen negative Erledigungen 
von Anträgen entschieden im hoheitlichen Bereich der Förderungs­
vergabe zunächst Senate als Kollegialorgane der Studienbeihilfenbe­
hörde. Datüber hinaus bestand die Möglichkeit der Berufung an das 
BMBWK sowie die Einbringung einer Beschwerde beim Verwaltungs­
gerichtshof bzw beim Vcrfassungsgerichtshof. 

Die Aufgaben der Studienbeihi lfenbehörde waren detaillien im Slu­
dienfOrderungsgesetz 1 992 umrissen und umfassten insbesondere die 
Vollziehung der im Gesetz verankerten StudienfOrderungsmaßnahmen. 
Weiters war die Studienbeihilfenbehörde rur die Beratung in Fragen 
der StudienfInanzierung zuständig. 

5.1 Die SlUdienbeihilfenbehörde nützte bereits seit ihren Anfangen in inno­
vativer Weise durch die Einrichrung eines Antragserfassungs- und 
Informationssystems die Möglichkeiten elektronischer Informations­
und Kommunikationstechniken. Seit Mitte der 90er Jahre strebte sie 
- in Verbindung mit einem Organisarionsenrwicklungskonzept - die 
Ausbildung eines umfassenden Qualitäts-Managementsystems gemäß 
den internationalen Normen nach I 0 9001  an. 

Diese Entwicklung ist bisher im öffentlichen Bereich einziganig; sie 
erlangte in der Verleihung des Speyer-Preises 1 998° auch Anerken­
nung von außen . 

• Beim �Speyrt.'r QuaIi131Swettbewerb-, der 1992 von zwei deutschen Unive�itäl5pro­
f�oren als erster mitteleuropäischer Verwaltungswettbewerb inil iien wurde. wer­
den alle zwei Jahre Verwahungen aus Deutschland, Österreich und der $chwt'iz fUT 
ihre Reformen ausgezeichnet. 

BMBWK 
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Zuerkennung von Stipendien 

Im Rahmen der Vorarbeiten zur Erlangung der ISO-Zertiflzierung -
diese erfolgte 1 996 - wurden neben der Formulierung eines Leitbil­
des und der Gesamtpolitik der Studienbeihilfenbehörde insbe ondere 
ein Qualitäts-Management-Handbuch und ein Katalog detaillierter 
Verfahrensanweisungen erarbeitet. In diesem Zusammenhang stan­
den ferner auch die Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung, 
eines Controllingsystems sowie regelmäßiger Kunden- und Mitarbei­
terbefragungen, welche die Kundenoriemierung der Studienbeihilfen­
behörde bestätigten. Gegenüber dem BMBWK bestand ein umfangrei­
ches Berichtswesen. 

Die der Einführung der ISO-Zertiflzierung zurechenbaren Kosten belie­
fen sich - einschl ießlich der angefallenen eigenen Personalkosten -
bis 1 996 auf 109 000 EUR. Vergleichende Angebote vor Vergabe der 
Zertiflzierungsleistungen an externe Berater wurden nicht eingeholt. 

Im Herbst 2003 erfolgte eine Zertiflzierung nach der - prozessorien­
tierten - Version ISO 9001/2000, die umfangreiche Anpassungen der 
Verfahrensanweisungen bedingte. 

5.2 Der RH stellte fest, dass vor Vergabe der Zertiflzierungslei tung keine 
Preisvergleiche zwischen den in Frage kommenden Unternehmungen 
angestellt wurden. Er anerkannte aber die Anstrengungen des BMBWK 
und der SlUdienbeihilfenbehörde. die Leistungs- und Kostenstruktur 
der Studienbeihilfenbehörde durch Einführung eines umfassenden Qua­
litäts-Managementsystems transparent zu gestalten. 

Positive Effekte der ISO-Zertiflzierung - zB die Strukturierung. Straf­
fung und Dokumentation der Ablauforganisation, eine verstärkte Ziel­
orientierung in Richtung Qualitätssicherung und -verbesserung sowie 
eine erhöhte Motivation der Mitarbeiter - wurden im Jahr 2001 durch 
eine umfangreiche Evaluationsstudie nachgewiesen. 
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6.1 Die Finanzierung der Studienbeihilfenbehörde erfolgte ausschließlich 
aus Mitteln des BMBWK. Die Basisdaten für die Budgelierung und den 
unterjährigen Mittelbedarf lieferte die Studienbeihilfenbehörde. Die 
operative Minelverwaltung erfolgte durch die Budgetabteilung des 
BMBWK. 

Bis 3 1 .  August 2003 verfügte die Studienbeihilfenbehörde bzw deren 
Leiter über keine Anwcisungsberechtigung. Die Rechnungen wurden 
zwar in der Behörde auf sachliche und rechnerische Richtigkeit geprüft, 
konnten aber erst nach Prüfung durch das BMBWK angewiesen wer­
den. Der damit verbundene Fristenlauf führte in einigen Fällen zum 
Verlust des Skontos und auch zu Mahnungen. Mit I .  September 2003 

erhielt die Studienbeihilfenbehörde eine selbständige Anweisungsbe­
rechtigung. 

6.2 Der RH anerkannte die nunmehrige Regelung als Beitrag zur Verwal­
tungsverein fachung. 

7.1 Die Gesamtkosten der Studienbeihilfenbehörde - umgelegt auf das Stu­
dienjahr - erhöhten sich im Überprüfungszeitraum aufgrund des gestie­
genen Personalstandes von 3,73 Mill EUR ( 1 999/2000) auf 5,67 Mill 
EUR (2001 /2002). Der Anteil der Sekundärkosten' an den Gesamlkos­
ten (durchschnittlich 1 9 %) sowie die durch chnittlichen Kostenje Mit­
arbeiter blieben dabei weitgehend konstant. 

• Kostcn rur die Zentralstelle mit vier Abteilungen und dfm Leiter 

Hingegen stieg aufgrund des höheren Personal- und Sachaufwands 
der Anteil der Verwaltungskosten an den Transferleisrungen von 3,5 % 

(2000/200 1 )  auf 3,8 % (2001 /2002). In der Folge wurde der bis dahin 
unquantiflzierte Anteil in einer Zielvereinbarung vom November 2002 

vom BMßWK mit weniger als 3,5 % vorgegeben. 

1m Studienjahr 2001 /2002 entfIelen allein 56 % der Gesamtkosten 
(3,26 Mill EUR) auf die Erbringung der Hauptleistung Studienbeihilfe, 
weitere 1 5  % auf sonstige Förderungsleistungen und die Erledigung 
von Rechtsmitteln. 

B"1BWK 
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Die Relation zwischen Verwaitungsko ten und Transferleistungen wies 
bei einigen Leistungen eine steigende Tendenz auf. Im Besonderen wies 
der RH auf die ungünstige Kostenentwicklung bei den - allerdings aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds zu 46 'lb koftnanzierten - Stu­
dienabschlussstipendien hin. Der Anteil der Bearbeitungskosten am 
Transfervolumen bei dieser Förderungsart betrug 2001/2002 7, I 'lb. 

Wegen des mit dieser Förderung verbundenen intensiveren Beratungs­
aufwands könnte dieser Anteil mit zunehmender Inanspruchnahme 
dieser Leistung künftig noch weiter ansteigen. 

7.2 Der RH empfahl, eine Reduktion des Anteils der Verwaltungskosten 
an den Transferieistungen auf unter 3,5 'lb anzustreben. Der Kosten­
entwicklung bei der Bearbeitung der Studienabschlussstipendien wäre 
besonderes Augenmerk zuzuwenden. Dabei wäre zu prüfen, ob allen­
falls aus einer Zusammenlegung mit anderen Beratungstätigkeiten 
Verbesserungen dieser Relation erziel bar wären. 

7.3 Laut Stellullgllahme des BMBWK sei der Alueil der Verwaltungskastell 
all deli Trallsferleistullgell illl Kalellderjalrr 2003 auf J,3 'lb gesunken. 
Die Kosten der Bearbeitung der Studienabschlussstipendien solIeil durch 
organisatorische Maß/IOhmen schritTweise verringert werdell. 

8, I Die Studienbeihilfenbehörde verfügte über ein wirkungsvolles Control­
lingsystem. Mit diesem konnten aus den Daten des Rechnungswesens, 
der Leistungsaufzeichnungen und des Zeiterfassungssystems sämtliche 
rur die operative Steuerung durch die Behördenleitung und rur die 
Berichterstattung an das BMBWK notwendigen und nützlichen Daten 
gewonnen werden. 

8.2 Der RH anerkannte das Controlling der Studienbeihilfenbehörde als 
vorbildlich. 
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9.1  Im Studienjahr 2001/2002 verwaltete die Studienbeihilfenbehörde ein 
Förderungsvolumen (Studienbeihilfen) von rd 1 42 Mill EUR. Von mehr 
als 58 000 Anträgen wurden nahezu 4 1  000 ftir die Antragsteller posi­
tiv erledigt. Damit konnten 20,2 % aller SlUdierenden im Winterse­
mester 2001 /2002 eine Förderung in Anspruch nehmen. Vor der i m  
Studienjahr 2001 /2002 erfolgten A u  weitung der Förderungsmöglich­
keiten harte dieser Anteil rd 1 4  % betragen. 

Die Vergabe der Studienbeihilfen war die - angesichts des Umfangs 
der gewährten Förderungen, der Anzahl der Anträge und des mit der 
Abwicklung verbundenen Ressourceneinsatzes - weitaus bedeutendste 
Leistung der Studienbeihilfenbehörde. 

Rund 78,4 % aller im Studienjahr 2001 /2002 ftir die direkte Leistungs­
erbringung bei der Studienbeihilfenbehörde eingesetzten Zeitressour­
cen wurden für die Bearbeitung von Studienbcihilfeanrrägen eingesetzt; 
lediglich 2 1 .6 % der Zeit entftelen auf die Abwicklung aller übrigen 
Förderungsleistungen (zB Beratung, Auslandsbeihilfen. Studienabschluss­
stipendien, Behandlung von Rechtsmitteln). 

Der sprunghafte Anstieg der Beihilfeansuchen im Studienjahr 2001/2002 

stand im Zusammenhang mit der Einflihrung von Studienbeiträgen und 
von - zur sozialen Abfederung dieser Beiträge geschaITenen - Studien­
zuschüssen. Wegen eines weiter gefassten Kreise von Anspruchsbe­
rechtigten erhöhte sich die Zahl der Antragsteller. Weiters mussten auch 
jene Studierende einen Antrag stellen, die zwar kaum Aussicht auf Stu­
dienbeihilfe, jedoch auf Studienzuschuss oder Teile desselben hallen. 

Einzelne im Studien fOrderungsgesetz 1 992 genan nte Förderungsleis­
lUngen, wie Fahrtkostenzuschüsse oder Versicherungskostenbeiträge, 
wurden nicht gesondert, sondern im Rahmen der Erledigung des Antra­
ges auf die Hauptleistung _Studienbeihilfe" zuerkannt. 

Der tatsächliche durchschnirtliche Personalstand der Studienbeihil­
fenbehörde (in Vollbeschäftigungsäquivalenten) erhöhte sich von 71 .22 

( 1 999/2000) auf 107,45 (2002/2003) bzw um 50,9 %. Damit stieg der 
Personalstand stärker an als die Anzahl der eingebrachten Anträge 
(+ 4 1 ,3 % bei den Studienbeihilfen) im selben Zeitraum. Mit der star­
ken Aufstockung des Personals sollte dem mit der Einftihrung der Stu­
dienbeiträge absehbaren Anstieg der Anträge - insbesondere aufSlu­
dienbeihilfe - wirksam begegnet werden. 

B M liW K  
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9.2 Nach Ansicht des R I I  erfolgte die personelle Ausstattung der Studien­
beihilfenbehörde über das unbedingt erforderliche Maß hinaus. Bezo­
gen auf die Hauptleistung Srudicnbeihilfe war - bei son t unveränder­
ten Parametern - zwi ehen 1 999/2000 und 2002/2003 ein Absinken 
der Mitarbeiterprodukrivität um durchschniltlich 6,4 % festzustel­
len. Dabei sank die Mitarbeiterproduktivität bei den einzelnen Stipen­
dien-Steilen in unterschiedlichem Ausmaß (zB Wien - 8 %, Innsbruck 
- 1 2.2 %). 

Die sinkende Produktivität hing auch damit zusammen. da - vergli­
chen mit dem Studienjahr 1 999/2000 - durch Um- und Neustruktu­
rierungen in der Zentrale der Studienbeihilfenbehörde wie auch in den 
Stipendien-Stellen der Overheadbereich bzw die nicht mit der direkten 
LeislUngserbringung befassten Stellen personell verstärkt wurden. 

Ausgehend vom Studienjahr 1 999/2000 und unter Beachtung der seit­
her eingetretenen quantitativen Entwicklung der Leistungen bestand 
nach Ansicht des RH ein Einsparungspotenzial zwischen vier und sie­
ben Mitarbeitern. 

Laut dem BMBWK war ein allnil l iger personeller Überhang in Kauf ge­
nommen worden, um trotz des zu erwanenden Anstiegs der Anrräge 
weiterhin eine zügige Abwicklung der Förderungsanträge gewährleis­
ten zu können. 

Nach Ansicht des RH wird sich die Problematik der überhöhten Pcr­
sonalausstattung künftig etwas entschärfen, weil das Studien recht ge­
mäß Universität gesetz 2002 bei der Srudienbeihilfenbehörde deutlich 
erhöhte Anforderungen, insbesondere bei der Evidenzhaltung und Aktua­
lisierung von Srudienplänen und bei der Beratungstätigkeit, bewirken 
wird. Sollten der Studienbeihilfenbehörde allerdings bei gleich blei­
bender Antragsentwick.lung keine zusätzlichen Aufgaben übenragen 
werden, wäre eine entsprechende Personalreduktion vorzunehmen. 

9.3 Das BMBWK venvies auf eine weitere srarke Steigerung der AUla'" an 
Alllrägen im Wimersemester 2003/2004. Dell/lOelt wiirdell ullIer Berück­
sichtigung des gesliegenen Beralungsaufwands einzelne offene Planstel­
Icn vorliiufig nielli narhbeselZl werde/I. 
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10.1 Das Leitbild der Studienbeihilfenbehörde deflniert als wesentliche Ziel­

setzung den raschen und qualitätsvollen Vollzug des StudienfOrderungs­

gesetzes 1 992. Auch das Qualiläts-Managementsystem nach ISO 9001 

sollte zu einer Verbes erung der Leistungsqualität beitragen. 

Als Maßstab fur die Bewertung der Qualität der Leisrungserbringung 

wurden unter anderem die Fehlerquoten auf der Ebene der Sachbear­

beiter {Anzahl der Rückgaben an Sachbearbeiter durch Approbanten 

mittels der so genannten Rückgabenaufzeichnungen] bzw die Doku­

mentation der Durchlaufzeiten ab der Einbringung VOn Förderungsanlrä­

gen herangezogen. 

Die durchschnittliche Laufzeit von der AntragsteIlung bis zur Erledigung 

des Antrags sank - nach einer vorübergehenden Erhöhung auf 38 Tage 

im Studienjahr 200 1 /2002 - von )1 (2000/200 I ]  auf 18  Tage (2002/2(0)]. 

Der Anteil der erledigten Anträge - innerhalb von zwei Wochen nach 

Vollständigkeit der beizubringenden Unterlagen - erhöhte sich von 

59,O 'lb (2000/200 I ]  auf 87,8 'lb (2002/200)]. wobei zwi chen den ein­

zelnen Stipendien-Stellen markante Unterschiede bestanden. 

Die Fehlerquote vor Approbation erschien mit 1 9,O 'lb im Studien­

jahr 2000/200 I {letzte verfügbare Daten] relativ hoch, wobei deut­
liehe Unterschiede in den verschiedenen Stipendien-Stellen festzustel­

len waren. Zum Teil dürften die Unterschiede auf eine - entgegen 

einer bestehenden Verfahrensanordnung - unterschiedliche Handha­

bung der Rückgabenaufzeichnungen zurückzuführen sein. Es fehlte 

eine systematische Kategorisierung, Erfassung und Auswertung der 

beanstandeten Fehler. 

10.2 Der RH regte an, die Gründe rur die unter.>chiedlichen Fehlerquoten bzw 

Durchlaufzeiten in den Stipendien-Stellen zu erheben und auf die An­

gleichung der Kenngrößen aur best pracrice-Niveau hinzuwirken. Fer­

ner wären Möglichkeiten einer weiteren Straffung der Verfahren - etwa 

durch eine Verkürzung der Nachreichfristen - zu umer.>uchen. Die 

Laufzeit in Tagen ab Vollständigkeit des Antrags sollte dem Leistungs­

controlling als weitere qualitative Kenngröße beigefügt werden. 

10.3 Das BMBWK teilte mir, dass ei'le Felllerkalegorisienmg erfolgl sei. Die 
Erfassung der Durchlaufteil ab Vollständigkeit des Anlrags werde ab 
dem StlIdiel!iah r 2004/2005 erfolgen.- Maßna/wlen zur Straffung der 
Verfahren würden geprüft. 
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Zuerkennung von Stipendien 

1 1. 1  Die Approbationsordnung der Studienbeihilfenbehörde ah rur jede An­

tragserledigung durch einen Sachbearbeiter die Prüfung in sachlicher 

und rechnerischer Hinsicht durch einen weiteren Mitarbeiter (Appro­

hanten) vor. Die Bestätigung der Richtigkeit der Erledigung war Voraus­

setzung rur die Freigabe der Bescheiderstellung und/oder der Zahlungs­

anweisung. Damit war rur alle Akte der Studienbeihilfenbehörde im 

Zusammenhang mit der Erledigung von Förderungsanträgen durch­

gängig ein Vier-Augen-Prinzip gewahrt. 

Die früher gehandhabte ausschließliche Verwendung von Mitarbeitern 

als Sachbearbeiter oder als Approbam war zugunsten von Mischver­

wendungen aufgegeben worden. Bezogen auf Vollbeschäftigung äqui­

valente waren 26 Personen mit Approbationstätigkeiten beschäftigt. 

Der RH regte im Zuge seiner Überprüfung an, einen regelmäßigen Wech­

sel in der Zuordnung von Sachbearbeitern zu Approbanten sowie Un­

vereinbarkeitsbestimmungen vorzusehen. Die Studienbeihilfenbehörde 

griff diese Anregungen bereits während der Überprüfung im Zuge der 
Überarbeitung von Verfahrensanwei ungen auf. Für die Beurteilung 

der Förderungsansprüche notwendige Einkommensdaten wurden aulO­

mationsunterstützt von der Bundesrechenzentrum Gesellschaft mit 

beschränkter HaFtung übernommen. 

11.2 Nach Ansicht des RH sollte hinterfragt werden, ob kün ftig die durch­

gängige Beibehaltung des Vier-Augen-Prinzips bei allen Antragsfäl­

len erforderl ich ist. Elektronisch verfügbare Daten lragen bereits gegen­

wärtig zu einer weitgehenden Minimierung potenzieller Fehlerquellen 

bei der Anrragsbearbeitung bei; dieser Umstand wird sich in naher Zu­

kunft (vor allem durch Melde- und Prüfungsdaten) noch verstärken. 

Die zwingende Anwendung des Vier-Augen-Prinzips könnte unter den 

vorgenannten Voraus etzungen, einer entsprechenden Verstärkung der 

internen Revisionstätigkeit sowie der Einführung einer Plausibilitäts­

kontrolle h insichtlich der Richtigkeit der zugelieferten Daten auf jene 

Fälle eingegrenzt werden. in denen aus bestimmten Gründen (fehler­

hafte Datenübermittlungen, Nichrverfügbarkeil von Datenträgern ua) 

auch künftig manuelle und damit fehleranfall ige Eingaben von Sach­

bearbeitern erForderlich sein werden. 
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Mittelfristig dürfte bei einer Organisarionsumstellung schrittweise nahezu 

die Hälfte der Arbeitsplätze rur Approbanten bei der Studienbeihilfen­

behörde disponibel sein. 

1 1.3 Das BMBWK teilte mit. dass eill teilweises Abgel/el/ /10m Vier-Augell­
Pri/Ilip in Abhällgigkeit von der EllIwickltmg der Alltragsabwicklung lIeu 
1lI beurreileu seil/ lI'erde. Die Eli/wickluI/g könne zum jetzigeIl Zeitpw/kt 
lIoeh Irielll absehließel/d beurreilt rl'erdel/. 

1 2. 1  Die Revisionstäligkeit der Studienbeihil fenbehörde wurde von der Abtei­

lung Controlling wahrgenommen. Zur Zeit der Überprüfung durch den 

RH war ein Mimrbeiter mit Aufgaben der internen Revision betraut ; 

dieser unterstand der Leiterin der Abteilung Controlling. 

12.2 Der RH empfahl eine Trennung dieser Aufgaben und eine direkte Zuord­

nung der internen Revision zum obersten Leitungsorgan der Studien­

beihilfenbehörde. Weiters wäre die interne Revision personell aufzu­

stocken. 

12.3 Das BMBWK I'en/Jies auf die eI/ge orgal/isatorische Verkl/üpfwrg der Be­
reiche Revisiolr. COli/rollillg III/d Qualirätsmallagemer/t sowie die Vorreile 
der gewälrltell Orgallisaliollsform. Eille persolIeIle Aufstocklllrg der illler­
Irell Ret'ision werde im Laufe des rrädrsrell Swdie'/ljalrres erfolgen. 

13 Sonstige Fest teilungen und Empfehlungen de RH betrafen die Orga­

nisation. das Personal. die Kosten, die Kostenrechnung. das Rechnungs­

wesen. die Rechtmäßigkeit der Auftragsbearbeitung. die Rückforderun­
gen von Leistungen und den Sachaufwand. 

Das BMBWK sagte ill eiller Slellu IIgllahme die Umsetzung der Emp­
fehllingen des RH zu. 

BMBWK 
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14 Zusa m menfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

Das BMBWK sollte 

( I )  die in einschlägigen Berichten enthaltenen Daten in systemati­

eher Weise zu einem umfassenden strategischen Controlling über 

die Wirksamkeit von Förderungsmaßnahmen weiterentwickeln ;  die 

Anwendung dieses Instruments sollte als gesetzlicher Auftrag nor­

miert werden. 

Die Studienbeihilfenbehörde sollte 

(2) eine Reduktion des Anteils der VerwaltungSkosten an den Trans­

ferleblungen auf unter 3,5 Ofo anstreben; 

( 3 )  hinterfragen, ob mittelfristig die zwingende Anordnung des Vier­

Augen-Prinzips im Approbationsverfahren erforderlich ist; 

(4) die interne Revision direkt dem obersten Leitungsorgan zuord­

nen und auch personell verstärken. 
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Landeskran kenhaus-Universitätsklinikum Graz: 
Projekt LKH 2000 

Die Steiermärkische Krankenanstaltengesellschaft mbH (KAGes) hat 
das Projekt LKH 2000 - trotz der Schwierigkeiten, die sich au einer 
Baudurchflihrung bei laufendem Spitalsberrieb ergeben - bisher ohne 
wesentliche Kostenüberschreitungen und termingerecht abgewickelt. 
Mängel bei der Planung und Bauabwicklung verursachten jedoch 
vermeidbare Kosten von insgesamt 1 ,2 2  Mill EUR bzw 3,9 % der 
überprüften Baukosten umme von 3 1 , 30  Mil l  EUR. 

Zusätzlich verrechnete die KAGes dem Bund flir den Neubau der Tief­
garage Leistungen von rd 1 ,53 MiLl EUR, die nach dem zwischen der 
Republik Österreich und dem Land Steiermark sowie der KAGes abge­
schlossenen Übereinkommen nicht vom Bund zu tragen waren. 

Bei den Bauvorhaben Zu- und Umbau der Universitätsklinik flir 
Kinder- und Jugendheilkunde (Kinderklinik) sowie Neubau des Hör­
aalzentrums beeinträ htigten die von der KAGes durchgeflihrten 

A ngebotseröffnungen und -prüfungen für die Vergabe der Bau­
meisterarbeiten die Transparenz des Vergabeverfahrens und den Nach­
weis des ordnung gemäßen Vergabeablaufs. Weilers wiesen die von 
den Planern erstellten, den Baumeisterleistungen zugrunde gelege­
nen Leistungsverzeichnisse gravierende Ma enungenauigkeiten und 
damit erhebliche Spekulationspotenziale auf. 

Insgesamt zeigte der RH wegen der Mängel bei Planung und Bau­
abwicklung der einzelnen Bauvorhaben nachfolgend angeführtes 
Einsparungspotenzial auf. Die KAGes bemühte sich umgehend u m  
Realisierung dieser Potenziale. 

97 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 105 von 155

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

Bauvorhaben Mängel.rten Einsparungs- bereits erfolgte 
potenzial Rückforderungen 

der KAGes (Stand: 
Ende Juni 2004) 

in EUR 
Zu- und Umbau der lIberhöhte Beauftragungen 65 200 65 200 
Kinderklinik �owie Neubau sowie Schwierigkeiten bei der 
des Hör;aalzentrums lei'tungsabgrenzung bei der 

teilwei en pau ehalen Beauf 
tragung der Baumeisterarbeiten 

Zu- und Umbau der Kinder- Bezahlung von ungenugend 1 1 2  100 43 600 
klinik. der Universitätsklinik gepruften zusätzlichen 
für P'ychiatrie und der leistungen 
Hals-. Nasen -. Ohren-
Univeßit�itsklinik 

Neubau des lIör;aalzentrums ungenllgend erstellte 1 4 700 9 000 
sowie Zu- und Umbau der Abrechnungsunterlagen 
Universitätsklinik ftir 
Psychiatrie und der 
Hals-. Nasen-. Ohren-
Universitätski i nik 

Zu- und Umb.u der ver.tchiedene Abrerhnungs- 271 000 1 53 600 
Kindrrklinik. der mängel 
Universitätsklmik ftir 
Psychiatrie und der Hals-. 
Nasen-. Ohren-Universitäts· 
klinik sowie Neubau des 
Hörsaalzentrums und der 
Tiefgarage 

Neubau der Tiefgarage zusätzliche Maßnahmen. weil 724 000 
die ,tatischen Bedingungen lur 
Überbauung der Tiefgarage im 
Architektenwettbewerb nicht 
eingehalten wurden 

Neubau des Hörsaalzentrum, Rechenfehler bei der Kontrolle 3 1 400 3 1 400 
der Honorarabrechnung des 
Architekten 

gesam t  I 2 1 8 400 302 800 
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Landeskrankenhaus-Universitätsklinikum Graz: 
Projekt LKH 2000 

Kenndaten zum Projekt LKH 2000 des Landeskrankenhauses-Universität klinikum Graz 

Vertragspa.r1ner 

Rechtsgrundlage 

Bauherr 

Republik Österreich 
Land Steiennark 
Steiennärki ehe Krankenanstaltengesellschaft mbH 

Übereinkommen vom 1 2. Juni 1995. abgeschlossen zwischen der Republik 
Österreich - vertreten durch den Bundesminister rur Wissenschaft. 
Forschung und Kunst - und dem Land Steiennark sowie der Steiennärltischen 
Krankenanstaltengesellschaft mbH 

Steiennärkische Krankenanstaltengesellschaft mbH ( 100 % Landcseigentum) 

geplanter Projektzeilraum 1992 bis 2007 

geplante Gesamtkosten I ! 6 86.90 Mill EUR2J 
(va lori iert) 

Ges.mlkosten Projektkosten per Dezember 2003: 0.41 8 Mrd EUR (3.6 8 % über dem Plan) 
(Ist-Stand) 

überprüfte Bauvorhaben Zu- und Umbau der Universitätsklinik rur Kinder- und Jugendheilkunde 
Zu- und Umbau der Universitätsklinik rur Psychiatrie 
Zu- und Umbau der Hals-. Nasen-. Ohren-UniversitätskJinik 
Neubau des Hörsaalzentrums 
Neubau der Tiefgarage Sriftingtal 

IJ gemäß d<r ÖNORM B t8OJ-J 
,1) Dj� im Btricht genannten Beträge enthalten keine Umsatzsteuer. 

Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

S "' SW K  

1 Der RH überprüfte von November 2002 bis Mai  2003 die Gebarung 

der Steiermärkischen Krankenans1altengesellschaft mbl! (KAG.s) hin­

sichtlich in den Jahren 1 995 bis 2002 abgewickelter Bauvorhaben des 

Projekts LKI! 2000. Die Bauvorhaben Zu- und Umbau der Universi­

tätsklinik für Kinder- und Jugendheilkunde. der UniversitätskJinik für 

Psychiatrie und der Hals-. Nasen-. Ohren-Universitätsklinik. Neubau 

des Hörsaalzenrrums sowie der Tiefgarage Stiftingtal wurden in den 

Bereichen Vergabe. Baudurchführung und Bauabrechnung der Bau­

meisterarbeiten überprüft. 

Beim Bauvorhaben Neubau der Tiefgarage Sliftinglal wurden zusätz­

lich die Finanzierung und die Planung der Überbauung der Tiefgarage 

mit dem Zentrum für medizinische Grundlagenforschung überprüft. 

Zu dem im Oktober 2003 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 

KAGes im November 2003 sowie das BMBWK. das BMF und die Steier­

märkische Landesregierung im Dezember 2003 Stellung. 

99 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 107 von 155

www.parlament.gv.at



Projektbeschreibung 

Allgemeines 

Überprüfte 

Bauvorhaben 

100 

R 
H 

Die im Folgenden mit den Punkten 3 und 4 jeweils an der zweiten Stelle 

der Absatzbezeichnung wiedergegebenen Argumente der überprüften 

Stelle sowie der Standpunkt des RH hiezu wurden bereits im Zuge der 

Gebarungsilberprüfung bzw der Schlussbesprechung umfassend er­

örtert. Der RH verzichtete daher auf eine Gegenäußerung zu den Stel­

lungnahmen der KAGes, des BMBWK, des BMF und der Steiermärki­

schen Landesregierung. 

2 Im Juni 1995 schlossen die Republik Österreich und das Land Steiermark 

sowie die KAGes ein Übereinkommen betreffend die Finanzierung des 

Projekts LKH 2000 ab. Ziel dieses Projekts ist die Trennung der klini­

schen Funktionen von der reinen Krankenversorgung und die Redu­

zierung der Benenanzahl beim bestehenden Krankenhauskomplex. 

Bis 2007 sind dafUr die AusfUhrung umfangreicher Sanierungsmaßnah­

men sowie Zu-, Um- und Neubauten geplant. Die geplanten Gesamt­

kosten gemäß der ÖNORM B 1 801 - 1  belaufen sich auf 686,90 MiJI EUR. 
Die Finanzierung obliegt je zu 50 qo dem Land Steiermark und der 
Republik Österreich. 

l.1 Zur Modemisierung der Universitätskl inik fUr Kinder- und Jugendheil­

kunde (Kinderklinik) wurde das zehngeschoßige Hauptgebäude gene­

ralsaniert und durch einen Ver- und Entsorgungsturm sowie einen 

sechsgeschoßigen gesonderten Zubau ergänzt. 

Das Bauvorhaben Universitätsklinik fUr Psychiatrie umfasste die Sanie­

rung der ehemaligen Lungenheilstäne, einen Zubau zur Abdeckung des 
darüber hinausgehenden Flächenbedarfs, die Errichtung einer Energie­

Zentrale sowie eines Verbindungstunnels zwischen Alt- und Neubau. 

Für die Modemisierung der Hals-, Nasen-, Ohren-Universitätsk.linik 

wurde das fUnfgeschoßige Hauptgebäude in zwei Abschninen gene­

ralsaniert, um einen gesonderten Zubau ergänzt und mit dem Ver­

und Entsorgungslunnel an das Logistiksystem des Landeskranken­

hauses angeschlossen. 

Der Neubau des großteils unterirdisch errichteten Hörsaalzentrums 

umfasste einen Hörsaal und drei Seminarräume. 
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BMBWK 

Landeskra n ken ha U 5-U ni versitäts kl i ni k U m Graz: 
Projekt LKH 2000 

Die auJlerhalb des Krnnkenhausbereiches gelegene Tiefgarnge mit I 635 Stell­

plätzen für Mitarbeiter und Be ucher wurde - zur Verbesserung der 

Umwelt- und Lärmbelastung im Krankenhausbereich - auf einem ehe­

maligen Parkplatz des Landeskrankenhauses neu errichtet. 

3.2 Diese überpriiften Bauvorhaben wurden - trotz der Schwierigkeiten, 

die sich aus einer Baudurchführung bei laufendem Spitalsbetrieb erga­

ben - bisher ohne wesentliche Kostenüberschreitungen und termin­

gerecht abgewickelt. 

4 Als Bauherr trat die KAGes auf, die auch die Projektleitung - beste­

hend aus dem Projektmanagement, der Projektkoordinierung und der 

Kostenkontrolle - ausübte. Die Aufgaben der Generalplanung wur­

den in der Regel vom Bauherrn an Zivilingenieurbüros, die Bestbie­

ter von EU-weiten Ausschreibungen waren, vergeben. Die Leistungen 

der örtl ichen Bauaursicht waren zumeist ein Teil der Generalplaner­

aufträge. 

Die örtlichen Bauaufsichten gliederten sich in die Fachbereiche Hoch­

bau, Elektro-, Medizin- und Haustechnik. Für die Bauvorhaben Tier­

garage und Hörsaalzentrum vergab die KAGes die örtliche Bauaursicht 

gesondert. Für einige Teilbereiche beauft ragte sie zusätzliche Sonder­

Fachleute. 

Eine begleitende Kontrolle im Sinne der von der Bundesingenieurkam­

mer verörfentlichten Gebührenordnung für die begleitende Kontrolle 

war bei den überpriiften Vorhaben vom Bund und Land nicht einge­

richtet. Der Steiermärkische Landesrechnungshor nahm eine Projekt­

kontrolle und eine ProjektabwickJungskontrolle vor. 

Die Ausschreibungen der Bauleistungen erfolgten durch die KAGes 

aur Basis der von den Planem erstellten Leistungsverzeichnisse. Die 

Angebotspriifungen und Ermitdungen der Bestbieter nahmen die Pla­

ner vor. Die Beauftragungen der Unternehmungen erfolgten durch 

den Bauherrn. 
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5.1 Die KAGes beauftragte. wie erwähnt. die Leistungen der örllichen Bau­

aufsichten zumeist im Rahmen der Generalplaneraufträge. 

5.2 Der Bauherr solhe die örtliche Bauaufsicht als ein Kontrollorgan beauf­

tragen. das winschaftlich und organisatorisch unabhängig vom Gene­

ralplaner ist. um dem Vier-Augen-Prinzip zu entsprechen. 

5.3 Laut Stellungnahme der KAGes würden künf/ig die Leistllngen der ört­

lichen BauaufsichteIl getrelll11 !'Oll deli Gelleralplaneraufgaben ,'ergeben. 

6.1 Die KAGes vereinbane venraglich die Führung eines Baubuches durch 

sie bzw die önlichen Bauaufsichten. Im Baubuch waren alle Vorkomm­

nisse am Erfullungson. welche die Ausführung der Leistung wesent­

lich beeinflus en, sowie Feststellungen. die zu einem späteren Zeit­

punkt nicht oder nicht mehr zielftihrend festgestellt werden können, 

festzuhalten. Entgegen dieser Vereinbarung wurde jedoch aus organi­

satorischen Gründen auf das Baubuch verzichtet und dieses durch das 

Bauprotokoll der wöchentlichen önl ichen Baubesprechung ersetzt. 

6.2 Beim Baubuch handelt es sich um ein wesentliches Dokument des Bau­

ablaufs. das für die Dokumentation und Abrechnung des Bauvorhabens 

von Bedeutung ist. Das Ersetzen des Baubuches durch das Bauprotokoll 

erwies sich als nicht voneilhafl. weil wichtige Aufzeichnungen über 

den Bauablauf - insbesondere das Festhalten von Ausftihrungs- und 

Abrechnungsvereinbarungen - fehlten und auch nicht mehr lücken­

los nachvollzogen werden konnten. 

Somit war die Grundlage ftir eine ordnungsgemäße Überprüfung von 

Teil - und Schlussrech nungen durch den Au ftraggeber nur bedi ngl ge­

geben. Der RH empfahl dem Bauherrn. ein Baubuch zu führen. 

6.3 Laut Stellungnahme der KAGes würden seit JahresbeginIl 2004 jlir die 
Baumeislerarbeiten aller Projekte Baubücher gejlih rt. 

7.1 Die von den Planern erstellten Leistungsverzeichnisse bildeten die Grund­

lage flir die Ausschreibungen der Bauleistungen. Der RH stellte die auf 

diesen LeislUngsverzeichnissen beruhenden Ausschreibungsergebnisse 

der Baumeisterleislungen den von den önlichen Bauaufsichten geprüf­

ten TeiJ- bzw Schlussrechnungen gegenüber. 
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landeskrankenhaus-Universitätsklinikum Graz: 
Projekt lKH 2000 

7.2 Die Gegenüberstellung zeigte auf, dass die den Beauftragungen zugrunde 

gelegenen Leistungsverzeichnisse ein erhebliches 5pekulationspoten­

zial aufwiesen. Das Ziel der Aus chreibungen. die rur den Auftraggeber 

technisch und wirtschaftlich besten Angebote zu ermitteln. wurde mit 

diesen Leistungsverzeichnissen aufgrund der gravierenden Mas enun­

genauigkeiten nur eingeschränkt erreicht. 

Die Analy en der Rechnungen durch den RH ergaben 

( I )  während der Bauausruhrung aufgetretene Massenmehrungen zwi­

schen 7 % und 70 % sowie Massenminderungen zwischen 1 1  % und 40 % 

der Auftragssummen; 

(2) Anteile an ausgeschriebenen. aber im Zuge der Bauausruhrungen 

nicht ausgeruhrten Positionen, die sich zwischen 7 % und 26 % in Rela­

tion zur Auftragssumme bewegten; dadurch traten erhebliche Mas­

senreserven auf. die durch die Massenmehrungen großteils wieder auf­

gebraucht wurden. 

Der RH empfahl der KAGes. vermehrt darauf zu achten. dass den Aus­

schreibungen mengenrichtige und im Detail ausgereifte Leiswngsver­

zeichnisse zugrunde gelegt werden. 

7.3 Laur Mirreilullg der KAGes sei cill Mirarbeirer angesrellr worden, dem umer 
GIlderem die Komrolle der Leisrullgsl'erzeidlllisse obliegr. Zu ärzlich habe 
sie nunmehr ureme Prüfer mir der Überprüfullg umfallgreicher Aussd.rei­
bUllgell auf ihre Verrragssid.erheir und Vollsrändigkeir beauftragt. 

8.1 In einigen Fällen führte die KAGes die Angebotseröffnung und -prü­

fung rur die Vergabe der Baumeisterleistungen nicht ordnungsgemäß 

durch. 50 kennzeichnete sie beim Zu- und Umbau der Kinderklinik die 

Angebote bei der Angebotseröffnung nur unvollständig und bezeich­

nete in der zugehörigen Niederschrift fehlende Angebotsbestandteile 

nicht eindeutig; weiters hielt sie bei der Angebotsprüfung eine feh­

lende finanzielle Zuverlässigkeit eines Bieters. einen nicht plau iblen 

Gesamtpreis sowie einen unbehebbaren Angebotsmangel nicht schrift­

lich fest. 

Beim Bauvorhaben Hörsaalzentrum nahm die KAGes das nicht ver­

schlossene Angebot eines Bieters an. unterließ es. die Niederschrift zur 

Angebotseröffnung von der Kommission unterzeichnen zu lassen und 

lochte die eingelangten Angebote nicht. 
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8.2 Die Vorgangsweise der KAGes beeinträchtigte die Transparenz des Ver­

gabeverfahrens und den Nachweis des ordnungsgemäßen Vergabe­

ablaufs. 

8.3 Laur MitTeilung der KAGes lIabe sie mirrlenveile eille umJassellde Pro­

lCssmodellierullg vorgellommell ulld illre VerJallrellsabläuJe bei der Ver­

gabe l/olIständig neu srruklllriert. 

9.1  Beim Bauvorhaben Hörsaalzentrum entschied sich die KAGes aufgrund 

der Angebotsprufung und des Vergabevorschlags der önJ ichen Bauauf­

sicht für ein Alternativangebot eines Bieters. Dieses beinhaltete eine 

Teilpauschale einiger ausgeschriebener Leistungsgruppen. Zusätzlich 

zur Teilpauschale bezahlte die KAGes 30 400 EUR ftir das Liefern und 

Versetzen von Fenigteil-Stiegen und die Herstellung einer Stützmauer 

im Freigelände. 

Bei den Rohbauarbeiten des Zu baus der Kinderklinik beauftragte die 

KAGes rund die Hälfte der Leistungspositionen der Baumeisterarbei­

ten als Pauschale mit den im Leisrungsverzeichnis genannten Vorder­

sätzen'. Diese waren zwar genau berechnet, wurden ftir die Ausschrei­

bungjedoch um rd I bis 2 q;, aufgerundet. was zu Mehrkosten von rd 
34 800 EUR ftihne . 

. Jene Menge einer leislungsvrrzeichnis-Posilion. die vom Ausschreiber als wahr­
scheinlich zu erbringende Positionsleistung vorgegeben ist. 

9.2 Die Vergabe von Bauleistungen als Pauschale war wegen der Schwie­

rigkeilen bei der hinreichend genauen Festlegung der An, des Umfangs 

und der Güle einer Leistung sowie der Leistungsabgrenzung kritisch 

zu bewerten. Der RH empfahl der KAGcs beim Bauvorhaben Kinder­

klinik die Rückforderung des genannten Betrags. 

Beim Bauvorhaben Hörsaalzentrum verwies der RH darauf, dass die 

Fertigteil-Stiegen und die Stützmauer - als Fluchtweg wie auch zur 

Gebäudeerschließung - zur fachgerechten Herstellung des Gebäu­

des notwendig und vertrag gemäß ein Bestandteil der Teilpauschale 

waren. 

9.3 Laur Slellullgllall ",e der KAGes werde sie noc/nnals prüJen, ob die Fenig­

reil-Sriegell und die Srürzmaller im Pausellalauftrag zum Hörsaalzelll­

ru", elllila/ren waren. Für da Balll/or/labell Kinderklinik llabe sie bereirs 

im Mai 2003 vom Genera/plal/er die Rüekzahlling von rd 34 800 EUR 

geJordert. 
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10.1 Die KAGes bezahlte bei den Baumeisterleistungen insgesamt 2.79 Mill 

EUR für Arbeiten. die zusätzlich zu den in den Ausschreibungen fest­

gehaltenen Leistungen erforderlich wurden. Die Überprüfung von Mehr­

kostenforderungen dem Grund und der Höhe nach oblag grundsätz­

lich den örtlichen Bauaufsichten. 

10.2 Obwohl die zur Beurteilung der Angemessenheit einer Forderung zuge­

hörigen Unterlagen unvollständig oder nicht vorhanden waren, beauf­

tragte und bezahlte die KAGes zusätzliche Leistungen. Sie verabsäumte 

es, von den von ihr beauftragten örtlichen Bauaufsichten ordnungs­

gemäße Nachtragsprüfungen zu verlangen. Im Besonderen betrafen 

die Mängel bei den Nachtragsforderungen: 

( I )  zusätzliche Leistungen bei der Sanierung der KinderkJinik des 2. bis 

7. Obergeschoßes. Diese wurden um insgesamt 14 100 EUR höher beauf­

tragt als gleichartige Leistungen. die zur selben Zeit von der selben 

Bauuntemehmung bei der Sanierung des I .  und 2. Unterge choßes durch­

geflihrt wurden; 

(2) beim Bauvorhaben Universitätsklinik flir Psychiatrie das teilweise 

Fehlen der schriftlichen Erläuterungen und Begründungen für die Not­

wendigkeit der zusätzlichen Leistungen, wodurch es zur Bezahlung von 

Erschwernissen und Aufzahlungen kam, die bereits mit anderen Posi­

tionen abgegolten waren. Andere Leistungen wurden bezahlt, obwohl 

deren Anspruch bereits gänzlich abgelehnt oder deren Umfang gekürzt 

wurde. Insgesamt bezahlte die KAGes bei diesem Objekt rd 72 400 EUR 

an nicht gerechtfertigten zusätzlichen Forderungen; 

(J) bei der Generalsanierung der Hals-. Nasen-. Ohren-Universitätskli­

nik eine nicht normgemäße Bezeichnung einer ausgeschriebenen Posi­

tion. was zu einer Nachlragsforderung rur einen angeblichen Mehr­

aufwand von rd 25 600 EUR führte. obwohl die er vertragsgemäß 

einzukalkulieren war. 

Der RH empfahl der KAGes. künftig eine venragskonforme und lücken-

10 e Prüfung der Nachtragsforderungen auf deren Berechtigung dem 

Grunde und der Höhe nach sicherzustellen. 

10.3 Laut Stellu"g"ahme der KAGes habe sie bei der Sa"ieru"g der Ki"der­
klillik das aufgezeigte Eillsparullgspore"zial uom Gelleralpla"er bereits 

zurückgefordert. Da sich dieser jedoch weigere, die Forderullg allzuer­

kelllle", habe sie ci"e Klage ill Aussid,t gesteIIr. 
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Beim Baul'Or/wbe'l Unit'ersirörsklinikjiir PsyciJialrie beauftragte die KAGes 

auf grund der FesrsteJhllrgen des RH während der Gebarullgsüberpriifuo,g 

eine umfa sende Prüfung der gesamte" Schlussrecl",u"g der Baumeister­

arbeiten. Aufgnllld des Ergebnisses dieser Prüfw,g kürzte die KAGes die 

Nachrragsforderungell der BauulllcrnelmlUllg um rd 29 500 EUR. 

1 1 . 1  Abrechnungsunterlagen sollen nachvollziehbar gewährleislen, dass alle 

abgerechneten Leistungen ihrem Ausmaß nach dem beauftragten Lind 

ausgeführten Bauwerk entsprechen und mit den beauftragten Einheits­

preisen verrechnet wurden. Bereits ausgeflihrte Bauleisrungen sind nach­

träglich nicht mehr bzw nur äußerst schwer zugänglich und nachprüf­

bar. 

1 1.2  Die Abrechnungsunterlagen Uber die ausgeführten Baumeisterleistun­

gen entsprachen nicht immer den in den ÖNORMEN festgelegt.en Stan­

dards. Im Besonderen betrafen die Abweichungen 

( I )  beim Zubau der Kinderklinik die Mengen' der Schlussrechnung, die 

nicht mit den Abrechnungsgrundlagen übereinstimmten bzw gänzlich 

fehlten: 

• In der Vergabephase iden! mit dem Vordersatz. in der Abrcchnungsphast' die AnZ;:lnl 
d�r Positionseinheilen. die geleistel wurde- und in die Abrechnung auFgenommen 
wird. 

(2) beim Bauvorhaben Hör aalzentrum bezahlte Regicleistungen zur 

Baufeldfreimachung von rd 5 700 EUR, obwohl bis auf das Angebot 

und die Rechnung der Bauunternehmung keine einzige Aufzeichnung 

über die Durchführung d ieser Arbeiten vorlag; 

(3) beim Bauvorhaben UniversitätsK.l inik rur Psychiatrie Aufzeichnun­

gen über die Regieleistungen, die Sammelbelegen entsprachen, auf 

denen die Leistungen oft bis über mehrere Monate gesammelt und ohne 

Angabe des Datums der Leistungserstellung festgehalten wurden; 

(4) bei der Sanierung der Hals-, Nasen-, Ohren-Universitätsklinik Feld­

aufmaßblätter, die nachträglich ohne Abst immung mit der Bauunter­

nehmung von der örtlichen Bauaufsicht korrigiert wurden. Die Bauun­

ternehmung beeinspruchte diese Korrekturen, worauf die KAGcs den 

strittigen Betrag zur Gänze bezahlte. Ausbezahlt wurde auch eine von 

der Bauunternehmung beanstandete Korrektur eines Feldaufmaßblat­

tes im Ausmaß von 4 000 EUR, das nach den Feststellungen des RH 

jedoch keinerlei Korrektur aufwies. 
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Projekt LKH 2000 

Der RH empfahl der KAGes, dafür zu sorgen, dass die örtlichen Bauauf­

sichten die erforderliche Qualität der Abrechnungsuntcrlagen gewähr­

leisten; damit werden die erforderliche Transparenz und die Plausibilität 

der Nachweise für die Anerkennung der Leistungen sichergestel lL. 

1 1 .3 Die KAGrs ulltemrhtete alle örtlichen Bauaufsidllell ll/iilldlich und schrift­
fiel. fiber die fOr/na/en Eifordemisse der Abrecll/Ilmg;wllerlagell ulld for­
derte dereIl strikte Eillha/llmg. 

A uJgrulld der FeststellungeIl des RH wälrrelllj der GebarulIgsüberprü­
fUll9 kOlltrollierte die KAGes beim Bau/lorhahell Unil'ersitätsklinikfiir 
Psychiatrie die Regiebericllte ulld stellte einen Fehlbetrag /'011 5 000 EUR 
fese. Dieser wurde bereits von der BauuntemellllHlIIg zuriickgefordrrr 
und oucll anerkannt. Die //0/1 der Bouuntemeillnuny bemlSlolldete Kor­
rek/ur im Ausmaß 1'001 4 000 EUR bei der Sanierwlg der Hals-. Nasl?lI-, 
Olrrell-Ullil'ersitärsklillik wurde ebenfalls wrückgrforderr. 

12.1  Die KAGes bezahlte aufgrund der Prüfungen der önJichrn Bauaufsichten 

1 1 )  beim Bauvorhaben Kinderklinik für die drei größten Baumeisterauf­

träge - Rohbau und Ausbau des Zubaus sowie Sanierung des beste­

henden Gebäudes - 7,90 Mill EUR, 

12) beim Neubau des Hörsaalzentrums für die Gewerke Baumeister und 

Spezialgründungen 2,61 Mill EUR, 

13) für die Baumeisterarbeiten beim Bauvorhaben Hals-, Nasen-, 

Ohren-UniversitäLSklinik i nsgesamt 3,24 Mill EUR und 

14) für die Baumeistcrarbeiten des Neubaus der Tiefgarage insgesamt 

1 4, 1 9  Mill EUR. 

Beim Bauvorhaben Universitätsk.linik für Psychiatrie forderte die Bau­

unternehmung 3,36 Mill EUR für vollbrachte Leistungen. Zur Zeit der 

Gebarungsüberprüfung durch den RH kontrollierte die örtliche Bau­

aufsicht diese Forderung. 
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12.2 Der RH führte bei charakteristischen Bauelementen, wie Baustellen­

einrichtung. Baugrubensicherung und -aushub. Aufzug- und Licht­

schächten. iiberhohen Wänden und Brüstungswänden eine Abrech­

nungskontrolle durch. Er stellte dabei folgende Abrechnungsmängel 

der örtlichen Bauaufsichten fest :  

( I )  Rechenfehler und Fehler in den Formeln Zur Berechnung der Auf­

maße; 

(2) die Abrechnung von Leistungen mit dafür vertraglich nicht vorge­

sehenen Leistungspositionen ; 

(3) die Abrechnung von Leistungen. die nicht ausgeführt wurden: 

(4) die Abrechnung von Lei tungen mit unrichtigen Aufmaßen ; 

(5) die Vornahme von Vertragsänderungen durch die örtlichen Bau­

aufsichten teilweise ohne Kenntnis. Rücksprache bzw Einverständnis 

des Bauherm; 

(6) das N ichterkennen von Doppelverrechnungen; 

(7) das Anerkennen von Leistungen ohne Dokumentation der Lage. 

des Aufmaßes und Datums der Ausführung; 

(8) das Anerkennen vOn Leistungen. die zur Behebung vOn Mängeln. 

die bei der vertraglich vereinbarten Leistungserfüllung auftraten. erfor­

derlich waren. 

Die vom RH durchgeführte Abrechnungskontrolle ergab eine Überzah­

lung der Schlussrechnungen von insgesamt 271 000 EUR. die bei einer 

ordnungsgemäßen Rechnungsprüfung vermeidbar gewesen wäre. 

12.3 Laut Stellullglla!lIne der KAGe !tabe sie bis!.er bereits rd 1 53 600 fUR 
vo,) deli örtlicheIl BauaufsiehteIl bzw Bauullternehmungell bei den Schluss­

reclrllullgell ill Abzug gebraclll bzw zurückgefordert. 

B"IBWK 
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La ndes kran ken h a us-U n iversitätsk li ni ku m Graz: 

Projekt LKH 2000 

Ei n zelfestste llu ng en 

Bauvorhaben Neubau Planung der Überbauung 

Tiefgarage 

B M BW K  

13 . 1  Das Zentrum für medizinische Grundlagenforschung sollte teilweise 

auf der in Bau befmdlichen Tiefgarage Stiftingtal errichtet werden. Um 

die statischen Erfordernisse für diesen Gebäudeverbund zu gewähr­

leisten, fUgte die KAGes den Ausschreibungsunterlagen für den EU­

weit durchgefühnen Architektenwettbewerb für dieses Zentrum den 

Bebauungsplan und einen Auszug aus dem statischen Gutachten der 

Tiefga rage hinzu. 

Die Architekten überschritten im Wettbewerb indessen die vorgegebe­

nen Baugrenzlinien; dies hätte zu Verformungen der obersten Decke 

der Tiefgarage und damit zu Schäden beim Zentrum für medizinische 

Grundlagenforschung führen können. Die KAGes stoppte den Bau der 

bereits in Ausführung befindlichen obersten Decke der Tiefgarage. um 

geeignete Baurnaßnahmen zur Verhinderung dieser möglichen Verfor­

mungen zu setzen: den Architektenwettbewerb hob sie nicht auf. 

Für diese zusätzlich erforderlichen Maßnahmen entstanden Kosten von 

insgesamt 0,72 Mill EUR, wovon rd 0,22 Mill EUR auf die Baueinslel­

lung und die daraus resultierenden Forcierungsmaßnahmen entfielen. 

13.2 Da die statischen Ausschreibungsbedingungen im Architektenwettbe­

werb nicht eingehalten wurden, hätte die KAGes den Wettbewerb zur 

Vermeidung von Mehrkosten aufheben und neu veranstalten müssen. 

13.3 Laut Mineilung der KAOes l!abe sie sich zur Beibelwllullg des laufen­

deli WetJbewerbs eIltsch ieden, weil eine neuerliche Ausschreibullg nicht 

zwangsläufig zu rillen/ verbesserteIl Ergebllis gefülrrt I/äffe. Weiters wärell 

zusätzlich Kosrell illfolge der Terl1lillverzögerung angefallen. 

13.4 Wenn die KAGes bei einem deran sensiblen Gebäudeverbund die Ein­

haltung ihrer Vorgaben im Architektenwertbewerb nicht erwanen konnte, 
häue sie schon im Zuge der Planung die Statik der Tiefgarage so kon­

zipieren müssen, dass deren Decke eine möglichst große Flexibi lität 

flir die Bebauung aufweist. Dadurch wären jedenfalls Kosten von rd 

0,22 Mill EUR für die BaueinsteIlung und die folgenden Forcierungs­

maßnahmen vermeidbar gewesen. 
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Finanzierung 

14.1 Die KAGes verrechnete dem Bund für den Neubau der Tiefgarage 

7,92 Mitl EUR. Diese unter dem Titel statisch konstruktiver Rohbau' 

errechneten Kosten setzten sich aus je 50 '1\) der Baumeisterarbeiten. 

der Arbeiten rur die Dachbeläge, weiterer Arbeiten, wie Leistungen für 

die Medienanschließung und die Portierloge. sowie der zugehörigen 

Nebenkosten zusammen . 

• jene Bautcile des Rohbaus. die: die Slabilhäl des Bauwerks unter bestimmter Belas­
tung gewähren 

14.2 Die dem Bund verrechneten Kosten fanden im Übereinkommen vom 

Juni 1 995 keine Deckung. So ist gemäß der Präambel des Übereinkom­

mens lediglich der konstruktive Rohbau einschließlich der zugehörigen 

Nebenkosten Bestandteil der Finanzierungsvereinbarung. Zusätzlich 

schränkt der Mittelbedarfsplan zum Übereinkommen den Finanzie­

rungsgegenstand noch weiter auf den rein statisch konstruktiven Roh­

bau ein. 

Der RH empfahl der KAGes, rd 1 ,53 Mil l  EUR für die nicht zum Roh­

bau gehörigen Leistungen (zB Arbeiten für die Dachbeläge) und für 

jene Leistungen, die nicht dem statisch konstruktiven Anteil des Roh­
baus zuzurechnen sind (zB die nicht t ragenden Bauteile), an den Bund 

rückzuerstatten. 

14.3 Die KAGes reille mir, dlJ5s llach ihrer Auslegung des Übereillkommel/s die 

KosteIl eil/es jUIiRliollSTüchtigCII Rohbaus, das sind die GesamTkoslell 

der Herslellullg abzüglidl der Ko tell fiir die Ausboumaßnahmell ulld 

der omeiligell NebellkosTell, dem Blind aliqUOT in Rech ll!lIIg zu siellell 

seieil. 0,46 Mill EURjiir LeisTullgen, die dem Ausbau zuzurechllell sind, 

wärell dem BI/nd daher bereits refll lldierr wordeIl. Far eille weilere 

Reduzierullg sei eille Lä IHlg Uiller der BeTeiligung aller Verrragsporr­

lIer erforderlich. 

LaUT Mirreilullg des BMBWK sei all die KAGes ein Ersucllen um BesTäti­

gUllg des vom RH fesTgesTelIleIl GUThabells VOll 1 ,53 Mill EUR gericlHeT 

u'orelCII. 

Laut Ste/hlllgllahme des BMF werde ill AbsTimmullg mit dem BMBWK 

bei eler lIäcllSlell 20l1lullg 0" die KAGes der Betrag "Oll 1 , 5 3  Mill EUR 

ill Abzug gebrach I wereleII. 

14.4 Der RH erwiderte der KAGes, dass ihre Auslegung eine Änderung de 
Übereinkommens darstellen würde, die vertragsmäßig hätte schriftlich 

erfolgen müssen. 

BMBWK 
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Sonstige 

feststellungen 

Verbesserung der 

Bauabwicklung 

BMBWK 

La ndesk ra n ke n h aus-U niversitätsk li ni ku m Graz: 
Projekt LKH 2000 

15 Sonstige Feststellungen und Empfehlungen des RH betrafen 

( J) beim Neubau des Hörsaalzentrums einen Rechenfehler von rd 3\ 400 EUR 

bei der von der KAGes durchgeführten Kontrolle der l Ionorarabrech­

nung des Architekten. Der Betrag wurde bereits teilweise zurückgezahlt 

und teilweise durch eine Bankgarantie sichergestellt : 

(2) bei den Rohbauarbeiten des Zu baus zur Kinderklinik die lange Bear­

beitungsdauer der Grundlagen des Wechsels des Auftragnehmers; 

(3 )  da System zur Ko tensteuerung der KAGes. 

16.1 Die Bauabwicklung der KAGes war vor allem in den Bereichen Qua­

lität der Leistungsverzeichnisse. Behandlung von Nachtragsforderun­

gen und Kontrolle der Rechnungsprüfung durch die örtlichen Bauauf­

sichten ma ngelha ft. 

16.2 Der RH empfahl der KAGes, in Hinkunft mit eigenen Fachkräften einen 

kontinuierlichen Verbesserungsprozess ftir die Bereiche Prüfung der 

Leistungsverzeichnisse, Errichtung phase sowie inhaltliche Kontrolle 

der Prüfung der Abschlags- und Schlussrechnungen einzurichten. Wei­

ters sollten Entscheidungen in der Konzeprphase frühzeitig abgestimmt 

und gewonnene Erkenntnisse aus bereits abgewickelten Projekten sys­

tematisch verwendet werden; damit sollten sich alle Vorgänge in den 

Bauphasen kontinuierlich verbessern. 

16.3 Laut refilll/gilohme tier KAGes sei fiir wesel1rliche Tei/prozesse bereirs eil1 
tieraniger kalllilluierlicl.er Verbe senll/gsprozess eillgericlorer wortiell. 

1 1 1  

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 119 von 155

www.parlament.gv.at



Schluss­

bemerkungen 

1 1 2  

R 
-

H 

1 7  Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an die KAGes 

hervor: 

[ I )  Der Bauherr sollte die örtliche Bauaufsicht als ein Kontrollorgan 

beauftragen, das wirtschaftlich und organisatorisch unabhängig vom 

Generalplaner ist, um dem Vier-Augen-Prinzip zu entsprechen. 

(2)  In H i nkunft wäre vermehrt darauf zu achten, dass den Aus­

schreibungen mengenrichtige und im Detail ausgereifte Leistungs­

verzeichnisse zugrunde gelegt werden. 

(3)  Die vcrrragskonforme und lückenlose Prüfung der Nachtragsfor­

derungen ausführender Unternehmungen a u f  deren Berechtigung 

dem Grunde und der Höhe nach wäre sicherzusteUen. 

(4) Die KAGes soUte bei der Bauahwicklung einen kont inuierlichen 

Verbesserungsprozess für die Bereiche Prüfung der Le.istungsverzeich­

nisse, Errichtungsphase sowie i nhalt liche Kontrolle der Prüfung der 

Abschlags- und Schlussrechnungen einrichten. 

(5) Beim Bauvorhaben Neubau der Tiefgarage wären rd 1 ,53 Mill  EUR 

rur die nicht zum Rohbau gehörigen Leistungen und rur jene Leis­

tungen, die nicht dem statisch konstruktiven Anteil des Rohbaus zu­

zurechnen ind, an den Bund rückzuer tatten. 

B"1BWK 
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Kurzfassung 

BM BWK 

Gerichtliche Medizin 

Das Institut für Gerichtliche Medizin der Medizinischen Universität 
Wien ( Institut) war neben seinen univer itären Aufgaben vor allem 
mit der Erstellung von Gutachten im Auftrag von Gerichten und 
Sicherheitsbehörden befas t .  Die Verrechnung von Leistungen i m  
Zusammenhang m i t  dieser Sachverständigentätigkeit war i n  bohem 
Maße reform bedürftig. 

Die i m  Institut beschäftigten Angehörigen des wissenschaftlichen 
Personals waren in hohem Maße mi t  der Erstellung von Sachver­
ständigengutachten für Gerichte und Si herheitsbehörden befasst. 
Während der Institutsvorstand die Sachverständigentätigkeit mit  rd 
40 % bezifferte, schätzte der RH den Anteil deutlich höher. 

Anfang der 90er Jahre hatte das damalige Bundesmin i  terium rur 
Wissenschaft und Forschung gemeinsam mit  dem Bundesministe­
rium rur Justiz zwei Lösungsvarianten rur die Beauftragung von 
Sachverständigen erstel lt ;  sie wurden jedoch nicht weiterverfolgt. 

Für die Sachverständigentätigkeit erhielten die wissenschaftlichen 
M itarbeiter neben ihren monallichen Bezügen als Universitätsleh­
rer auch Gebühren nach dem GebÜhrenanspmchsgesetz 1 97 5. Sie 
machten ihren An pruch unabhängig davon, ob sie namentlich vom 
jeweiligen Gericht bzw der jeweiligen Sicherheitsbehörde oder - i m  
Rahmen ihres Dienstverhältnisses - vom Institutsvor tand beauf­
tragt wurden, geltend. 

Die Sachverständigengebühren wurden über eine Gesellschaft bürger­
lichen Rechts, deren Gesellschafter der Institutsvorstand sowie zwei 
weitere Institutsmitarbeiter waren, verrechnet. Die Einnahmen der 
Gesellschaft wurden zum Teil rur Zahlungen an die M itarbeiter zu­
sätzlich ZU ihren monatlichen Bezügen verwendet. Das Au maß der 
Zuzahlung an zu Sachverständigen bestellte M itarbeiter überstieg 
häufig den jeweiligen Monatsbezug aus ihrem Dienstverhältnis. 

1 1 3  
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Für die i n  der Dienstzeit erfolgte Sachverständigentätigkeit wären 
der Universität die Kosten ftir das in Anspruch genommene Perso­
nal sowie der eingeserzten Sachmittel in voller Höhe zu ersetzen 
gewesen. I ndessen wurde a n  die Universität lediglich e in Koslener­
salZ von 1 5  % der Einnahmen aus der Sachverständigentätigkeit ent­
richtet. E ine Prüfung der Angemessenheit dieser Vergütung unter­
blieb. 

Die Sachverständigen tätigkeit sollte nach Ansicht des RH eine 
Ptlichtaufgabe der Medizin ischen Universitäten sein ;  dadurch würde 
sich allch eine gesonderte Vergütung an die Sachverständigen erüb­
rigen. 

Zwei Bedienstete verrechneten histologische Untersuchungen. obwohl 
diese Untersuchungen weder i m  so genannten Histologiebuch ver­
merkt waren noch die zugehörigen Untersuchllngsmaterialien archi­
viert wurden. 

Das Ausmaß der Forschungstätigkeit einzelner Mitarbeiter des wis­
senschaftlichen Personals war gering. 

Das Allgemeine Krankenhaus der Stadt Wien-Universitätskliniken 
(AKH Wien) stellte dem I nstitut Personal- und Sachleistungen ftir 
sanitätspolizeiliche Aufgaben zur Verrugung; eine schrifUiche Ver­
einbarung darüber bestand nicht. 

Die am I nstitut tätigen Prosekturgehi lfen des AKH Wien erhielten 
ftir eine bestimmte Dienstleistung eine E ntschädigung sowohl von 
der Stadt Wien als auch von der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
lind somit zweimal. 

B"IBWI< 
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Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

B"IBWI( 

Gerichtliche Medizin 

Kenndaten de Institutes für Gerichtl iche Medizin 
der Medizinischen Universität Wien 

Gebarungsentw icklung 

Personalausgaben J )  

Kostenersatz der Ge«ellschaft bürgerlichen 
Rechts an die Universität Wien 

Einnahmen im Rahmen der Teilrechtsfahigkeit11 

Ausgaben im Rahmen der Teil=htsfahigkeit'l 

Milarbeiter jeweils zum I .  Juli 

Bundesbedien tele 

Bedienstete der Stadt Wien 

Beschäftigle der Gesell chaft bürgerlichen Rechts 

im Rahmen der Teilrechlsfahigkeit 
aufgenommene Beschilftigte 

Leistungen 

gerichtliche Obduktionen samt Gutachten 

sanitätspolizeiliche Obduktionen 

Beschau von Leichen 

medizinische Expertisen 

chemisch-analytische Expertisen 

spurenkundliche Expertisen 

hislologische Befundungen 

abgehaltene Rigorosen aus Gerichtlicher Medizin!1 

1 1 Kapilel 1 4  8undesvornn�ch1ag 
., Teilrtthtsfahigkdl des In'titutes bis Ende 2003 
)1 je Sludienjahr 

2002 2003 

in EUR 

I 407 345 I 383 432 

1 5 1 1 8 1  

247 777 

2 1 7 032 

30 

1 2  

1 1  

591 

1 493 

718 

878 

1 4 10 

365 

751 

9)3 

1 46 051 

246 4 1 2  

407 544 

Anzahl 

27 

1 2  

8 

4 

721 

1 451 

633 

705 

1 583 

260 

785 

I 1 56 

1 Der RH überprüfle von April bis August 2003 Teilgebiele der Gebarung 

der Medizinischen Fakulläl der Universität Wien (ab 2004 Medizini­

ehe Universität Wien) mit dem Schwerpunkt Institut für Gerichtliche 

Medizin ( InSlitut). Dazu holte er auch Auskünfte von den Instituten 

für Gerichtliche Medizin der Medizini ehen Universitäten Graz und 

Innsbruck sowie von der Universität Salzburg ein. 
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Zu den im November 2003 dem BMBWl<, dem BMI, dem BMJ, der Uni­
versität Wien, der Medizin ischen Universität Wien, der Stadt Wien und 
dem Institut für Gerichtliche Medizin Graz zugeleiteten Prüfungsmit­
teilungen nahmen die überprüften Stellen im Jänner und Februar 2004 

Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im April 2004. 

Im Mai 2004 übermiltelten das BMBWK und das BMJ sowie im Juni 2004 

die Medizinische Universität Wien weitere Stellungnahmen. 

Sachverständigentätigkeit 

Allgemeines 

1 1 6  

2.1 Das Institut beschäftigte sich neben universitären Aufgaben (Lehre 
und Forschung) vor allem mit der Erstellung von Gutachten im Auf­
trag von Gerichten und Sicherheitsbehärden. Weitere Aufgaben betra­
fen die Durchführung sanitätspolizeilicher Obduktionen' sowie die 
Beschau von Leichen . 

• Sanilätspolizeiliche Obduktionen dienen der Feslstellung von Todesursachen. Bei Ver­
dacht auf Fremdverschulden (strafbare- Handlung) werden im Aurtrag ein� Gerich­
tes gerichtliche Obduktionen durrhgduhrt. 

Am Institut tätige wissenschaftliche Mitarbeiter waren überwiegend 
allgemein beeidete und gerichtlich zeniflzierte Sachverständige. Für 
diese Tätigkeit erhielten sie neben dem vollen Bezug als Universitäts­
lehrer Gebühren nach dem Gebührenanspruchsgesetz 1 975. 

Die Sachverständigentätigkeit für Gerichte und Behörden betraf zu 95 % 

strafrechtliche und zu 5 % zivil rechtliche Angelegenheiten. Vom Insti­
tUlSvorstand wurde der Anteil der Sachverständigentätigkeit mit rd 40 % 

der ge amten Tätigkeit angegeben. Der RH schätzte den Anteil der 
Sachverständigentätigkeit einzelner Mitarbeiter auf bis zu 80 %. 

Für die Ausführung gerichtlicher Aufträge - insbesondere Obduktio­
nen - war jeweils ein Sachverständiger eine Woche durchgehend zur 
Dienstleistung ein chließlich nächtlicher Rufbereit chaft eingeteilt. Der 
Zeitraum zwischen diesen so genannten Gerichtswochen betrug bei 
sieben verfügbaren Sachverständigen vier bis sechs Wochen;  er stand 
ihnen zB für universitäre Aufgaben (Lehre und Forschung), Erstellen 
von Gutachten. Wahrnehmung von Gerichtsterminen und für sanitäts­
polizeiliche Obduktionen [jährlich rd 1 500) zur Verfügung. 

BMBWk 
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Aufträge an das 

Institut 

BMBWK 

Gerichtliche Medizin 

Im Jahr 2002 entfielen von 591 gerichtlichen Obduktionen durch chnin­
lieh rd 84 auf einen Sachverständigen. Bei den rd 880 medizinischen 
Experti en [VerlelZungs-, Haftfahigkeits- und Arbeitsfahigkeitsgut­
achten usw) entfielen durchschnittlich rd 1 26 Gutachten auf einen Sach­
verständigen. Überwiegend waren dies allerdings relativ einfache Rou­
tinegutachten mit geringem Zeitaufwand. Die sanitätspolizeilichen 
Obduktionen wurden hauptsächlich von zwei Mitarbeitern durchge­
fUhn. 

2.2 Ohne die vielfaltigen Leistungen des Institutes zu verkennen. vertrat 
der RH die Ansicht, dass die Aufgaben am Institut mit einer gerin­
geren Anzahl wissenschaftlicher Mitarbeiter zu bewältigen wären. Er 
regte an, die gerichtsmedizinischen Sachverständigen verstärkt fUr die 
sanitätspolizeilichen Obduktionen einzusetzen. 

Der RH empfahl weiters, vor Nachbesetzungen Personalbedarfsermitl­
lungen durchzuführen. 

3.1 ( I )  Die Aufträge der Gerichte zur DurchfUhrung von Obduktionen und 
Erstellung von Gutachten waren zum Großteil direkt an das Institut 
gerichtet; teilweise ergingen sie auch namentlich an die dort beschäf­
tigten Gerichtsmediziner oder Gerichtschemiker. 

Die Anspruchsgrundlage fUr Gebühren aus gerichtsmerlizinischer Sachver­
ständigemätigkeit stellte das GebührenanspruchsgeselZ 1975, BGBI Nr J 1 6, 
dar. Nach diesem Gesetz besteht kein Unterschied, ob ein Sachverstän­
diger seine Tätigkeit freiberuflich oder im Rahmen eines öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnisses während der Dienstzeit ausübt. 

Die Sachverständigen des Institutes machten ihren Anspruch auf Sach­
verständigengebühren unabhängig davon, ob sie vom jeweiligen Gericht 
persönlich oder vom Institutsvorstand mit der Erstellung eines Gut­
achtens beauftragt wurden, geltend. Weiters beanspruchten sie Ent­
chädigungen bzw Gebühren für Zeitversäumnis, Mühewaltung, Teil­

nahme an einer Verhandlung und Aktenstudium. 

Die Überweisung der Sachverständigengebühren fUhnen die Rechnungs­
fUhrer der einzelnen Gerichte durch. Das fUr Wien, Niederösterreich und 
Burgenland zuständige Oberlandesgericht Wien wendete im Jahr 2002 
insgesamt rd 2 1 ,9 Mill EUR an Sachverständigengebühren auf. Die Er­
mittlung de davon auf das Institut entfallenden Anteils war nicht mög­
lich. 
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(2) Anfang der 90er Jahre erarbeitete das damalige BMWF zusam­
men mit dem BMJ zwei Lösungsvarianten für die Beauftragung von 
Bediensteten des Institutes als Sachverständige. 

- Die erste Variante sah eine direkte Beauftragung des Institutes vor. 
Die Sachverständigengebühren wären dem Institut nach Abzug eines 
Kostenersatzes an die Universität als zweckgebundene Einnahmen zur 
Verfügung gestanden ; die Sachverständigen hätten keine zusätzliche 
Abgeltung erhalten. Voraussetzung fur die Verwirklichung dieser Vari­
ante wäre eine Änderung der Straf- und der Zivilprozessordnung gewe­
sen. weil diese eine persönliche Beauftragung der Sachverständigen 
vorsehen. 

- Die zweite Variante sah eine direkte Beauftragung der Sachverstän­
digen durch die Gerichte aufgrund einer vom I nstitutsvorstand über­
mittelten Liste vor; diese sollte unter Berüchichtigung des Dienstbe­
triebs für jeden Einzelfall zwei Sachverständige zur Auswahl vorsehen. 
Die Sachverständigentätigkeit wäre als Nebemätigkeit im Sinne des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1 979 zu bewerten gewesen ; der Sach­
verständige hätte fur die Nutzung der universitären Einrichtungen 
einen KostenersalZ zu entrichten gehabt. 

Das damalige BMWF beabsichtigte. die erste Variante mit dem BMJ 
weiter zu verhandeln und owohl beim BMJ als auch beim BKA die 
erforderlichen Änderungen der Strafprozes ordnung anzuregen. 

Das BMJ erwog. die Gerichte aufzufordern. die Aufträge nicht mehr an 
einzelne Sachverständige. sondern an das Institut direkt zu richten. Es 
vermeinte jedoch. dass diese Beauftragung des Institutes als organi­
satorische Einheit der Universität als ein kostenlos zu erbringendes 
Rechtshilreersuchen an eine öffentlich-rechtliche Einrichtung verstan­
den werden könnte. 

Letztlich wurde keine der beiden Varianten weiterverfolgt. 

3.2 Der RH vertrat hiezu folgende Ansicht; 

1 18 

Als Einrichtung der Medizinischen Universität Wien ist das Institut 
zur Lehr- und Forschungstätigkeit auf dem Gebiet der Gerichtsme­
dizin berufen. Das wissenschaftliche Personal steht in einem Dienst­
verhältnis zum Bund; die Bezüge daraus gebühren für die Erbringung 
von universitären Aufgaben. 
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Obwohl die von Einrichtungen des Bundes beauftragte Sachverstän­
digentätigkeit nahezu ausschließlich während der Dienstzeit erfolgt. 
wird sie vom Institut nicht als universitäre Aufgabe angesehen. 

Die Sachverständigentätigkeit stellt eine maßgebliche Voraussetzung 
für die wissenschaftliche WeiterentwickJung von Erkenntnissen und 
Methoden im Rahmen der gerichtsmedizinischen Lehr- und For­
schungstätigkeit dar. 

Der RH wies zum Vergleich auf die Regelung bei den Bundesärzten an 
Universitätskliniken hin. wo diese neben ihren Lehr- und Forschungs­
aufgaben gesetzlich zur Versorgung der Patienten verpflichtet sind. 

Der RH empfahl dem BMBWK, in Analogie zu den Universitätsldini­
ken eine Regelung zu schaffen, wonach die Sachverständigentätigkeit 
für Gerichte und Behörden eine Verpnichtung der Medizinischen Uni­
versitäten darstellt. Eine gesonderte Vergütung an die Sachverständi­
gen würde dadurch entfallen. Der entstehende Aufwand für die Sach­
versländigentätigkeit wäre den Medizinischen Universitäten pauschal 
zu ersetzen. 

3.3 Das BMBWK emehrere die vom RH I'orgesehlagelle Regelullg wegeIl der 

dafiir erforderlicheIl mehrfacheIl legistischell EilIgriffe (Srrafprozess­

ordllulIg, Ulli,'ersirälsgeserz 2002, Bealllten-Diellstrec!,lsgesell 1 9 79) 
fiir problemati eh. Es wies ill diesem Zusalllmellhm,g auf deli kürzlich 

1'011 der EuropäischeIl Komlllissioll I'Orgelegtell Riclulilliel/l'orscl,lag zur 

Liberalisierullg des DiellsrleisllIllgssektors hili. 

Das BMBWK sprach sich dafür aus, die geric!/lsmedizillisc!,e Saeh"er­

ställdigelltätigkeil durch eille No,'eilieruilg der Strafprozessordllung dem 

Vera,lII/Jorlllllgsbereieh derjeweiligell Medizilliscl,ell Universitär zuzu­

ordnen. Das Unil'ersirär gesetz 2002 e,nhielte emspred,ende RegelungeIl. 

Laut Stellungllahllle des BMJ 'I'iire die in der Praxis häufig zu beobach­

tellde Beauftragullg " Oll Unil'ersirärsillsrillltell jiir Gericht/iel,e Medizin 
als Besrellullg des Leirers dieses Insrllllres als Saclll'ersrändigell oder eilles 

1'011 iI'lII im Verhindenmgsfall namhaft zu machendeIl Mirarbeirers zu 

.. erstehell. Soweit die Bestellullg ad persO'101II erfolgte oder als solche 

ulllzudeutell war, erschielle es kOllsequelll, die GebühreIl lIielu dem Ills­

titut zu übeT!/Jeisell. 

Weiters steIIre das BMJ eille Ällderullg der Strafprozessordnung ill Aus­

sic!/I, WOilach der Leiter eilles Insrirutes fur Gericlrtliclle Medizill lIIir der 

Erstellullg 11011 GutachteIl beauftragt werdclI kÖlllle. 

1 19 
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Der Rektor der Medizinischen Universitär Wien pJlicirtete der Ansicht 

des RH bei, wonach die Beguraclttullgen und Bejimdungen Voraussetzung 

fir die Etfiillulrg der Aufgaben des Illstirutes in Forschung und Lehre seien. 

Im Hinblick auf die enge VerJIecltlrmg wäre die gurachterliche Tätigkeit 

zu einem erheblichen Teil zu den Aufgaben de Illsrirutes Zu zälr/ell. 

Eine RegelulIg, welche die gerichtsmedizillisclre Gutachterrätigkeit als 

A ufgabe der Medizinischen Universitäten festlegt, bedürfe jedoch laut 

A ussage des Rektors - abgesehell von ei,rer Ällderullg der Straf pro­

zes ordnung - zusätzlich einer Nor'ellienlllg des Ulliversitätsgeserzes 2002 
und einer Anpassung diellstreclrtlicher Vorscluiften im Beamten-Dienst­

reclrrsgesetz 1 979. 

Die gerichtsmedizin ischen Saclwerständigentätigkeiten könlllen auch 

durclI eine Novellierwlg der Strafprozessordnung allein in deli Verant­

worrungsbereicll der Medizinischen Uni"er ität übergeleitet werden. 

Die Medizi"isclte Universität wäre damit Verrragsparrner der beauf­

tragenden Einriclrtungen; diese Verträge könlllen klare Regelungen über 

den Einsatz der Institutsre soureen (einschließlich Personal) und die 

Kosten beillhalten. Die bilge/te würden abzüglicll der Kostenersätze 

dem Institut zur Vetfiigung ge teilt werden, wodurch eine Selbsterhal­
tung des h,stirutes möglich wäre. 

3.4 Der RH blieb bei seiner Empfehlung, die Sachverständigentätigkeit als 
Verpflichtung der Medizinischen Universitäten festzulegen. Von den 
Auftraggebern wäre der dabei entstehende Aufwand pauschal abzu­
gelten. Dadurch wären eine Verringerung des Verrechnungsaufwan­
des und auch eine vermehrte Hinwendung zur Forschungstätigkeit zu 
erwarten. 

4.1 Die Sachverständigengebühren wurden über eine Gesellschaft bürger­
lichen Rechts verrechneL Gesellschafter waren der Institutsvorstand 
und zwei weitere Bedienstete des Institutes. 

Nahezu alle Bediensteten des Institutes erhielten von der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts neben ihren Bezügen ein zusätzliches EntgelL Das 
Ausmaß der Zuzahlungen an die Sachverständigen überstieg häufIg 
den Monatsbezug aus ihrem Dienstverhältnis. 

BMBWK 
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Neben den Zuzahlungen an die Bediensteten des Institutes wendete die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts erhebliche Mittel ftir die Bezüge ihrer 
Beschäftigten und Leiharbeitskräfte sowie für Bedienstete mit freiem 
Dienstvertrag auf. Darüber hinaus wurden Ausgaben ftir Material und 
sonstigen Aufwand bestritten. 

Der Überschuss der Gesellschaft wurde an den Institutsvorstand und 
an die zwei Mitgesdlschafter ausbezahlt. 2003 empfahl der damalige 
Dekan der Medizinischen Fakultät der Universität Wien dem Leiter 
des Institutes, die Gesellschaft bürgerlichen Rechts aufzulösen. Die bis 
Ende 2003 in Rechnung gestellten Sachverständigengebühren wurden 
allerdings weiterhin auf das Komo der Gesellschaft verrechnet. 

4.2 Nach Ansicht des RH war die Verrechnung der Gebühren für die Sach­
verständigentätigkeit in hohem Maße reformbedürftig. 

5.1 Namentlich beauftragte Bedienstete, die während ihrer Dienstzeit Sach­
verständigentätigkeiten ftir Gerichte und Sicherheitsbehörden durch­
ftihrten, hatten der Universität einen Ko tenersatz ftir das in Anspruch 
genommene Personal und die eingesetzten Sachmittel zu leisten. Für 
die Festsetzung der Höhe und Einhebung des Kostenersatzes war der 
Rektor der Universität zuständig. 

Aufgrund eines Erlasses des damal igen BMWF aus dem Jahr t 990 leis­
tete die abrechnende Gesel lschaft bürgerlichen Rechts einen Kostener­
satz von 1 5 1\\) der um die Aufwendungen verringerten Einnahmen aus 
der Sachverständigentätigkeit, der sich zu gleichen Teilen auf Perso­
nal, Material und sonstige Einrichtung verteilte. Im Jahr 2002 betrug 
d ieser Ersatz rd \ 5 \  200 EUR. 

Sowohl das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten 
(UOG \ 993) als auch das Universitälsgeset.z 2002 legten die Verpflich­
tung zum vollen Kostenersatz fest. 

Im Jahr 2002 betrug der Personalaufwand ftir die als Sachverständige 
tätigen Universitätsbediensteten rd 765 000 EUR. Bei dem vom Ins­
titut angeführten Anteil der Sachverständigemätigkeit von 40 I\\) an 
den Gesamtaufgaben wäre allein Flir die Sachverständigentätigkeit ein 
Kostenersatz von rd 306 000 EUR zu entrichten gewesen. Oas an der 
Erstellung der Gutachten mitwirkende weitere Personal blieb dabei 
unberücksichtigt. Tatsächlich entrichtete die Ge ellschaft bürgerlichen 
Rechts lediglich Personalkostenersätze in Höhe von rd 50 000 EUR. 
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5.2 Der RH kritisierte, dass die seit mehreren Jahren zu niedrigen Kos­

tenersälZe nicht auf ihre Angemesscnheit geprüft wurden. Er empfahl 

der Medizin ischen Universität Wien, die vollen Kostenersätze nach­

träglich zu ermineln und die Differenz zu den geleisteten Beträgen -

unter Berücksichtigung der Verjährung - nachzuverrechnen. 

5.3 LGlII Stellu"9nahme des BMBWK werde die Nae/rverrecil l/ulig der Kos­

teller ätze befü rwortet; die Abree/lIlImg solle im Rahmen des lIu"meh­

rigell Globalbudgels durch die Medizjnische UlliL'ersität Wien erfolgell. 

Dabei werde eille pause/wie Nae/werreclmullg 1'011 /0 % der ell/rie/lIe­

tell Kosteller ätze für erzielbar gehaltell. Der Medizillischell Unil'ersi­

tÖt Wiell sei empfohlell wordell, deli ulliversilärsollgellörigell Geric/lls­

gurachtern die Kosle"ersötze "achzuverrecl1 l1ell. 

LaUf Srellwlglloh llle des Rektors der Medizi"iscireOi Unil'ersirät Wien 

werde die Höhe der Kastellersätze erminelt. Weiters sei vorgeseheOl, nick­

wirkelld einen Persollalkostenameil VOll 40 % lIacilZllVerreclllrel1. 

5.4 Der R H  wiederholte seine Empfehlung. der gesetzlichen Anordnung 

zur Verrechnung des Personal- und Sachaufwandes in voller Höhe zu 

entsprechen. 

6.1 Mehrere Sachverständige wurden von Gerichten ad persona m mit der 

Erstellung von Gutachten an lebenden Personen außerhalb des Insti­

tuteS (zB in der Privatordination) beauftragt. 

Gerichte im Sprengel des Oberlandesgerichtes Wien (zuständig flir Wien, 

Niederösterreich und Burgenland) eneillen im Jahr 2002 direkt an  

Sachverständige des Institutes rd 2 580 Aufträge und vergüteten diesen 

daflir rd 637 2 50 EUR (einschließlich USt). Mehrere Sachverständige 

verrechneten zwischen rd 20 und 1 30 Aufträge; einem der Sachver­

ständigen allein wurden hingegen rd I 600, einem weiteren rd 670 Auf­

träge eneill. 

Einer der Sachverständigen des Institutes sandte einem auftraggeben­

den Gericht mehrfach Akten unerledigt mit dem Ersuchen zurück, die 

jeweilige Gerichtssache an seine private Ordinationsadresse zur Gut­

achtenerstattung zu übermitteln. 

Die Gerichte begründeten die ad personam-Beauftragung außerhalb 

des Institutes mit der rascheren Erledigung der Gutachten. 

BMBWK 
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6.2 Der RH erachtete die Konkurrenzierung des Institutes durch die eige­
nen Mitarbeiter für nicht zweckmäßig und empfahl, am Institut die 
von den Gerichten erwünschte rasche und fristgerechte Erledigung 
von Aufträgen sicherzustellen. 

7.1 Im Rahmen der Erstellung von Gutachten beauftragten die Sachver­
ständigen das histologische Labor' mit der Durchführung bestimmter 
Untersuchungen, die io das Histologiebuch eingetragen wurden. Das 
histologische Labor dokumentiene, welche Untersuchungen tatsäch­
I ich durchgefühn wurden . 

• Histologie: Wissensc:haft von den Geweben des Körpers 

Der RH überprüfte die Übereinstimmung von Gebührennoten histolo­
gischer Untersuchungen mit den Eintragungen im Histologiebuch. Er 
stellte dabei fest, dass zwei Sachverständige bei rd 70 histologischen 
Untersuchungen Befundberichte verfassten und die Untersuchungen 
(auch den Zeitaufwand und den Reagenzienverbrauch) verrechneten, 
obwohl diese Untersuchungen laut Histologiebuch nicht nachvoll­
ziehbar waren. 

Auch konnten das histologische Labor und die Sachverständigen dem 
RH die zugehörigen Unlersuchungsmaterialien und Präparate nicht 
vorlegen, obwohl diese SIels zu archivieren waren. Die von den Sach­
verständigen vorgebrachten Begründungen für das Fehlen sowohl der 
Eintragungen im Histologiebuch als auch der Archivierungen waren 
nicht schlüssig. 

Laut damaligem Institutsvorstand war - aufgrund seiner Ausbildung 
- nur einer der beiden Sachverständigen zur Vornahme deranigcr 
Untersuchungen befahigt. Weiters würde das Unterbleiben der Archi­
vierungen einschlägigen Vorschriften widersprechen. 

7.2 Für den RH waren die BericJHSlegung sowie die Verrechnung jener 
Untersuchungen, die im Histologiebuch nicht aufschienen und ftir die 
auch keine Untersuchungsmaterialien vorgelegt werden konnten, nicht 
nachvollziehbar. 

7.3 Laur Stellungllahme des Rektors der Medizinischen Universitär Wie" 
werde au!grund der Hil/weise des RH eil/e SaclIVerhaitsdarSldluII9 an 
die Staatsa'lwaIIScilGf/ übermirtell. 
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8.1 Eine Erhebung der ImpactraklOren' von VerörrentJichungen der 1 5  akade­

mischen Mitarbeiter des Instirutes durch den RH zeigte für das Jahr 2002. 
dass mehr als die Hälrte der Mitarbeiter keine Impactraktoren und so­

mit keine dadurch messbare wissenschaftliche Tätigkeit aufwiesen. Von 

1 999 bis 2002 wiesen mehr als ein Drillei der durchgehend beschär­

tigten wissen chaftlichen Mitarbeiter keine Impactraktoren aur. Ihre 

sonstige Publikationstätigkeit war ebenralls gering. 

� Der ImpactfaklOr sIelti ein quantiliHivcs Man der durchschnittl ichen Häufigkeit dar, 
mit der eine zilierfahige. wissenschaftliche Verörrentlichung aus einer bestimmten 
wissenschartlichen Zcil'ioChrift in einem bestimmten Jahr zitien wurde. 

In  den Jahren 2000 und 2001 war der Impaetraktor des Institute zwar 

wesentlich höher; dieser wurde al lerdings nur durch die Forschungs­

leistungen einzelner Mitarbeiter erzielt. 

8.2 Der RH wies aur die geringe Forschungstätigkeit einzelner Instituts­

mitarbeiter hin und emprahl. dieser Aurgabe vermehrt Bedeutung bei­

zumessen. 

Sanitätspolizeiliche Aufgaben 

Obduktionen 

124 

9.1 Das Institut führte jährlich rd I 500 sanitätspolizeiliche Obduktionen 

sowie rd 700 Leichenbe chauen für die Stadt Wien durch. 

Die Verrechnung der sanitätspolizeilichen Obduktionen errolgte im Rah­

men der teilrechtsfahigen Gebarung.' Im Jahr 2002 leistete die Stadt 

Wien Zahlungen von rd 2 1 4  666 EUR an da In (itut. 

• Teilrechlsfahigkeit des Institutes bis 3 1 .  Dezember 2003; ab 1. JänncT 2004 Voll rechts­
fahigkell der Medizinischen Univer.;iläl Wkn 

Die Obduktionen wurden von Ärzten und Sektionslaboranten des Bun­

des durchgeflihrt. 

Das AKH Wien stellte das Personal insbesondere für die Versorgung 

der Leichen und für die Reinigung des gesamten Instirutsgebäudes 

bereit. Ferner stellte es medizinische und nichtmedizinische Ge- und 

Verbrauchsgüter zur Verfligung und erbrachte weitere Reinigungsleis­

tungen. Im Jahr 2002 roden beim AK.H Wien hieflir Personalkosten von 

484 441 EUR und Kosten für sonstige Leistungen von 24 530 EUR an. 

Ein schriftlicher Vertrag über diese Leistungen lag nicht vor. 
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Die Stadt Wien wendete für eine anitätspolizeiliche Obduktion somit 
rd 480 EUR auf. Vergleich weise vergütete der Magimat der Landes­
haupt tadt Graz eine sanitätspolizeiliche Obduktion mit rd 76 EUR: in 
Innsbruck betrug die Vergütung rd 80 EUR bzw rd 1 55 EUR. 

9.2 Der RH empfahl, den Leistungsaustausch zwischen der Medizinischen 
Universität Wien und der Stadt Wien neu zu regeln und schriftlich zu 
vereinbaren. Weiters regte er an, anstelle der Personalbeistellung durch 
das AKH Wien die Ubernahme der Leichenversorgung und der Reini­
gung des Institutes durch eigenes Institutspersonal anzustreben. 

9.3 wut Stellungllahme des Wiener Stadtsenates wertle das ge amte Leis­

tU llgspaket einscJrließlich tier l'orhandenen Sach- und Persollalbeistcl­

lungen tll/rch das AKH Wien lIeu überdachl; cille Flltj1echtl/ng der Lei,­

(l/lIgm SOlde ei"e umJassellde sel/rijlliche V"TPinbarullg werde GIlgestrebt. 

\0.\ Das Institut wurde bei Todesfallen mit Verdacht auf Behandlungsfehler. 
bei Tötungsdelikten, Selbstmorden, Unfallen und plötzlichen Tode ral­
len mit sanitätspolizeilichen Obduktionen zur Fe tslellung der Todes­
ursache beauftragt. Entstand ein Verdacht auf Fremdverschulden. war 
- nach Auftrag des Landesgerichtes rur Strafsachen - eine gericht­
liche Obduktion vorzunehmen. Im Jahr 2002 wurden bei 34 sanitäts­
polizeilichen Obduktions rallen nachfolgend gerichtl iche Obduktionen 
durchgeführt. 

Das Institut ruhrte keine Statistik über Todesursache und Todesart: 
ebenso erfolgte keine Codierung der Todesursache und -art rur gesund­
heitspolitische und wissenschaftliche Auswertungen. Weiters waren die 
san itätspolizeilichen Obd uktionsprotokolle unei nheitlich. 

Die Stadt Wien veröffentlichte in ihrem Gesundheitsbericht lediglich 
die Anzahl der im Institut durchgeruhrten anitätspolizeilichen Obduk­
tionen. 

10.2 Der RH empfahl, einheitliche Obduktionsprotokolle zu erstellen und 
eine IT -gestützte Auswertung der Todesursachen für gesundheit po­
lilische Zwecke vorzunehmen. 

\0.3 Der Wie"er Sladtsellat teilre mit, die Kririk des RH zum A lllass lIehmell 

ZlI wollell, im Rahmen der Verhalltlllll/gell über das ge amle Leistu"gs­

paket auch Kriterienjiir eirle einheitliche Ge tallUllg der Prolokolle Je t­
zulege/I. Der Aujbm/ eil/er rr-gesfiitzfell Auswenullgjiir gesulldheilspoli­

fische Zwecke werde lIach MaBgabe "or/ral/deller Ressourcen angestrebt. 
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11 .1  Die Vereinnahmung der von den Bestattungsunternehmen zu entrich­
tenden Vergütung für die Versorgung und Umerbringung der Leichen 
am Institut war Aufgabe des AKH Wien. Als pauschaler Kostenersal< 
für den sonstigen Umerbringungsaufwand des Institutes wurde dabei 
eine Anstaltsgebühr eingehoben. 

Das AKH Wien überwies auf das Konto des Institutes nur die von 
Bestattungsunternehmen außerhalb Wiens eingehobenen An taltsge­
bühren (2001 rd )0 990 EUR): der größere Teil der Anstaltsgebühren 
wurde auf das Konto der Gesellschaft bürgerlichen Rechts einbezahlt 
(2001 rd 1 44 900 EUR). 

1 1.2 Der RH kritisierte die Einzahlung eines hohen Anteils der Anslaltsge­
bühren auf das Konto der Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Er emp­
fahl der Medizinischen Universität Wien, die Verrechnung der Leichen­
versorgung im Rahmen der Verhandlungen mit der Stadt Wirn neu zu 
regeln.  

1 1.3 LmH Sre/lung/palune des Wiener Stadtsel/Oles werde diese A ngelegen/leir 

im Rahmen der Entjlechrung von Sach- und Persona/leisntngen gelöst 

werden. 

1 2.1  Die im Wechseldienst am Institut eingesetzten ProseKturgehilfen der 
Stadt Wien erhielten ihre Bezüge samt Zulagen vom AKH Wien ausbe­
zahlt. Darin war auch eine Zulage für die am Institut ZU versorgenden 
Leichen in Höhe von rd 28 EURje Fall enthalten. Die dafür ausbezahl­
ten Zulagen umfas ten je Bediensteten bis zu I 700 EUR monatlich. 

Daneben erhielten die Prosekturgehilfen auch von der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts monatlich 400 EUR bis 500 EUR für die Leichen­
versorgung. Die Zuzahlungen wurden mit der Belastung der Bediens­
teten begründet. 

Rund 40 % der Anstaltsgebühren, die das AKH Wien der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts überwies (im Jahr 2001 rd 57 3 \0 EUR von rd 
1 44 900 EUR), wurden an Hi lfsdienste weitergegeben. 

12.2 Der RH empfahl, die zusätzlichen Auszahlungen an die Hilfsdienste 
zu überdenken. 

12.3 Laut Stellu/lg/lahme des Wk/lfT Stadtse/lates seien die Zuzahlungen auel! 

für die Stadt Wiel1 l1icht l1achvollziehbar gewesen. Er kündigte den Weg­

fall der doppelten Vergütung im Rahmen der angesrrebre!! Persollalel1t­

j1ecl!tung al1. 
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Gerichtliche Medizin 13.1 Am Institut für Gerichtliche Medizin der Medizinischen Universität 
Graz Graz waren im Jahr 2002 1 9  Bundesbedienstete (davon fünf Fachärzte 

für Gerichtsmedizin) tätig. Zwei Mitarbeiter waren bei der .Arbeits­
gemeinschaft der gerichtsärztlichen Sachverständigen am Institut rur 
Gerichtliche Medizin der Universität Graz· beschäftigt. Neben Lehr­
und Forschungstätigkeil führte das Institut sanitälSpolizeiliche und 
gerichtliche Obduktionen durch. 

Sonstige 

Feststellungen 

BMBNK 

Die Verrechnung der Sachverständigengebühren erfolgte über ein Konto 
der Arbeitsgemeinschaft. Die Einnahmen betrugen im Jahr 2001 rd 
1 , 1 3  Mill EUR; davon wurden nach einer Vereinbarung rd 0,48 Mill EUR 
an die Bediensteten ausbezahlt. 

Seit 1 997 entrichteten weder der InstitulSVorstand noch die Arbeit ge­
meinschaft einen Kostenersatz an die Universität Graz. Der Instituts­
vorstand lehnte die Vorlage der Berechnungsgrundlage an die Univer­
sität Graz zur Emlinlung des Kostenersatzes ab. 

13.2 Der RH empfahl der Universität Graz, den vollen Kostenersatz nach­
träglich zu ermitteln und - soweit die Ersatzpnicht noch nicht ver­
jährt ist - nachzuverrechnen. 

13.3 Lallr Srelltll/gnall/ne der Medizinischen Universirär Graz seieIl Maß­

nah mell zur Hereinbrillgung der Koslellersärze eillgeleiler worde/I. 

14  Sonstige Feststellungen und Empfehlungen des RH betrafen 

( I )  das Fehlen einer In titutsordnung; 

(2) die über mehr als zehn Jahre unbesetzte Stelle eines ordentlichen 
Universitätsprofessors am Institut; 

(3) das Fehlen der Berechtigung zur Ausbildung von Fachärzten; 

(4) die Gewährung von Sonderurlauben für Nebentätigkeiten sowie die 
unkorrekte Vorgangsweise bei der Handhabung von Gleitzeit und Zeit­
ausgleichen; 

(5) das zum Teil erhöhte Ausmaß von Laboruntersuchungen ; 
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(6) Verzögerungen bei der Erledigung gerichtlicher Gutachten sowie 

(7) die baulichen und ausstattungsmäßigen Mängel der vom Institut ge­
nutzten Räumlichkeiten (räumliche Beengtheit. veraltete Kühlräume und 
Entlüftungssy lerne. fehlende Ableilung kontaminierter Abwässer). 

IS Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

an das BMBWK 

( I )  Die Sachverständigentätigkeit für Gerichte und Behörden sollte 
eine Pflichtaufgabe der Medizinischen Universitäten darstellen. Der 
dadurch entstandene Mehraufwand wäre den Medizinischen Uni­
versitäten pauschal zu ersetzen. 

an die Stadt Wien und die Medizinische Universität Wien 

(2)  Ocr Leistungsaustausch zwischen der Medizinischen Universität 
Wien und der Stadt Wien wäre neu zu regeln und schriftlich zu ver­
einbaren. 

( 3 )  Die zusätzlichen Zahlungen an die Prosekturbediensteten der 
Stadt Wien fli r  die Leichenversorgung am Institut wären zu über­
denken. 

(4) Es wären einheitliche Protokolle bei sani tätspolizeilichen Obduk­
tionen zu erstellen und eine rr -gestützte Auswertung der Todesur­
sachen durchzuführen. 

an die Medizinische U niversität Wien 

(5) Die Forschungstätigkeit am Institut wäre verstärkt zu betreiben. 

(6) Nachbesetzungen im I nstitut hätten auF Basis von PersonaJbe­
darfsermit t lungen zu erfolgen. 

(7 )  Es wären die vollen Kostenersätze an die Universität i m  Rahmen 
der Sachverständigentätigkeit rückwirkend zu ermitteln und deren 
Nachverrechnung zu betreiben. 
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Kurzfassung 

BMVIT 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und TechnoLogie 

ASFINAG: Ausschreibung und Auftragsvergabe des 
Projekts vollelektronische LKW-Maut 

Die Vergabe des vollelektronischen, offenen Mautsy tems durch die 
AUlObahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft 
(ASFINAG) erfolgte in  der zweiten Ausschreibung ordnungsgemäß 
und war wirtschaftlich vertretbar. Das System wurde Fri tgerecht 
mit I .  Jänner 2004 in Betrieb genommen. 

Als Folge der Aufhebung der vorangegangenen Ausschreibung eines 
halb offenen, dualen Mautsyslems waren bauliche Aufwendungen 
VOn 25,51 Mill EUR abzuschreiben. Diesen Abschreibungen landen 
jedoch die erwarteten höheren Mauteinnahmen durch das volleJekt­
ronische Mautsy lern gegenüber. 

Die ASFINAG wickelte das Vergabeverfahren ordnungsgemäß und 
effizient ab. Der Modus zur Bestbieterermittlung war zweckmäßig 
und ausreichend offen rur unterschiedliche Systeme; eine bestimmte 
Technologie wurde nicht bevorzugt. 

Die in der Öffentlichkeit di kutierten, auf eine mögliche frühere 
Inbetriebnahme ausgerichteten angeblichen Kostenvorteile eines 
satellitenunterstützten Mautsystems wurden von keinem Bieter ver­
bindlich angeboten. 

Der hohe Aufwand von 7,63 Mill  EUR ruf externe Berater konnte ins­
besondere mit den von der ASFINAG bei einer erfolgreichen und zeit­
gerechten VerfahrensabwickJung angeführten hohen E innahmen­
erwartungen begründet werden. 
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1 997 1 998 1999 2000 2001 2002 2003 

Anzahl 
Mitarbeiter 5 1 9  3 1  37 42 57 103 

davon in der Abreitung Maur 5 10 13 13 1 7  24 

. im Jahresdurt'hschnitt 

1 994 

4. Dezember 1 997 

Chronologie des Projekts vollelektronische LKW-Maut 

Beaurtragung einer Machbarkei15studie zum _Roadpricing- durch das damalige 
BMwA 

Empfehlung der vom damaligen BMwA eingesetzten Expenengruppe zur 
raschen Umsetzung eines halb offenen dualen Mautsystems 

I .  Ausschreibung (Ausschreibung flir ein halb offenes duales Mautsystem) 

1 4. April 2000 

2 1 .  Juni 2000 

2. August 2000 

8. August 2000 

29. Dezember 2000 

Ausschreibung der Baulose Nordwest und Süd im offenen Verfahren 

Basisstudie rur den _Technischen Dialog zur volleJektronischen LKW-Maut­

Vorlage des Ergebnisses der AngebolSprüfung durch die von der ASFINAG 
eingesetzte Projektgruppe rur die Baulose Nordwest und Süd 

Beschluss des MiniSIerrales. die Zuschlagseneilung um drei Monate zu 
verschieben 

Widerruf der Ausschreibung rur ein halb offenes duales Mautsystem 

2. Ausschreibung (abgestufter Wettbewerb flir ein Betreibermodell flir eine 
vollelektronische LKW-Maut) 

29. Juni 2001 

27. September 2001 

28.  eptember 2001 

1 2. Dezember 2001 

8.  Februar 2002 

1 7. Mai 2002 

25. Juni 2002 

I .  Jänner 2004 

1 30 

Versendung der Wettbewerbsunlerlagen 

notarielle Hinterlegung der Vorgaben zur Angebo15bewenung 
(Zuschlagskriterien) durch die ASFINAG 

Öffnung der Wettbewerbsarbeilen 

Versendung der Ausschreibungsunterlagen an die verbliebenen flinf Bewerber 

Ende der Angebolsfrisl 

Abgabe der endgültigen verbindlichen Angebote der drei erstgereihten Bieter 

Zuschlagseneilung bzw Unterzeichnung des Betreibervemags durch die 
ASFINAG und den Bestbieter 

Inbetriebnahme des LKW-MaUlsystems 
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Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

ASFINAG: Projekt LKW-Maut 

1 Der RH überprüfte von August 2002 bis Dezember 2002 die Gebarung 

der Autobahnen- und Schnelistraßen-Finanzierungs-Aktiengesel lschaft 

(ASFINAGJ im Zusammenhang mit der Ausschreibung und Auftrags­

vergabe des Projekts LKW-Maul. Dieses Projekt umfasste die vollclekt­

ronische Einhebung einer fahrleistungsabhängigen Maut für LKW und 

Busse mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht VOn mehr als 3,5 t 
im hochrangigen Straßennetz ab I .  Jänner 2004, 

Die Umsetzung der Vergabeentscllcidung und die Errichtungsphase des 

Mauteinhebungs ystems waren nicht Inhalt der Überprüfung, 

Die im September 2003 der ASFINAG und dem BMVIT zugeleiteten 

Prüfungsmiueilungen nahm die ASFINAG zustimmend zur Kenntnis: 

das BMVIT verzichtete auf eine Stellungnahme, Der R I I  nahm daher 

von einer Gegenäußerung Abstand. 

Begriffe und Projektorganisation 

Auftraggeber 

Auftragnehmer 

Ausschreibungs­

unterlage 

Barwert 

Betreiber 

B"IVIT 

2 Auftraggeber im gegenständlichen Verfahren war die ASFINAG, 

Auftragnehmer war eine italienische Betreibergesel lschaft, die sich als 

Einzeluntemehmer mit österreich ischen Subunternehmern am Vergabe­

verfahren beteiligt hane, als Bestbieter ermittelt wurde und den Zuschlag 

erhielt, 

Ausschreibungsunterlage war das den Gewinnern des Wenbewerbes 

übergebene Konvolut, das die erforderlichen Informationen für die Aus­

arbeitung verbindlicher Angebote hinsichtlich der Planung. Finanzie­

rung. Errichtung und des Betriebs des LKW-Mautsyslems Österreich 

beinhaltete. 

Im gegenständlichen Fall wurden die vorge ehenen Zahlungsflüsse des 

Auftraggebeno an den künftigen Betreiber ab dem Zahlungszeitpunkt 

mit einem Zinssatz von 7 'lb  auf den J ,  Jänner 2004 diskontiert, 

Betreiber war die vom Auftragnehmer laut den Ausschreibungsbedin­

gungen zu gründende Projektgesellschafl. Sitz und Rechtsforrn waren 

den Bietern grundsätzlich Freigestellt. jedoch wurde von der ASFINAG 

ein Silz in Österreich bzw eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

vorgeschlagen, 
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III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 139 von 155

www.parlament.gv.at



R 
H 

Beg ffe L cl ProJektorgan sation 

Betrei be rvertra 9 

Enforcement 

GPS 

GSM 

On Board Unit (OBU) 

Mautanlagen 

Mauteinhebungs­

system 

132 

Der Betreibervertrag ist der zwischen dem Auftragnehmer und der 
ASFINAG abgeschlossene Vertrag über die Planung. Finanzierung. Er­
richtung und den Betrieb eines Systems zur Einhebung von Maut rur 
die Benutzung des mautpflichtigen Straßennetzes durch mautpflich­
tige ahrzeuge samt seinen Anlagen und Anhängern. 

Dieses bezeichnet die Gesamtheit aller Einrichtungen und Prozesse 
zur Prüfung der ordnungsgemäßen Entrichtung von Maut. zur Ein­
bringung entgangener Mauteinnahmen und zur Ahndung von Über­
tretungen der Pflicht zur Entrichtung von Maut. 

Das .. Global Positioning System" (GPS) ist ein satel litenunterstütztes 
Ortungssystem. 

Das .. Global System for Mobile Communications" ist ein System zur 
Datenübertragung. 

Dieses i t die fahrzeugseitige Einrichtung zur Teilnahme an einem oder 
mehreren automatischen Mauteinhebungssystemlen). 

Darunter sind sämtliche baulichen Anlagen und sonstigen technischen 
Einrichtungen des Betreibers samt Zubehör zu verstehen. die unmittel­
bar der Einhebung von Maut und/oder dem Enforcemem dienen und 
sich innerhalb der in § 21 des Bundesstraßengesetzes 1971  genannten 
Entfernung vom rnautpflichtigen Straßennetz befinden. 

Mauteinhebungssyslern bezeichnet die Gesamtheit der Einrichtungen 
und Prozesse zur Einhebung der Maut von den Nutzern. 

- mit obligatorischem Fahrzeuggerät 

Darunter ist ein Mauteinhebungssystem zu verstehen. das auf der zwin­
genden Mitführung von Fahrzeuggeräten beruht. 
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Begriffe und Projektorganisatio� ASFINAG: Projekt LKW-Maut 

Mautsystem 

B MVlT 

- automatisches 

Dieses Mauteinhebungssystem ermöglicht die Entrichtung der Maut durch 
technische Einrichtungen während der mautpOichtigen Fahrt ohne sys­
tembedingtes Anhalten, ohne einhebungsbedingte Ge chwindigkeits­
reduktion oder einhebungsbedingte Spur- bzw Fahrstreifenbindung 
sowie ohne vorherige Festlegung der Fahnstrecke. 

- duales 

Dieses sieht zumindest ein automatisches Mauteinhebungssystem und 
ein Einbuchungssystem, zwischen denen der Nutzer frei wählen kann, 
vor. 

Darunter ist die Gesamtheit aller vom Betreiber oder in dessen Auf­
trag von Dritten geschaffenen Einrichtungen, Verfahren und Prozesse 
zur Einhebung der Maut von Benützern, zur Kontrolle der ordnungs­
gemäßen Mautentrichtung und zur Überwachung der ordnungsgemä­
ßen Funktion von Einhebung und Kontrolle zu verstehen. 

- geschlossenes 

Dabei erfolgt die Mauteinhebung für die GesamtstTecke bei der Aus­
fahrtskontrolle. 

- offenes 

Hier erfolgt die Mauteinhebung für ein oder mehrere Teilstücke zwi­
schen den Auf- und Abfahrtsmöglichkeiten. 

- halb offenes 

Die Mauteinhebung erfolgt für ein oder mehrere Teilstücke zwischen 
mehreren möglichen und registrierten Auffahrten und der nächstmäg­
lichen Abfahrt. 

Alle im Berichtsbeitrag angeführten Beträge verstehen sich einschließ­
lich der Umsatzsteuer. 
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3 Die rechtlichen Grundlagen für die Bemautung des hochrangigen Stra­
ßennetzes in Österreich bildeten - neben dem ASFINAG-Gesetz - fol­
gende nationale Bestimmungen: 

- das BundesstraßengeselZ 1 9 7 1 ,  BGBI Nr 286/ 1971  idgF; 

- das Bundesstraßenflllanzierungsgesetz 1 996 [Teil des Strukturan­
passungsgesetzes 1 996). BGBI Nr 201 / 1 996. außer Kraft getreten mit 
I .  Jänner 2003; 

- das Infrastrukturflllanzierungsgeselz 1 997 mit dem ASFINAG-Er­
mächtigungsge etz, BGBI ! Nr 1 1 3/ 1 997; 

- das Bundesstraßen-Überrragungsgesetz, BGBI I Nr 50/2002 ; 

- das Bundesstraßen-Mautgesetz, BGBI ! Nr 109/2002 sowie 

- das Straßenbenützungsabgabengesetz, BGBI Nr 629/ 1994 idF BGBI I 
Nr 4/2000. 

An europäischen Rechtsnormen war weiter die Richtlinie über die Ein­
hebung von Gebühren flir die Benützung bestimmter Verkehrswege 
durch schwere Nutzfahrzeuge zu beachten (Richtlinie 1993/89/EWG; 
ersetzt durch die Richtlinie 1 999/62/EG). 

Das Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 sieht die Einhebung einer bundes­
weiten fahrleislUngsabhängigen Maut auf allen Autobahnen. Schnell­
straßen und besonderen Bundesstraßen flir Kraftfahrzeuge mit einem 
höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t vor. Die fahr­
leistungsbezogene Maut ist durch den Einsatz elektronischer Geräte 
im Wege der Abbuchung von Mautguthaben oder der Verrechnung im 
Nachhinein zu entrichten. Maurprellerei (Benutzung einer Mautstrecke 
ohne Entrichtung der dafür geschuldeten zeitabhängigen Maut) stellt 
eine Verwalrungsübenrerung dar. 
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Entwicklung der 

Mauteinhebung in 
Österreich 

BMVIT 

ASFINAG: Projekt LKW-Maut 

4.1 ( I )  Seit der Gründung der Brenner Autobahn AG im jahr 1 964 wird in 
Österreich auf bestimmten öffentlichen Straßen des hochrangigcn Stra­

ßennetzes Maut eingehoben. Die 1997 von Maut-Experten dem dama­

ligen BMwA empfohlenc fahrleistungsabhängige LKW-Maut wurde als 

.. halb offenes duales System- mit einer Novelle 1 999 im Bundesstra­

ßenflOanzierungsgesetz 1 996 verankert. Dabei sollte neben der manuel­

len Bemautung (Mautkabinen) auch eine elektronische MaUleinhebung 

auf Basis der bereits für die Abbuchung der ÖKO-Punkte eingesetztcn 

Mikrowellentechnologie ermöglicht werden. 

(2) Die ASFINAG schätztc im Jahr 2000 die gesamten Planungs- und 

Investilionskosten für das Projekt LKW-MaUl auf ] 50,47 Mill EUR. 

Die Bau- und Lieferleistungen für das halb offene duale Mauteinhe­

bungssystem (erste Ausschreibung) wurden im Frühjahr 2000 ausge­

schrieben (Baulose Nordwest und Süd). 

(]) Im Sommer 2000 zeigte eine vom BMVIT nach Beginn der Aus­

schreibungen zum halb offenen dualen System beauftragte Vergleichs­

studie auf, dass 

- bei Systemen auf der Basis von GPS bzw GSM kein vollelektronisches 

Szenario denkbar erschien und ein duales GPS-System vor allem wegen 

prinzipieller operativer Unzulänglichkeiten sowie der erhebl ichen Ris­

ken der Technologie de facto ausscheiden würde und 

- ein volleleklronisches, flächendeckendes, offenes System mit erprob­

ten Technologien und fahrbahnübergreifenden Mautstationen zwischen 

allen Anschlussstellen einen Kostenvorteil gegenüber dem bereits aus­

geschriebenen halb offenen dualen Mauteinhebungssystem erbrächte. 

Der durch die Verzögerung der Inbetriebnahme bedingte Einnahmen­

verlust würde sich nach vier bis acht jahren kompensieren. 

Im Hinblick auf die Möglichkeiten eines vollelektronischen Bcmau­

tungssystems verabschiedete der Min isterrat im August 2000 den 

Bericht des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 

zur Verlängerung der Zuschlagsfrislen um drei Monate hinsichtlich der 

Bau- und Lieferauflräge Für das halb offene duale Mautsystem. 

4.2 Nach Ansicht des RH erforderte der beabsichtigte Systemwechscl auf 

ein vollelcktronisches Maut ystem vergaberechtlich eine Neuausschrei­

bung. 
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5.1 Nach Klärung der Realisierbarkeit eines volleiektronischen Mautsystems 

stimmte das BMVlT die mit externen Beratern diskutierten vergaberecht­

lichen Probleme der verpnichlenden Ausrüstung der Fahrzeuge mit einer 

On Board Unit und des Betreibermodells mit der Europäischen Kommis­

sion ab. 

I m  Dezember 2000 widerrief die ASFINAG die Ausschreibungen im 

Zusammenhang mit den Bau- und Lieferleistungen fur das halb offene 

duale Mauteinhebungssystem mit einer Auftragssumme von insge­

samt rd 267,81 Mill EUR. Bis dahin waren für dieses System bereits rd 

32,79 Mil l  EUR an baulichen Investitionen getätigt worden. 

5.2 Der RH zeigte auf. dass rd 25.5\ Mill EUR der für das halb offene duale 

Mautsystem getätigten Investitionen nicht mehr weiter verwendbar und 

daher abzuschreiben waren. Die durch die nachfolgende zweite Aus­

schreibung bedingte, um 1 8  Monate verzögerte Einführung der LKW­

Maut hielt er unter Bedachtnahme auf die technischen Verbesserun­

gen und Tarifentwicklungen für wirtschaftlich vertretbar. 

6.1 Zur Unterstützung ihres eigenen Projelmeams beauftragte die ASFINAG 

in verhältnismäßig hohem Maße externe Berater. Der Aufwand hiefür  
erreichte mi t  7,63 Mill EU"R rd 64 % der Gesamtkosten rur das Vergabe­

verfahren. Das BMVlT setzte als Begleit- und Beratungsgremium eine 

eigene Arbeitsgruppe ein. 

6.2 Der RH hielt die Projektorganisalion der ASFlNAG für zweckmäßig; den 

Beratungsaufwand beurteilte er als hoch. Allerdings anerkannte der RH 

die besonderen Rahmenbedingungen des Projekts; er nahm in diesem 

Zusammenhang die von der A5F1NAG mit einer erfolgreichen Verfah­

rensabwicklung verbundenen hohen Einnahmenerwartungen Zur 

Kenntnis. 

7 .1  Mit der seit Anfang 2001 betriebenen zweiten. nunmehr technologie­

offenen Ausschreibung sollte die rasche U msetzung der fahrleistungs­

abhängigen LKW-Maut erreicht werden. Die Ausschreibung bestand 

aus einem rechtlich-kommerziellen Vertragsteil und aus technisch­

organisatorischen Mindest- bzw Soll-Anforderungen an die Bereiche 

Betrieb, Venrieb, Abrechnung und Kontrolle. 
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Ve rga b eve rfa h re n 

Zusch lagsk ri terien 

BMVIT 

ASFINAG: Projekt LKW-Maut 

Der von der ASFINAG vorgeschlagene rechtlich-kommerzielle Ver­

tragsteil regelte im Detail die langfristige Vertragsabwicklung, Ver­

gütungen und Pönalien, die Einflussmöglichkeiten der ASFINAG bei 

Planung, Errichtung und dem zehnjährigen Betrieb des Mauteinhc­

bungssystcms sowie die Möglichkeiten der Vertragsbcendigung. Die 

Angebote der Bieter hatten jedenfalls so genannte _rechtlich-kommer­

zielle Kembereiche" zu erflillen. Die außerhalb d ieser Bereiche ange­

botenen Abweichungen unterzog die ASF1NAG einer kommissionellen 

Bewertung, die im Bietervergleich mit berücksichtigt wurde. 

Die Angebote harten auch im technisch-organisatorischen Bereich defi­

nierte .Muss-Anforderungen- zwingend zu erfüllen. Darüber hinaus sahen 

die Ausschreibungsvorgaben die Bewertung des Erfüllungsgrades von 

zusätzlichen .Soll-Anforderungen" und deren Einbeziehung in den 

Bietervergleich vor. 

Das ausgeschriebene Vergütungsmodell der zehnjährigen Betreiber­

leistung bestand aus festen und variablen VergütungsanteHen; es ent­

hielt weilers Regelungen zur Vergütung künftiger Leistungen und zur 

Anpassung an Qualitätsparameter sowie eine BonifIkation flir eine 

vorzeitige Betriebsaufnahme. 

7.2 Die Aus chreibungsinhalte und -vorgaben waren geeignet, den be­

schriebenen Zielsetzungen des Projekts an eine flächendeckende, fahr­

leistungsbezogene, disluiminierungsfreie und ohne Störung des Ver­

kehrsflusses erfolgende vollelekuonische Einhebung der Maut zu ent­

sprechen. 

8.1 Die Ausschreibungsunterlagen sahen exakte Regelungen flir die beiden 

Zuschlagskriterien Preis Imaximal 70 Punkte) und Qualität (maximal 

30 Punkte) vor. Diese enthielten unter a nderem den Rechenmodus flir 

die Ermittlung des Barwerts der Angebote und detaillierte AufschJüs­

selungen flir die Vergabe der Qual itätspunkte. 

8.2 Der RH erachtete die vorgenommene Gewichtung und die Methode 

zur Beslbieterennitt!ung flir zweckmäßig und ausreichend offen Für 

unterschiedliche Mautsysteme; insgesamt waren sie als ausgewogen 

und sachneutra! zu beurteilen. Aus Sicht des RH war keine Bevorzu­

gung einer bestimmten Technologie {GPS- bzw Mi.krowellentechno-

10gieJ gegeben. 
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9.1 Die ASFINAG wickelte ab dem Fruhjahr 2001 die Vergabe der beschrie­

benen Dienstleistung (Betreibermodell zur Einhebung der LKW-Maut) 

in einem mehrstufIgen Verfahren nach dem Bundesvergabegesetz 1997 

ab. Das Verfahren umfasste einen auf präqual iflziene Teilnehmer be­

schränkten Wettbewerb mit anschließendem Verhandlungsverfahren 

unter den fünf besten Wellbewerbsteilnehmern. Wesenlliche Festle­

gungen in den Ausschreibungsunterlagen waren in Abstimmung mit 

der .. Arbcitsgruppe - BMVIT" bereits zu Beginn  des Wettbewerbs ge­

troffen und unverändert beibehalten worden. 

Die Eröffnung und Kennzeichnung der rechtzeitig eingereichten Ange­

bote erfolgten am 6. Februar 2002 unter notarieller Aufsicht. Nach der 

anschließenden Prufung und Beuneilung der Angebote waren entspre­

chend den Ausschreibungsvorgaben nur die drei erstgereihten Bieter 

zu weiterführenden Verhandlungen einzuladen. 

Der Bieter 1 musste vor der inhalt lichen Prufung der Angebote aus for­

malen G runden ausgeschieden werden. Beide Angebote des Bieters 4 

sowie die Zweitangebote der Bieter 2 und 5 wurden wegen eindeuti­

ger Verletzung der Kembereichsvorgaben in rechtlich-kommerzieller 
Hinsicht bei zehn Fällen ausgeschieden. Diese Verfahrensentscheidung 

wurde vom Bieter 4 bei den Vcrgabekontrollbehörden und dem Kar­

tellgericht erfolglos bekämpft. 

Nach Abschluss der Verhandlungen mit den verbliebenen Bietern 2. J 

und 5 im März und April 2002 wurde der verhandelte rechtlich-kom­

merzielle Vertragsteil paraphiert. Dieser bildete die Basis für die bis 

zum 1 7. Mai 2002 vorzulegenden endgültigen A ngebote. 

9.2 Die ASFINAG wickelte das Vergabeverfahren ordnungsgemäß und effi­

zient ab. Der RH sah in der rechtzeitigen Festlegung und Einhalrung der 

rechtl ich-kommerziellen Kernbereiche und der Verfahrensmodalitäten 

eine wesentliche Voraussetzung ftir die Vergleichbarkeit der A ngebote 
und einen fairen Wettbewerh. Somit verringene die ASFlNAG das Risiko 

einer Verzögerung der Zu chlagserteilung und damit des Einführungs­

termins der LKW-Maut. 

B MVIT 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)146 von 155

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Ve'g beverf hren 

Prüfung der 

endgültigen Angebote 

und Zuschlag 

Öffentliche Aus­

einandersetzung 

zur "System­

entscheidung" 

BMVIT 

ASFINAG: Projekt LKW-Maut 

10.1 Nachdem die verbliebenen drei Bieter ihre endgültigen Angebote recht­

zeitig bis zum 1 7. Mai 2002 vorgelegt hanen, wurden diese von unter­

schiedlichen Arbeitsgruppen - getrennt nach rechtlich-kommerziellen 

und technisch-organisatorischen A pekten - geprüft und bewertet. 

Aus der Zusammenführung der von den Arbeitsgruppen getrennt ermit­

teilen Bewertungen ergab sich das Angebot de Bieters 5 (obligato­

risches System mit Mikrowellentechnologie] mit einem angebotenen 

Barwert von 746.58 Mill EUR als bestes Angebot. 

Am 25. Juni 2002 schloss die ASFINAG mit dem Bieter 5 und der von 

ihm entsprechend den kommerziellen Ausschreibungsbedingungen gegrün­

deten Betreibergesellschaft den Beueibervertrag auf zehn Betriebsjahre 

ab. Die Inbetriebnahme des Mautsystems wurde mit I .  Jänner 2004 fest­

gelegt. 

10.2 Der RH konnte keine Bevorzugung eine Bieters oder einer Technolo­

gie feststellen. Die festgelegten Prinzipien des Vergleichs waren vom 

technischen Standard präzise und ließen wenig Spielraum für eine sub­

jektive Beurteilung. 

11 . 1  In der öffentlichen Auseinandersetzung über die LKW-Maut, die zeit­

gleich mit dem Einschallen der Vergabekontrollbehörden im März 2002 
einsetLte, standen 

- die Frage der SystemenlScheidung _Mik.rowellensystem in Österreich­

gegen _Satellitensystem in Deutschland", und damit in Zusammenhang 

gebracht 

- der angebliche Verzicht auf die hohen Mauteinnahmen durch die an­

geblich früher mögliche Inbetriebnahme (zeitgleich mit Deutschland) 

in Diskus ion. 

1 1.2 Der RH stellte fest. dass die Ausschreibung technologie-offen erfolgt 

war. Im Vergabeverfahren wurde ein Betreiber rur eine ab I .  Jänner 2004 
für zehn Jahre zu gewährleistende nächendeckende und ohne Störung 

des Verkehrsnusses abzuwickelnde Einhebung der LKW-Maut gesucht 

und beauftragt. 
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140 

Die auf eine mögliche frühere Inbetriebnahme ausgerichteten Kosten­
vorteile eines satellitenunterstützten Mautsystems wurden von keinem 
Bieter verbindlich angeboten. 

Die öffentliche Diskussion in Österreich über die unterschiedlichen Maut­
systeme endete mit der fristgerecht zum vereinbarten Termin mit I .  Jän­
ner 2004 erfolgten Inbetriebnahme des Systems. 

1 1.3 Die ASFINAG beriehme im März 2004, dass ill deli erslell beidelI MOlla­

lell des slabilen Belriebes Maureilmah mell ill Höllc VOll 108 Mill EUR 

bei riller Allzahl VOll 75,8 Mill MaUl1rallsaktiollell zu verbudlell warell, 

wobei das Verllällllis illlälldisdle LU auslälldisdlell Falrrzeugell 5 5  % : 45 % 

beIrageIl lrabe. Die Möglidlkeil der lraelllrägliehell Verrechnullg hällell 

76 % der KUlIdelI gellutzl. VOll deli stationä reIl KOlIlTolleillriclllungen 

wärell 3 % bis 4 % der konrrollierrell Fahrzeuge als Maulpreller festge­

slcllt wordeIl. Es hiittell siell bei über 1 1  000 Übertretungen der Maul­

pfliclll Ersatzforderullgell VOll illsgesamt 1 ,44 Mill EUR ergebell. 

12  Zusammenfassend beurteilte der R H  die Ausschreibung und Auf­
tragsvergabe des Projekts vollelektronische LKW -Maut durch die 
ASFINAG als ordnungsmäßig. Das System wurde fristgerecht zum 
1 .  Jänner 2004 in Betrieb genommen. Im Laufe des Verfahrens wurde 
keine Bevorzugung eines Bieters oder einer bestimmten Technolo­
gie festgestellt. 

Wien, im Oktober 2004 

Der Präsident: 

Dr Josef Moser 

BMVlT 
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A N H A N G  

Entscheidungsträger 

(Aufsichtsratsvorsitzende und 

deren Stellvertreter 

sowie Vorstandsmitglieder) 

der überprüften Unternehmungen 

Anmerkung: 

I 
Entscheidungsträger 

im AmI befindliche Entscheidungsrräger in Blaudruck 

141 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 149 von 155

www.parlament.gv.at



142 

R 
H 

III-106 der Beilagen und Zu III-106 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)150 von 155

www.parlament.gv.at



R 
H 

Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 

Vorsitzenden 

Vorstand 

S "I SWK 

Entscheidungsträger 

Steiermärkische Krankenanstaltengesellschaft mbH 

Univ pror DDr Waldemar JUD 

( 2 1 .  Oktober 1 992 bis 3 1 .  Oktober 1999) 

Mag Wemer HEINZL 

( I .  November 1999 bis 30. September 2002) 

Univ Prof Dr Bemd SCHILCHER 
(seit I .  Oktober 2002) 

DDr AnIon HESCHGL 

( 2 1 .  Oktober 1 992 bis 3 1 .  Oktober 1 999) 

Univ Pror Dr Bemd SCHILCHER 

( I .  November 1 999 bis 30. September 2002) 

Mag Wemer HEl ZL 
(seit I .  Oktober 2002) 

DI Dr KJaus FANKHAUSER 

(30. Oktober 1 992 bis 30. September 2003) 

DI Berndt MARTETSCHLÄGER 

1 1 .  Juli 1995 bis 30. September 2003) 

Dr Josef TANNER 

( I .  Oktober 2003 bis 3 1 .  März 2004) 

Ernst HECKE 

(seit I. April 2004)" 

DI Christian KEHRER 
Iseit I. April 2004) 

• von I.  Oktober 2003 bis 3 1 .  Miirz 2004 interimistischer Vorsland 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 

Vorsitzenden 

Vorstand 

Vorsitzender 

Mitglieder 

B MVIT 

Autobahnen- und Schnellstraßen­

Fi nanzierungs-A kti engeseiLschaft 

Ing Mag Christian TRAlTNER 

(von 27. Juni 1 996 bis 9. August 2001)  

Or Franz KUBIK 

(von 9. August 2001 bis 1 6. Februar 2002) 

Or Othmar BRUCKMÜLLER 

(von 1 3. März 2002 bis 1 2. Juni 2002) 

Or Johann QUENOLER 

(seit 1 2. Juni 2002) 

Sektionschef 01 Hans MÜLLER 

(von 2. Juli 1 999 bis 19. April 2001)  

Dr Othmar BRUCKMÜ1LER 

(von 7 .  Mai 2001 bis 1 3. März 2002) 

DI Michael RAMPRECHT 

(seit 1 3. März 2002) 

Dr Waller HECKE 

(seit 1 4. September 2001 )  

01 Bernhard ENGLEOER 

(von 1. November 1 997 bis 1 4. September 2001)  

Or Engelbert SCHRAGL 

[von I .  November 1 997 bis 1 4. September 2001 ) 

01 Franz lÜCKLER 

(seit 1 4. September 2001 ) 

Ing Mag Christian TRATTNER 

(seit 1 1 .  Februar 2002) 

Entscheidungsträger 
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